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Beginn: 14.01 Uhr

Präsidentin Diezel:

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, ich heiße Sie herzlich willkommen zu unse-
rer heutigen Sitzung des Thüringer Landtags, die
ich hiermit eröffne. Ich begrüße unsere Gäste auf
der Zuschauertribüne und die Vertreterinnen und
Vertreter der Medien.

Besonders herzlich möchte ich zum ersten Mal im
Hohen Hause die neue Staatssekretärin im Ministe-
rium für Bau, Landesentwicklung und Verkehr, Frau
Inge Klaan, begrüßen. Herzlich Willkommen!

(Beifall im Hause)

Als Schriftführerin hat neben mir Platz genommen
die Frau Abgeordnete Berninger. Die Rednerliste
führt die Frau Abgeordnete Kanis.

Für die heutige Sitzung haben sich entschuldigt -
hier haben wir eine leider sehr lange Liste: Herr Ab-
geordneter Kubitzki, Frau Abgeordnete Jung, Herr
Abgeordneter Bergemann, Herr Abgeordneter Gün-
ther, Herr Abgeordneter Krauße, Herr Abgeordneter
Recknagel, Herr Abgeordneter Dr. Voigt, Herr Ab-
geordneter Schröter zeitweise, Herr Abgeordneter
Meyer, die Frau Ministerpräsidentin Lieberknecht,
der Minister Geibert, der Minister Dr. Poppenhäger
und Herr Minister Reinholz.

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, bevor wir in die Tagesordnung eintreten, ge-
statten Sie mir folgende Gedanken. Der heutige
21. März wird weltweit als Internationaler Tag ge-
gen Rassismus begangen. Die Vereinten Nationen
haben diesen Gedenktag 1966 ausgerufen, um auf
die vielen Gesichter des Rassismus aufmerksam zu
machen und eine aktive und offene Auseinander-
setzung mit diesem Thema zu befördern. Auch in
Deutschland müssen wir uns intensiv mit dieser
Problematik auseinandersetzen, denn auch in un-
serem Land gibt es noch immer rassistische und
antisemitische Übergriffe. Das ist nicht zuletzt durch
die Morde der Zwickauer Terrorzelle augenfällig ge-
worden. In ganz Deutschland setzen heute daher
Schulen, Vereine, Betriebe, Religionsgemeinschaf-
ten und lokale Initiativen Zeichen gegen rassisti-
sche Diskriminierung, Vorurteile und Ausgrenzung.

Unter anderem hat die Türkische Gemeinde in
Deutschland unter dem Motto „5 vor 12“ zu
deutschlandweiten, dezentralen Aktionen aufgeru-
fen. Die Bürgerinnen und Bürger waren dazu einge-
laden, um 11.55 Uhr für fünf Minuten vor ihre Woh-
nungen, Geschäfte und Betriebe zu treten und da-
mit deutlich zu machen, dass sie gegen Rassismus
und für ein friedliches und solidarisches Zusam-
menleben sind.

Auch wir Abgeordneten bekennen und bekräftigen
an diesem Tag uns zu den Menschenrechten und
zu einem weltoffenen demokratischen Land.

(Beifall im Hause)

Gerade vor dem Hintergrund des furchtbaren, ver-
mutlich antisemitisch motivierten Attentats in Tou-
louse, bei dem drei Kinder und ein Lehrer vor ihrer
Schule erschossen wurden, müssen wir klar beken-
nen, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit haben
keinen Platz in der Welt, in Europa, in Deutschland
und in Thüringen.

(Beifall im Hause)

Dafür wollen wir Thüringer Abgeordneten mit unse-
rem politischen Wirken in unseren Wahlkreisen, in
den Städten und Gemeinden im ganzen Freistaat
alles Erdenkliche tun. Herzlichen Dank.

(Beifall im Hause)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, folgende
allgemeine Hinweise: Der Ältestenrat hat gemäß
§ 17 Abs. 4 Satz 1 der Geschäftsordnung eine Dau-
ergenehmigung für Bild- und Tonaufnahmen für
Frau Jacqueline Piwon vom ZDF erteilt.

Die Fraktion der CDU hat mich darüber unterrichtet,
dass sie Herrn Maik Scholkowsky und Herrn Ronny
Ludwig beauftragt hat, in diesen Plenarsitzungen
von den dafür vorgesehenen Flächen im Plenarsaal
Filmaufnahmen der Abgeordneten der CDU zu ferti-
gen. Gemäß Ältestenratsbeschluss vom 15. De-
zember 2009 ist dazu keine Genehmigung, sondern
lediglich die Unterrichtung der Präsidentin erforder-
lich. Die Parlamentarischen Geschäftsführer sind
informiert.

Darüber hinaus habe ich aufgrund der Eilbedürftig-
keit für Herrn Peter Endig von dpa eine Sonderge-
nehmigung für Bild- und Tonaufnahmen gemäß der
Regelung für dringende Fälle nach § 17 Abs. 4
Satz 1 der Geschäftsordnung für diese Plenarsit-
zung erteilt.

Das Thüringer Handwerk hat heute Abend zu ei-
nem parlamentarischen Abend eingeladen, der
nach dem Ende der Plenarsitzung beginnen wird.

Die UNICEF-Arbeitsgruppe Erfurt führt morgen im
Foyer vor dem Landtagsrestaurant ihren traditionel-
len Verkauf von Osterkarten durch. Dazu präsen-
tiert die Arbeitsgruppe am Weltwassertag eine klei-
ne Ausstellung zur UNICEF-Kampagne „Wasser
hilft“ in verschiedenen Regionen unserer Welt, un-
ter anderem im Südsudan, Sambia und Bangla-
desh.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, folgende
allgemeine Hinweise zur Tagesordnung:

Die Fraktionen sind im Ältestenrat übereingekom-
men, den Tagesordnungspunkt 3 „Fünftes Gesetz
zur Änderung des Thüringer Landeswahlgesetzes“
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heute nach der Aktuellen Stunde sowie die Tages-
ordnungspunkte 12 und 22 in jedem Fall in dieser
Plenarsitzung aufzurufen.

Die Beschlussempfehlung des Innenausschusses
zu TOP 3 hat die Drucksachennummer 5/4205. Als
Berichterstatter wurde der Abgeordnete Kuschel
benannt.

(Beifall DIE LINKE)

Dazu wurde ein Änderungsantrag der Fraktion DIE
LINKE in der Drucksache 5/4215 verteilt.

Die Beschlussempfehlungen des Haushalts- und
Finanzausschusses zu den TOP 8 a und b haben
die Drucksachennummern 5/4184 und 5/4185.

Die TOP 10 und 11 werden von der Tagesordnung
abgesetzt, da die zuständigen Ausschüsse noch
nicht abschließend beraten haben.

Zu TOP 23, der Fragestunde, kommen die Mündli-
chen Anfragen in den Drucksachen 5/4186, 5/4190
bis 5/4197 hinzu.

Die Landesregierung hat mitgeteilt, für die Tages-
ordnungspunkte 15, 16 und 18 von der Möglichkeit
eines Sofortberichts gemäß § 106 Abs. 2 der Ge-
schäftsordnung Gebrauch zu machen.

Gibt es weitere Anmeldungen zur Tagesordnung?
Bitte schön, Herr Blechschmidt.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Danke, Frau Präsidentin. Namens meiner Fraktion
beantrage ich die Aufnahme des Antrags in Druck-
sache 5/4178 „Frauen in Thüringen - Gleicher Lohn
für gleichwertige Arbeit noch nicht eingelöst“, der
fristgerecht eingereicht worden ist, in die Tagesord-
nung. Damit verbinden wir gleichzeitig die Bitte um
Abarbeitung während dieser Plenartage. Die Be-
gründung zu diesem Antrag, den ich jetzt formuliert
habe, würde die Kollegin Leukefeld geben.

Präsidentin Diezel:

Gibt es weitere Anträge zur Tagesordnung? Das ist
nicht der Fall, dann würden wir über diesen Antrag
abstimmen. Aber erst die Begründung. Frau Leuke-
feld, bitte.

Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich
möchte zunächst noch einmal feststellen, dass der
Antrag „Frauen in Thüringen - Gleicher Lohn für
gleichwertige Arbeit noch nicht eingelöst“ fristge-
mäß eingereicht wurde, und zwar vor der Aktuellen
Stunde, die jetzt zum gleichen Thema von der SPD
auf der Tagesordnung steht. Deshalb möchte ich
Sie noch einmal bitten zuzustimmen, dass wir am
Freitag diesen Antrag behandeln, weil an diesem
Tag der Equal Pay Day ist. Was heißt das? Der

Equal Pay Day, das wissen eigentlich mittlerweile
alle, entspricht symbolisch der Zeit oder wird an
dem Tag durchgeführt, bis zu dem Frauen hätten
arbeiten müssen, um den Lohn, den im Durch-
schnitt ihre männlichen Kollegen als Vorjahresge-
halt erhalten haben, zu bekommen. Das heißt im
Klartext: In Deutschland klafft eine Lohnlücke von
23 Prozent, in Europa sind es 17 Prozent. Der
europäische Equal Pay Day war am 1. März. Das
macht es noch einmal sehr symbolisch; wir haben
am 23. März auch hier in Thüringen diese Zeit er-
reicht. Ich denke, man sollte nicht nur wie alljährlich
in Aktuellen Stunden oder auf den verschiedensten
Foren und außerparlamentarisch darüber sprechen,
sondern es ist an der Zeit, dass endlich auch kon-
kret diskutiert wird und Politik mehr tut, als immer
nur diesen Zustand zu konstatieren. Es geht eben
nicht nur um einen symbolischen Akt, sondern es
geht darum, tatsächlich die Differenz durch entspre-
chende Festlegungen, auch durch Gesetzesinitiati-
ven, auszugleichen. Politik hat meines Erachtens
oder unseres Erachtens viel zu lange auf Selbstre-
gulierung gewartet und es ist nur zu begrüßen,
dass beispielsweise auch von Baden-Württemberg
eine Bundesratsinitiative zum gleichen Thema auf
den Weg gebracht wurde.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich hoffe sehr, dass diese Bundesratsinitiative auch
von der Thüringer Landesregierung unterstützt
wird. Wir fordern mehr Verbindlichkeit, wir bitten um
Ihre Zustimmung, dass dieser Antrag am Equal Pay
Day, am 23., also am Freitag, hier in diesem Hohen
Haus behandelt wird. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Möchte jemand gegen die Dringlich-
keit sprechen? Ich sehe, es gibt keine Wortmel-
dung, dann kommen wir zur Abstimmung. Wer da-
mit einverstanden ist, dass der Antrag in der Druck-
sache 5/4178 auf die Tagesordnung kommt, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Ich sehe Zu-
stimmung bei der FDP, CDU, SPD, bei BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der LINKEN. Wer ist dage-
gen? Keine Gegenstimmen. Wer enthält sich? Kei-
ne Enthaltung, damit ist der Antrag auf der Tages-
ordnung.

Wir kommen zur Platzierung. DIE LINKE hatte be-
antragt, in jedem Fall während dieser Plenartage zu
beraten. Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Das ist Zustimmung bei den Fraktio-
nen DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
FDP. Wer ist dagegen? Dagegen sind die CDU und
die SPD. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Herr Emde, bitte schön.
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Abgeordneter Emde, CDU:

Frau Präsidentin, ich würde gern beantragen, dass
wir den Tagesordnungspunkt 15 morgen in jedem
Falle behandeln.

Präsidentin Diezel:

Tagesordnungspunkt 15. Gibt es andere Meinun-
gen? Ich sehe, das ist nicht der Fall. Dann lassen
wir darüber abstimmen. Wer damit einverstanden
ist, dass wir morgen den Tagesordnungspunkt 15 -
Drucksache 5/4160 - beraten, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. Danke schön. Zustimmung bei
der CDU, der SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Wer ist dagegen? Keine Gegenstimmen. Wer ent-
hält sich? Enthaltung bei der FDP. Damit ist bestä-
tigt, dass wir auf jeden Fall morgen den Tagesord-
nungspunkt 15 behandeln.

Dann kommen wir zum Aufruf des Tagesord-
nungspunkts 24, Aktuelle Stunde. Alle Fraktionen
haben jeweils eine Aktuelle Stunde beantragt. Die
Zeit für jedes Thema beträgt 30 Minuten, die Rede-
zeit der Landesregierung bleibt dabei unberücksich-
tigt. Die Redezeit für einen Redebeitrag eines Ab-
geordneten beträgt maximal 5 Minuten, Geschäfts-
ordnung § 93.

Ich rufe auf den ersten Teil

a) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN zum Thema: „Ein
Jahr nach Fukushima - Ener-
giewende in Thüringen voran-
bringen“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 5/4163 -

Ich eröffne die Aussprache und als Erste zu Wort
gemeldet hat sich die Frau Abgeordnete Anja Sie-
gesmund von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, in diesen Tagen jährt sich die unfassbare
Tragödie von Fukushima. Der Tsunami und der
darauffolgende atomare Gau haben unbeschreibli-
che Folgen für die japanische Bevölkerung ausge-
löst, für ihre Um-, für ihre Lebenswelt. Auch heute
noch ist das ganze Ausmaß der Tragödie nicht be-
zifferbar. Bis heute können Zehntausende Men-
schen nicht in ihre Wohnungen und Häuser zurück
und derzeit werden rund 360.000 japanische Kinder
per Massenuntersuchung auf die Folgewirkungen
hin untersucht. Das hat ein Gutachten von Ärzten
aus Fukushima als notwendig erachtet, weil bei 10
von 130 in Sicherheit gebrachten Kindern hormo-

nelle und andere Unregelmäßigkeiten in der Schild-
drüse festgestellt wurden. Auch hier wird es noch
viel zu tun geben, viel darüber zu evaluieren geben,
welches Ausmaß diese Tragödie tatsächlich hat.
Japan befindet sich nach wie vor im Ausnahmezu-
stand.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es gibt ei-
nige, denen das scheinbar egal ist, unter anderem
unserer Bundesregierung, die zwar mit der CDU
gemeinsam zu Beginn der Legislatur den rot-grü-
nen Ausstiegsbeschluss revidiert und es sich dann
wieder anders überlegt hat, jetzt aber eindeutig bei
der Frage, wie in der Bundesrepublik die Energie-
wende vorangebracht wird, wieder auf der Bremse
steht.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir finden, wer A wie Atomausstieg sagt, muss
auch E wie Energiewende sagen, und das passiert
im Augenblick nicht.

(Beifall SPD)

Lernen Sie dieses Wort. Sie sabotieren geradezu -
und ich schaue da in die Fraktionen von CDU und
FDP - die Energiewende und machen mit aller Kraft
das, was Sie richtig gut können in den letzten zwei
Jahren, zumindest in Berlin, nämlich Klientelpolitik
für vier große Stromkonzerne.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Energiewende auf Schwarz-Gelb sieht nämlich al-
lein in den vergangenen drei Monaten so aus: Im
Strombereich wird die Solarindustrie kaputt ge-
macht. Im Wärmesektor werden die Mittel für die
Gebäudesanierung und das Marktanreizprogramm
gestrichen und im Mobilitätssektor wird die
Besteuerung der Biokraftstoffe ab 2013 auf 45 Cent
pro Liter erhöht. So geht Energiewende nicht, und
das müssen Sie sich hier auch anhören.

Das Ganze hat verheerende Folgen für Thüringen.
Ich will das am Beispiel der Photovoltaik deutlich
machen. In ihrer 4. EEG-Novelle allein in zwei Jah-
ren - das muss man sich auch mal geben - ver-
hackstücken Sie alle Erfolge, die die Photovoltaik-
branche in den vergangenen Jahren erreicht hat.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie verhackstücken nicht nur die Erfolge der Solar-
branche, sondern auch der Unternehmen, die un-
mittelbar betroffen sind. Das sind nämlich diejeni-
gen, die im Handwerksbereich, als Projektierer, als
Planer, als Architekten und als viele andere unter-
wegs sind und dafür sorgen, dass die Energiewen-
de auch in Thüringen umgesetzt wird. Ich darf Ih-
nen versichern, bei der installierten PV-Leistung
hängt Thüringen auch hinterher, wir sind hinter
Sachsen-Anhalt, hinter Bayern und auch hinter an-
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deren Bundesländern. Und erzählen Sie mir nicht,
dass hier weniger die Sonne scheint als in Sach-
sen-Anhalt.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das lasse ich nicht gehen und auch nicht durchge-
hen, auch nicht Ihnen, Herr Barth. Dass Sie sich
angesprochen fühlen, freut mich, Sie werden mun-
ter, das finde ich gut. Die FDP ist eine besonders
mittelstandsfreundliche Partei, so heißt es jeden-
falls immer. Ich behaupte, Sie sind mittelstands-
feindlich.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Weil Sie kei-
ne Ahnung haben, das ist Ihr Problem, das
hören Sie nicht gerne.)

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ja, genau, das hören Sie nicht gerne, das kann ich
mir gut vorstellen. Weil das, was Sie tun, dem Mit-
telstand den Boden unter den Füßen wegreißt, weil
Sie im Augenblick 5.000 Arbeitsplätze in Thüringen
allein in der Photovoltaik und angeschlossenen Un-
ternehmen gefährden. Und das sind allein im Kam-
merbezirk Erfurt - Herr Barth, hören Sie sich die bit-
tere Wahrheit an - 380 Unternehmen. Die FDP ist
mittelstandfeindlich.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Was ist zu tun? Zu tun sind verschiedene Dinge.
Zum einen hat diese Landesregierung die Pflicht -
ich schaue zu Herrn Machnig, könnte genauso gut
zur Ministerpräsidentin schauen - Sie haben die
Pflicht, bei dieser EEG-Novelle dafür zu sorgen,
dass Thüringen dagegen stimmt. Weil so, wie Sie
es im Augenblick immer machen - nämlich sich ent-
halten und sich damit irgendwie rausmogeln -, kom-
men wir dieses Mal nicht hin. Sie wissen genauso
wie ich, die EEG-Novelle dieses Mal ist einspruchs-
pflichtig, es ist kein zustimmungspflichtiges Gesetz.
Wenn Sie sich dieses Mal enthalten, sind Sie inkon-
sequent in jeder Hinsicht. Das muss sich auch die
SPD gefallen lassen. Und Herr Machnig, entweder
setzen Sie Ihren Koalitionspartner unter Druck und
können hier als grüner Motor in Thüringen rumagie-
ren oder Sie schaffen es wieder nicht und sind un-
glaubwürdig.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das trifft Sie genauso wie alle anderen.

Reformieren Sie das 1.000-Dächer-Programm. Das
ist das Nächste, was Sie machen müssen. Sogar
die konservative IHK sagt, da muss ein bisschen
mehr Modernität rein. Das dürfte Ihnen zu denken
geben. Stellen Sie Energiekonzepte für Landeslie-
genschaften auf. Es gibt auch unter Herrn Machnig

nur ein Drittel Energiekonzepte für Landesliegen-
schaften. Das ist dünn. Legen Sie los - das fängt
bei der JVA Goldlauter an, hört bei anderen Dingen
auf - und binden Sie die Stadtwerke ein, damit die
Energiewende tatsächlich gelingt. Schmeißen Sie
also wirklich den grünen Motor an und reden Sie
nicht nur darüber.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Als Nächster spricht für die CDU-
Fraktion der Abgeordnete Henry Worm.

Abgeordneter Worm, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, wir alle erinnern uns noch gut, vor gut ei-
nem Jahr erschütterte das größte jemals in Japan
verzeichnete Erdbeben das Land. Doch nicht das
Erdbeben selbst, sondern der dadurch ausgelöste
Tsunami mit dem Reaktorunfall im Kernkraftwerk
Fukushima in der Folge sorgte für weltweite Auf-
merksamkeit. Radioaktives Material in größeren
Mengen wurde ausgestoßen und kontaminierte
mehrere Hundert Quadratkilometer Fläche im Um-
kreis. Über 100.000 Menschen mussten dauerhaft
ihre Heimat verlassen. Die Ereignisse von Fukushi-
ma waren und sind eine grundlegende Zäsur; es
wird noch lange dauern, bis die Menschen dies ver-
arbeitet haben. Die Katastrophe von Fukushima hat
zu einer grundlegenden Kursänderung in der Ener-
giepolitik der Bundesregierung und der Länder ge-
führt. Das Ziel, so schnell wie möglich aus der
Kernenergie auszusteigen und regenerative Ener-
gien in den Mittelpunkt der Energieerzeugung zu
rücken, ist mehr als ambitioniert. Es gilt nunmehr
seit einem Jahr eine zukunftsweisende, vernünftige
und vor allem auch eine bezahlbare Energiewende
herbeizuführen. Auch wir als Freistaat Thüringen
haben uns klar zur Energiewende bekannt. So soll
Thüringen nicht nur das energieeffizienteste Bun-
desland beim Pro-Kopf-Energieverbrauch werden,
sondern gerade die dezentrale Energieversorgung
im ländlichen Raum besitzt für uns hierbei eine
große Bedeutung. Es gilt das Ziel, den Öko-
stromanteil in Thüringen bis 2020 auf 45 Prozent zu
erhöhen, und es gilt vor allem, dass wir das mit ei-
nem vernünftigen Energiemix erreichen wollen. Nur
zur Information: Derzeit oder aktuell werden bereits
25 Prozent des Thüringer Stroms aus erneuerbaren
Quellen gewonnen. Ich denke, wir befinden uns
diesbezüglich auf einem guten Weg. Und dass dies
kein leichter Weg ist, ist im Übrigen allen, die sich
etwas tiefgründiger mit dieser Materie beschäftigen,
auch völlig klar. Denn natürlich hängt auch eine er-
folgreiche Energiewende von einer entsprechend
funktionierenden Infrastruktur ab - Stichwort 380-
kV-Leitung. Und dass das in den betroffenen Re-
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gionen nicht unbedingt Begeisterungsstürme aus-
löst, das ist uns ja auch allen in der Vergangenheit
mehr als deutlich geworden.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Wie stehen Sie dazu?)

Aber wer sich hier hinstellt und so tut, als bedürfe
die Energiewende in Form verstärkter dezentraler
Einspeisung, in Form des unstetigen Einspeisens
von Wind oder Solarstrom, oder in Form mangeln-
der Energiespeicher nicht notwendigerweise des
massiven Ausbaus der Verteilungs- und Übertra-
gungsnetze, der erklärt uns und an dieser Stelle
auch, dass die Erde eine Scheibe ist und Schweine
fliegen können. Das muss ich an dieser Stelle
schon mal ein Stück weit polemisch zum Ausdruck
bringen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wollen
den Umstieg,

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Wie ist Ihre Haltung zur 380-kV-
Leitung?)

aber wir wollen ihn bewusst. Wir brauchen keine
Polemik oder ideologische Diskussion über den be-
schlossenen Ausstieg aus der Kernenergie. Was
wir brauchen, sind Engagement, Tatkraft und Ide-
en. Hier ist die Landesregierung auf dem richtigen
Kurs und es gibt zumindest bei uns in der Koalition
keinen Zweifel daran, dass wir mit diesem Kurs un-
ser Ziel auch erreichen werden. Vielen Dank.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Was hat die Koalition getan?)

(Beifall CDU)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Als Nächster
spricht für die Fraktion DIE LINKE der Herr Abge-
ordnete Manfred Hellmann.

Abgeordneter Hellmann, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen,
werte Gäste, es hatte mich zweifellos überrascht,
dass nach der Katastrophe von Fukushima es doch
eine bemerkenswerte Regierungserklärung gege-
ben hat hier in Thüringen. Wir reden ja heute vor al-
lem über Thüringen und über die Energiewende,
wie wir die hier bei uns voranbringen wollen. Man
muss auch mal was Positives nennen dort, wo et-
was Positives zu nennen ist. Es ist zweifellos auch
positiv zu werten, dass unser Wirtschaftsminister
konzeptionell und informativ sehr viel getan hat -
ich denke auch an das 1000-Dächer-Programm
oder an entsprechende Gesetze -, um die Energie-
wende zu befördern. Nicht zuletzt - daran ist man
aber in Thüringen schon länger interessiert - haben
wir beispielhafte Ergebnisse bei der Bioenergiege-

winnung erzielt. Aber die Opposition hat natürlich
immer das Aber aus völlig berechtigtem Grund pa-
rat. Ich frage mich natürlich: Wieso gelingt uns das
wirkliche Tore-Schießen so schlecht. Oder ich sage
es mal anders: Es ist einfach zu viel Sand im Ge-
triebe.

(Beifall DIE LINKE)

Meine Vorredner haben das bereits betont. Ich will
jetzt gar nicht bei der Bundesregierung anfangen.
Wir werden noch Gelegenheit haben, am Freitag
dazu zu sprechen, Herr Barth. Aber das hat einfach
seine Ursache darin, dass die Koalition diesbezüg-
lich nicht harmoniert. Uns als Opposition bleibt es
nicht verborgen, dass die Differenzen, die in der
Koalition bestehen, zu diesem Konflikt und zu die-
sen Reibungsverlusten führen. Ich frage mich allen
Ernstes: Warum kommen wir in Thüringen nicht da-
hin, wo andere Bundesländer auch sind, dass wir
fortschrittliche Regelungen zu den erneuerbaren
Energien übernehmen, aufnehmen?

(Beifall DIE LINKE)

Das hat nichts mit der politischen Farbenlehre zu
tun. Ich will mal ein Beispiel nennen: Horst Seeho-
fer hat sechs Wochen gebraucht, bevor er sich von
dem Schock des Atomausstiegs erholt hat, und hat
wenige Wochen später dann verkünden lassen,
dass Bayern bis 2020 1.500 Windgeneratoren auf-
stellen wird. Man hat verkünden lassen, dass Bay-
ern es zulässt, dass auf 90 Prozent der Fläche
Windgeneratoren aufgestellt werden können. Auf
2 Prozent der Fläche, die man als Windvorrangge-
biete ausweisen will, ist es möglich, dass man in-
nerhalb von drei Monaten die Baugenehmigung
hat. Man stelle sich so etwas mal vor! Da können
wir in Thüringen uns nicht nur eine Scheibe, da
können wir uns mindestens drei abschneiden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich frage mich: Wieso ist es möglich, dass im Saar-
land jede Kommune darüber befindet und entschei-
det, ob ein Windgenerator aufgestellt werden kann
oder nicht? Wieso geht das bei uns nicht? In Bay-
ern, Baden-Württemberg, Niedersachsen ist es
möglich, dass man auch im Wald, zumindest in
Randgebieten, Windgeneratoren aufstellt. Das ist
auch für Thüringen schlicht und ergreifend ein
Fremdwort.

Verlassen wir mal das Thema Wind. Ich hatte vor
wenigen Wochen die Gelegenheit, ein informelles
Gespräch mit der Arbeitsgemeinschaft Thüringer
Wasserkraft zu führen. Der Vorsitzende sagte mir,
dass 50 Prozent unserer potenziellen Energie nicht
genutzt wird. Vor allem ist es nahezu unmöglich, in
Thüringen ein neues Laufwasserkraftwerk geneh-
migt zu bekommen. Ich darf daran erinnern, dass
es vor dem Zweiten Weltkrieg in Deutschland
50.000 Laufwasserkraftwerke gab. Im Jahre 2000
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waren es noch 3.000. Also es geht hier nicht um
unmögliche Dinge, vorher hat sich die Welt auch
gedreht und das sind alles keine neuen Erschei-
nungen.

Zur Photovoltaik werden wir noch Gelegenheit ha-
ben zu sprechen. Darüber möchte ich mich hier an
dieser Stelle nicht weiter auslassen. Ich muss aller-
dings sagen, ich bin persönlich betroffen und hier
komme ich zum Thema Bundesregierung. Am Mon-
tag möchte ich eine Energiegenossenschaft grün-
den und wir haben im Prinzip die Schlinge um den
Hals, ob denn diese Einspeisevergütung wirklich
kommt oder nicht. Wir haben schon Geld veraus-
gabt. Ich will nur mal die Problematik umreißen. Wir
werden bei den Anträgen, die noch zu bereden
sind, auf dieses Thema zu sprechen kommen.

Natürlich ist es notwendig, Henry Worm, dass par-
allel die Netze ausgebaut werden und die Speicher
ausgebaut werden. Aber diese Versäumnisse, die
wir schon eine Weile haben, das ist nicht unser
Problem, sondern das Problem, was natürlich zu-
erst in Berlin anfängt, und da ist deine Mannschaft
maßgeblich beteiligt.

Letzte Bemerkung: Ja, wer A sagt, muss auch B
sagen. Pumpspeicherwerke im Thüringer Wald, ich
bin für eine 500-Megawatt-Variante, nicht für ein
Monsterkraftwerk, weil das nur das zentrale System
stützen würde. Aber vielleicht bekommen wir ja bei
allem - und das soll meine letzte Bemerkung sein -
tüchtig Rückenwind von unerwarteter Seite.

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit, nicht mehrere
Sätze bei der letzten Bemerkung bitte. Gut.

Abgeordneter Hellmann, DIE LINKE:

Unser Ex-Superminister Trautvetter hat verkündet,
einen Windgenerator in Oberhof aufstellen zu wol-
len. Ich glaube, wir haben noch viel Spaß bei dem
Thema. Danke.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Das Wort hat jetzt für die SPD-Frak-
tion der Abgeordnete Frank Weber.

Abgeordneter Weber, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen, über die Bilder von Fukushima ist
schon viel gesprochen worden von meinen Vorred-
nern, ich muss das nicht alles wiederholen. Aber
gestatten Sie mir die Anmerkung, dass die Bilder
uns deutlich gemacht haben, was sich hinter dem
Begriff „Restrisiko“ verbirgt, dass vielen deutlich

wurde, die bisher dieses Risiko für ein kalkulierba-
res Risiko gehalten haben, für ein vertretbares Risi-
ko, dass diejenigen endlich erkannt haben, dass
man ein solches Risiko eben nicht vertreten und
eben nicht verantworten kann.

(Beifall SPD)

Was sich geändert hat nach Fukushima, sind die
Sonntagsreden in der Politik, sind viele Initiativen,
aber es ist noch lange nicht genug. Der Bundesver-
band Erneuerbarer Energien hat kürzlich eine Bi-
lanz gezogen ein Jahr nach Fukushima und er
kommt zu dem Ergebnis, dass die Bundesregierung
eine Blockade der erneuerbaren Energien betreibt.
Er kommt zu dem Ergebnis, dass wir weit hinter
den erreichbaren Zielen und weit hinter den Aus-
bauzielen zurückbleiben. Der Bund spielt in die
Hände der vier Energieriesen alles, was man hört
und alle Intentionen, die damit verbunden sind, ob
es darum geht, dass man plötzlich davon spricht,
dass Offshore gestärkt und Onshore-Windkraftanla-
gen gekürzt werden sollen, ob man davon spricht,
die Photovoltaikförderung und andere Dinge herun-
terzufahren, ob es darum geht, dass man Initiativen
von Bürgerinnen und Bürgern vor Ort zerschlägt,
die versuchen - wo der Hall herkommt, kann ich
jetzt nicht sagen, aber es hatte etwas Klerikales -,

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Mehr Nachhall wäre gut.)

ob man Initiativen vor Ort zerschlägt oder diejeni-
gen, die versuchen, die den Begriff prägen wollen
„wir wollen das Kraftwerk sein“, ob man denjenigen
- der Kollege Hellmann hat es schon deutlich ge-
macht - Knüppel zwischen die Beine wirft. Aber wir
haben nicht nur im Bund ein Problem, meine sehr
verehrten Kolleginnen und Kollegen, wir haben auf
allen Ebenen ein Problem. Einige in der Landespo-
litik haben immer noch nicht erkannt, dass wir alle
Arten der erneuerbaren Energien fördern müssen

(Beifall SPD)

und dass wir alle Arten der erneuerbaren Energien
massiv ausbauen müssen. Einige in den politischen
Parteien, die sich nicht trauen, den Menschen zu
sagen, dass jede Form von Energieproduktion,
auch Produktion von erneuerbaren Energien auch
Nachteile, auch Beeinträchtigungen mit sich zieht,
die nicht bereit sind, zu sagen, dass Leitungen,
Speicher, aber auch die Produktion von erneuerba-
ren Energien, auch das Bild in der Landschaft,
wenn es um Windräder geht, die eine oder andere
Geruchsbelästigung, wenn es um Biomasse geht,
dass das natürlich auch stattfindet im Rahmen der
Energiewende. Einige in der Kommunalpolitik, die
sich immer noch nicht dazu durchringen konnten,
Konzepte für ihre Region zur Umstellung der Regi-
on auf erneuerbare Energien auf den Weg zu brin-
gen. Ich komme selbst aus so einer Region, Minis-
ter Carius kann es bestätigen, er kommt aus der
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gleichen, da hat der Landkreis über Jahre hinweg
nichts, aber auch gar nichts getan, um die Region
auszubauen zur Region der erneuerbaren Ener-
gien.

Die Landesregierung hat die Weichen gestellt, aber
sie kann es nicht ohne die Unterstützung der Akteu-
re vor Ort, sie kann es nicht ohne die politischen
und die gesellschaftlichen Kräfte in der Kommune,
in den Landkreisen. Da müssen alle mittun, da
müssen alle mithandeln; die Energiewende bedeu-
tet, dass wir uns alle verändern müssen. Die Ver-
braucherinnen und Verbraucher im Bereich des
Energieverbrauchs und der Energieeffizienz, die In-
dustrie im Bereich der Effizienz, die Politik im Be-
reich der Glaubwürdigkeit, dass das, was in Sonn-
tagsreden angekündigt wird, auch tatsächlich vor
der Haustür akzeptiert wird und auch den Men-
schen gesagt wird, dass es auch Nachteile gibt.
Dass z.B. Monokulturen im Agrarbereich auch eine
Folge sein können von Biomasseproduktion, dass
Windräder im Landschaftsbild stehen, dass Verän-
derungen in der Gebäudeansicht stattfinden und
auch Diskussionen mit dem Denkmalschutz not-
wendig sind, wenn es um Photovoltaik geht, dass
sich das Landschaftsbild verändert, wenn es um
Speichertechnologien geht, dass Einschnitte in der
Landschaft notwendig sind, wenn man Leitungen
baut, um die Massenproduzenten im Norden mit
den Massenkonsumenten im Süden zu verbinden,
das gehört einfach auch zur Wahrheit.

(Beifall SPD)

Es bedeutet auch, dass wir dafür werben müssen,
dass neue Kraftwerke gebaut werden. Auch das
wird nicht - gerade Backupleistung - überall ohne
Widerstand ablaufen. Das sehe ich schon vor mir.
Ich will schließen, weil jetzt gleich der Ruf kommt,
dass meine Zeit zu Ende ist.

Präsidentin Diezel:

Ja, jetzt schon.

Abgeordneter Weber, SPD:

Es ist nicht die Frage, ob die Energiewende kommt,
sondern es ist die Frage, wie können wir die Wende
beschleunigen und welche Rolle spielt Thüringen?
Seit Jahrhunderten ist es so, dass Menschen dahin
ziehen, wo Energie produziert wird. Die Kräftever-
hältnisse in der Bundesrepublik waren eindeutig. Es
gab Boomregionen und Regionen, wo es weniger
gut ging.

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter!

Abgeordneter Weber, SPD:

Lassen Sie uns Thüringen zu einer Region des
Booms machen im Bereich der erneuerbaren Ener-
gien. Danke.

(Beifall SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Das Wort für die FDP-Fraktion hat
Frau Abgeordnete Franka Hitzing.

Abgeordnete Hitzing, FDP:

Sehr verehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, selbstverständlich ist allen das
furchtbare Ereignis in Fukushima im Bewusstsein
und allen sind auch die Bilder im Bewusstsein. Las-
sen Sie mich zu Anfang sagen, die Energiewende
ist für die FDP-Fraktion hier im Thüringer Landtag
ein ganz klares Ziel, jedoch

(Beifall FDP)

ist das Ziel auch an klare liberale Voraussetzungen
und Anforderungen geknüpft, die da sind: Versor-
gungssicherheit, Bezahlbarkeit und Umweltverträg-
lichkeit.

(Beifall FDP)

Um die Auswirkungen auf jeden Einzelnen von uns
besser einschätzen zu können und damit auch ar-
beiten zu können, haben wir bereits im vergange-
nen Sommer eine Bestandsaufnahme der Thürin-
ger Energiepolitik sowie die Darstellung der Kosten
der Energiewende in Form einer Großen Anfrage
abgefragt und vorangetrieben. Denn so wird die
Energiewende zwar von gesellschaftlicher Überein-
stimmung getragen - und das ist klar -, sie bringt
aber für jeden Einzelnen von uns natürlich auch un-
terschiedliche Auswirkungen mit sich. Auch das ge-
hört zur Wahrheit dazu.

(Beifall FDP)

Das ist zum einen die Sicherstellung der Energie-
versorgung und werden die Energiepreise in Zu-
kunft eventuell weiter steigen? Das kann man auch
nicht von der Hand weisen, die Energiepreise ver-
ändern sich nach oben. Da mit der Energiewende
der Ausbau der

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Weil die Bundesregierung sie mit
den Netzentgelten in die Höhe treibt.)

Stromnetze sowie weitere Investitionen in die Ener-
gienetze unvermeidbar sind, wird sich auch das auf
die Energiepreise umschlagen.

(Beifall FDP)

Wir haben vorhin gerade von dem notwendigen
Ausbau von Netzen gehört, Herr Hellmann sprach
davon, und selbstverständlich kann man dann so-
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fort auch die 380-kV-Leitung wieder ins Gespräch
bringen. Sie sprachen davon, Herr Kollege Hell-
mann, dass natürlich alles zu lange dauert, bis man
das umsetzt. Natürlich sind wir Bürger daran auch
selbst beteiligt, denn immer dann, wenn ein Bau-
vorhaben in die Gänge kommen soll, weil es not-
wendig ist und wir im Allgemeinen das alle gut fin-
den, fangen wir mit Bürgerinitiativen dagegen an,
wenn es vor der eigenen Haustür ist.

(Beifall FDP)

Durch diese Energieumstellung werden enorme In-
vestitionen auf uns zukommen und das Erneuerba-
re Energiengesetz ist leider ein relativ schlechtes
Instrument. Meine Herren, Sie können ja das Bilate-
rale dann später machen, jetzt bin ich dran mit Ihrer
Erlaubnis.

(Beifall FDP)

Statt in Innovation und Forschung zu investieren
und das zu unterstützen, hat sich Deutschland mit
dem EEG darauf konzentriert, die Erzeugung von
Solarstrom zu subventionieren und da muss man
ehrlicherweise sagen, die Förderung

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Und hat einen ganzen Industrie-
zweig damit aufgebaut.)

von Solarstrom ist leider nach dem Fazit, was wir
heute ziehen können - sogar Herr Weber hat das
eben angesprochen -, unwirtschaftlich, ineffizient
und auch umwelt- und wachstumsgefährdend. Ich
will das gerne an einigen Punkten ausführen. Es ist
natürlich so, der Rückgang der Förderung hat ja
auch seinen Grund, das kommt ja nicht von irgend-
woher. Es ist ganz einfach so, wir leben in Thürin-
gen in Deutschland und in Deutschland in Europa.
Wir leben eben nicht in einem Raumschiff. Wenn
wir uns Europa mal ansehen, dann müssen wir
feststellen, dass Italien und Spanien die Förderun-
gen komplett zurückgeschraubt haben. Die Chine-
sen haben große Schiffe und haben sich einfach
überlegt, aber Deutschland hat ja noch die Förde-
rung. Sie wissen selbst, dass sehr viele Solarzellen,
die in Deutschland auf den Dächern montiert wer-
den, eben nicht deutscher Produktion sind.

(Zwischenruf Abg. Siegesmund, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Aber darum geht es doch
gar nicht.)

Es geht sehr wohl darum und wir haben die 20 Jah-
re Einspeisepreisgarantie.

(Beifall FDP)

Man darf es einfach aussprechen und man darf es
nicht wegdiskutieren. Über die Energieeinspeise-
vergütung werden letztendlich die Kosten auch auf
die Bürger umgelegt und auch auf kleine Unterneh-
men, um das noch mal ausdrücklich zu sagen. Die
haben nämlich schwer zu kämpfen mit diesen an-

steigenden Preisen. Momentan ist es leider auch
so, dass Thüringen bereits eines der Bundesländer
ist mit den höchsten Energiepreisen. Auch das ist
eine Wahrheit, an der wir nicht vorbeikommen.

(Beifall FDP)

Es gibt Medienberichten zufolge schon erste Anzei-
chen, dass es doch den einen oder anderen gibt,
der seine Energierechnung nicht mehr bezahlen
kann, und das kommt nicht von ungefähr.

(Beifall FDP)

Auch das gehört zur Wahrheit.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aufgrund der Energiewende werden die Energie-
preise steigen. Wenn man das eine will, muss man
das andere wollen und damit leben und das ist na-
türlich auch unsere Position. Aber ich möchte ab-
schließend festhalten: Es ist ganz einfach so, der
umsichtige Ausbau von Hochspannungsleitungen,
Energiespeichern und Kraftwerken, das muss im
Blick bleiben, aber es muss umsichtig sein und wir
müssen darauf achten, dass wir die Bürger nicht
mehr belasten, als es sein muss. Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Ich habe keine weiteren Wortmeldun-
gen vorliegen. Für die Landesregierung spricht Herr
Minister Machnig, bitte schön.

Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Technologie:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, Fukushima hat in der Tat die Wende in der
deutschen Energiepolitik gebracht. Das war überfäl-
lig. Ich will an dieser Stelle jetzt eines sagen: Wir
sollten alle demütig sein in dieser Debatte aus fol-
gendem Grund; demütig, ist ja einer meiner heraus-
stechendsten Wesensmerkmale, wie Sie wissen.

Präsidentin Diezel:

Jawohl.

(Heiterkeit im Hause)

Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Technologie:

Ja, ich weiß.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Deshalb so
ungewohnte Ruhe, weil alle denken, jetzt
kommt es.)

Ich will es erklären. Die Energiewende - nicht nur in
Thüringen, sondern bundesweit - wird nur gelingen,
wenn diese ein Gemeinschaftswerk wird von Bund,
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Ländern, Kommunen, Unternehmen und Bürgern.
Ich sage, alle, die sich mit dem Thema intensiver
beschäftigt haben, werden zu einem Ergebnis kom-
men. Es gibt nirgendwo, weder bei den GRÜNEN
noch bei den LINKEN, noch in irgendeiner Partei
oder bei einem Energiekonzern, die Blaupause, wie
das in den nächsten 10 bis 15 Jahren geht. Deswe-
gen sage ich Demut, weil jetzt eine neu entwickelt
werden muss. Wir brauchen eine neue Struktur un-
serer Energieversorgung und dafür müssen wir in
den nächsten Jahren arbeiten. Dazu gibt es zwei
Voraussetzungen, dass das gelingt: Klarheit im
Denken und Klarheit beim Thema Koordination
dessen, was wir tun.

Ich fange an beim Thema „Klarheit des Denkens“.
Es gibt eine Umfrage, die hat die Bürgerinnen und
Bürger in Deutschland gefragt nach folgendem
Thema: Was sind die wichtigsten Energieträger im
Jahre 2015? Jetzt kommt die interessante Antwort,
71 Prozent sagen Solarenergie, Anteil an der
Stromproduktion von 2 Prozent. 66 Prozent sagen
Windenergie, Anteil an der Stromproduktion 6 Pro-
zent. 37 Prozent sagen Wasserkraft, Anteil 3 Pro-
zent, Erdgas 30 usw. und dann kommt Kohle und
anderes mit 10 Prozent, allerdings bei einem Anteil
von über 40 Prozent, heute noch 45 Prozent an der
Energieversorgung bzw. der Stromversorgung.
Warum sage ich das? Weil wir alle eine gemeinsa-
me Verantwortung haben. Ich bin bekennender An-
hänger der erneuerbaren Energien, wie alle wissen,
dass aber auch öffentlich erkannt wird, dass bei al-
ler Bedeutung und aller Notwendigkeit in den
nächsten Jahren, die Erneuerbaren auszubauen,
dass wir auch noch andere Kraftwerke und Kraft-
werkskapazitäten brauchen, um Versorgungssi-
cherheit, Planungssicherheit in den nächsten Jah-
ren sicherzustellen. Das ist die Konsequenz aus
dieser Umfrage und die sollten alle sehr ernst neh-
men, denn die schöne Vorstellung, alles ist morgen
erneuerbar, hat mit der Realität des sehr komple-
xen Umbaus der Energieversorgung in den über-
schaubaren Zeiträumen nichts zu tun. Das sage ich
als Anhänger der erneuerbaren Energien.

Das Zweite ist, wir brauchen Klarheit in den Prozes-
sen. Ich sage ganz offen, ich würde mir wünschen -
wir haben das jetzt im Rahmen der Bundesnetz-
agentur im Übrigen gemacht -, im Rahmen der
Bundesnetzagentur haben wir eine Monitoringgrup-
pe, die den Prozess begleitet. Wir brauchen eine
permanente Monitoringgruppe zwischen Bund und
Ländern, um diesen Prozess voranzubringen.

Jetzt ein paar Bemerkungen zu dem, wo wir eigent-
lich stehen. Ich komme auch gleich, Frau Sieges-
mund, zu dem, wie wir das beim Thema Photovol-
taik machen. Ich kann Sie da ganz beruhigen. Ich
bin dafür, wenn wir alle ehrlich sind, dass wir auch
die unangenehmen Fragen diskutieren. An die
GRÜNEN sage ich und an die LINKEN sage ich
das auch, ihr müsst bereit sein, Folgendes zu tun:

Ihr müsst bereit sein, mit uns gemeinsam für ande-
re fossile Energiekraftwerke und für mehr Netzka-
pazitäten zu streiten.

(Beifall CDU, SPD)

Wir werden sie brauchen. Wir brauchen fossile
Kraftwerke in den nächsten Jahren und wir brau-
chen auch Netze in den nächsten Jahren. Da darf
ich mich nicht verweigern. Genauso wie ich bei an-
deren oder in die andere Richtung sage, FDP, ver-
weigert euch bitte nicht beim Ausbau der Erneuer-
baren. Verweigert euch nicht beim Thema Photo-
voltaik, wir brauchen auch die Photovoltaik in den
nächsten Jahren. Jetzt will ich etwas vorlesen über
die Photovoltaik, die immer so beschimpft wird: Die
Bundesregierung - und zwar die schwarz-gelbe
Bundesregierung - hat Kapazitätsberechnungen ge-
macht bis zum Jahr 2030. Das will ich Frau Hitzing
gern mit auf den Weg geben. Die Bundesregierung
geht davon aus, um 35 Prozent erneuerbaren
Strom zu bekommen, müssen wir eine Vervierfa-
chung - man höre genau hin - der Kapazitäten der
heute installierten Leistungen im Bereich der Photo-
voltaik vornehmen, nämlich von 16 Gigawatt auf
fast 63 Gigawatt. Das sind die Zahlen der Bundes-
regierung. Ich will es nur sagen, das wird man aber
nicht schaffen, wenn man die Einspeisevergütung
so rasiert, wie das im Moment diskutiert wird. Ich
komme darauf gleich zurück.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen im Bereich Windkraft - was auch ge-
sagt worden ist - einen Ausbau von etwa 12 Giga-
watt. Im Bereich Windkraftoffshore haben wir heute
eine installierte Leistung von 0,2 Gigawatt. Wir
brauchen im Jahre 2020 25 Gigawatt. Ich übersetze
mal, was 25 Gigawatt sind. Das sind 5.000 Windrä-
der in Nord- und Ostsee. Wir haben heute nur
einen Bruchteil davon installiert, also eine gewaltige
Aufgabe. Das gehört dazu, daran müssen sich alle
beteiligen. Bitte?

(Zuruf Abg. Barth, FDP: Auch die Leitungen,
die den Strom dann befördern.)

Ich komme dazu, ja, die müssen wir auch bauen.

Zum Thema Netze: Wir brauchen Netze - 4.500 km.
Im Übrigen sind von den 4.500 km, die wir brau-
chen, 214 km gebaut, das heißt 5 Prozent. Wir
brauchen sie bis zum Jahre 2020. Wir haben heute
Planungszeiträume in Deutschland von 121 Mona-
ten. Das werden wir nicht beschleunigen, wenn wir
eines machen, wir könnten zwar dann den EE-An-
teil steigern, wir werden ihn nur nicht transportieren
können. So praktisch ist das Leben. Wir brauchen
Speicher, wir brauchen Effizienz und wir brauchen
Wärme.

Jetzt will ich ein paar Sätze zu Thüringen sagen.
Ich will das gern tun. Erstens stelle ich hier mal fest,
diese Landesregierung war die erste bundesweit,
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die im Rahmen eines Energiegipfels am 08.06. - ich
halte das Papier mal hoch, ich habe an diesem Pa-
pier ein bisschen mitgewirkt, es ist im Übrigen im-
mer noch lesenswert - die 45 Prozent beschlossen
hat. Wir waren eine der ersten, die auch gesagt ha-
ben, wir wollen das konsequent vorantreiben. Wir
haben das nicht nur vorangetrieben, wir machen
das auch praktisch.

In der nächsten Woche wird das Landesplanungs-
gesetz im Kabinett verabschiedet. Das ist eine
wichtige Grundlage zum Beispiel für den Ausbau
der erneuerbaren Energien. Kollege Carius hat den
Landesentwicklungsplan vorgelegt, er ist gerade im
parlamentarischen Verfahren. Auch das ist eine
wichtige Planungsgrundlage dafür, dass wir in den
nächsten Jahren überhaupt ausbauen können. In
diesen Landesentwicklungsplan ist im Übrigen ein-
geflossen, das, was mein Haus auf den Weg ge-
bracht hat, nämlich die Potenzialanalyse Erneuer-
bare, weil im Landesentwicklungsplan festgelegt
wird, was in den Planungsregionen an installierter
Kapazität zu leisten ist, damit im Jahre 2020
45 Prozent Strom erreicht wird.

Wir haben ein Pumpspeicherkataster gemacht. Wir
haben einen Investor, der bereit ist, zwischen
500 Mio. und 1 Mrd. in Thüringen zu investieren. Im
Übrigen bislang einvernehmlich, bundesweit einma-
lig dabei, auch diejenigen, deren Regionen betrof-
fen sind - Kollege Hellmann hat darauf hingewiesen
- vor Ort, sind bereit, diesen Weg mitzugehen. Wir
sind im Raumordnungsverfahren - und ich bitte jetzt
alle Beteiligten, auch an den früheren Superminis-
ter hätte ich eine große Bitte, lasst uns Projekte
machen, die machbar sind. Das ist ein Projekt, das
machbar ist. Schmalwasser, das sollten wir nicht
gefährden, das ist eine Investitionssumme von bis
zu 1 Mrd. für Thüringen, die brauchen wir.

(Beifall SPD)

Das schafft auch regionale Wertschöpfung vor Ort.
Beim Thema Gebäudeeffizienz sind wir auf einem
guten Weg. Da hat der Kollege Carius Dinge auf
den Weg gebracht. Mein Haus hat entsprechende
Studien gemacht zum Thema Gebäudeeffizienz.
Das heißt, wir kommen voran. Auch zum Thema
Netze

(Zwischenruf Abg. Siegesmund, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Wo bleibt das Gesetz?)

- ich komme doch dazu, warten Sie doch ab - ha-
ben wir uns, das sage ich noch mal ausdrücklich,
sehr deutlich bekannt. Ich habe mich bekannt, die
Ministerpräsidentin hat sich bekannt zur 380-kV-
Leitung, damit es kein Missverständnis gibt. Jetzt
hängen wir vor dem Bundesverwaltungsgericht. Ich
glaube, dass wir in der Sache gut durchkommen
werden. Dann muss diese Leitung gebaut werden.
Wir brauchen sie, sie ist Teil der transeuropäischen
Netze. Sie ist Teil des Energieleitungsausbauge-

setzes. Ich finde, alle haben eine Verpflichtung dort
mitzumachen.

Jetzt noch einen Satz zum Thema Photovoltaik:
Das ist eine Schlüsselindustrie und sie ist hoch
wichtig für die Wertschöpfung in Thüringen. Es gibt
viele industrielle Arbeitsplätze, die in dem Bereich
geschaffen worden sind. In der Tat, wenn wir die
Maßnahmen so durchsetzen würden, wie sie jetzt
von der Bundesregierung vorgesehen sind, gehen
30 bis 40 Prozent der industriellen Arbeitsplätze in
der Branche verloren. Deswegen sind wir uns in der
Landesregierung einig, wir werden den Vorschlä-
gen nicht zustimmen.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

sondern, Frau Lieberknecht, am Freitag bei der
Bundeskanzlerin, da wo ich helfen kann, und im
Bundesrat werden wir uns dafür einsetzen, dass wir
den Vermittlungsausschuss anrufen.

(Zwischenruf Abg. Siegesmund, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Enthalten oder Nein?)

Das geht gar nicht. Wir wollen den Vermittlungs-
ausschuss anrufen.

(Zwischenruf Abg. Siegesmund, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Bei wichtigen Gesetzen
kann man dagegenstimmen.)

Ich sage es noch einmal, wir wollen den Vermitt-
lungsausschuss anrufen. Das ist ein Einspruch, ein
Widerspruch. Verstanden? Ja, so läuft das. Das
wollen wir. Das ist die Haltung der Landesregie-
rung, die habe ich in den letzten Tagen noch mal
mit der Ministerpräsidentin besprochen und das ist
unsere Haltung, weil wir in der Sache ein gutes Er-
gebnis für unsere Branche wollen. Ich will mal ein
Beispiel nennen, auch da bin ich mir mit der Minis-
terpräsidentin einig. Wir wollen uns dafür einsetzen
- auch mit den Sachsen im Übrigen -, dass es Lo-
cal-Content-Klauseln gibt. Das heißt, Solarmodule
aus deutscher Produktion kriegen eine höhere Ein-
speisevergütung. Da brauchen wir auch keine Hin-
weise, weil wir wissen, welche Bedeutung diese
Branche für Thüringen hat. Ich habe das zwar
schon mehrfach gesagt, das ist unser Mercedes
Benz hier in Thüringen.

(Beifall SPD)

Jetzt noch einen letzten Satz zum Thema, weil das
auch immer behauptet wird. Die Preissteigerungen
im Energiesektor kommen mitnichten aus dem
EEG. Wer die letzten Studien des DIW und anderer
Forschungsinstitute sieht, wird im Übrigen festge-
stellt haben, bereits heute hat das EEG preisdämp-
fende Wirkung. Warum? Weil auch in der Mittags-
zeit zum Beispiel sehr viel Photovoltaikstrom da ist,
relativ preisgünstig im Vergleich zu anderen Kraft-
werken. Diese Tendenz wird sich fortsetzen. Wo wir
in der Tat in den nächsten Jahren allerdings einen
Preisauftrieb erleben werden, wird sein, das sind
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die neuesten Zahlen der Bundesnetzagentur, die
davon ausgeht, mindestens 7 Prozent darüber,
dass wir zum Beispiel höhere Kosten beim Thema
Netzausbau haben. Das ist die Realität, mit der wir
uns auseinandersetzen sollten.

Meine große Bitte ist, denn da bin ich ganz bei dem
Kollegen Weber, das ist eine große Chance für
Thüringen, das ist eine große Chance auch für
strukturschwache Gebiete, das ist eine große
Chance, über den Ausbau der Erneuerbaren auch
industrielle Produktion nach Thüringen zu holen.
Diese Chance sollten wir nutzen. Deswegen sollten
wir alles tun, dass die Probleme - und es wird Pro-
bleme geben in den nächsten Jahren, weil es eines
der hochkomplexesten transformations- und Um-
bauprozesse ist, die wir wahrscheinlich in Deutsch-
land in den letzten Jahrzehnten gemacht haben im
technischen Bereich. Dass das gelingt, dazu müs-
sen alle einen Beitrag leisten. Wie komplex das ist,
will ich an einer letzten Zahl beleuchten. In die Net-
ze müssen im normalen Jahr diejenigen, die Netz-
aufsicht betreiben, 10-mal eingreifen. Im letzten
Jahr war das 900-mal notwendig. Warum? Weil wir
relativ fragile Netzinfrastrukturen haben. Das zeigt,
was geleistet werden soll.

Meine Bitte zum Schluss ist: Lassen Sie uns zu-
sammenarbeiten auf diesem Feld! Diese Aufgabe
ist zu wichtig, als dass wir sie in parteipolitischen
Auseinandersetzungen vorantreiben, weil ich glau-
be, dass wir uns alle eines nicht leisten können -
das will ich hier auch sagen -, dass die politische
Klasse in Deutschland, alle, die Verantwortung tra-
gen, die die Energiewende verkündet haben, sie
am Ende nicht realisieren. Das wäre ein Menetekel
für alle Beteiligten. Ich glaube, wir brauchen Koope-
ration, da es eine Gemeinschaftsaufgabe ist, ein
Gemeinschaftswerk, bei dem alle mithelfen sollten.
Und wenn wir das tun, dann werden wir am Ende
des Tages auch erfolgreich sein. Herzlichen Dank.

(Beifall SPD)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Ich habe eine weitere Wortmeldung,
Herr Abgeordneter Dirk Adams von der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Liebe Kollegin Hitzing, ich
finde eine Sache immer wieder bemerkenswert,
dass die FDP beklagt, dass die Bürgerinnen und
Bürger mit dem Konsum von Strom auch die
Herstellungskosten bezahlen müssen. Sie beklagen
das insbesondere im Zusammenhang mit der So-
larenergie. Mir ist nicht bewusst, dass die FDP je-
mals beklagt hätte, dass alle Kohlekraftwerke und

alle AKWs und alle Gaskraftwerke natürlich vom
Verbraucher bezahlt werden. Das zeigt, wie verlo-
gen Sie in dieser Debatte agieren, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Das zeigt
auch, wie dumm Sie sind.)

Herr Worm, Sie sagen, 25 Prozent in Thüringen
werden schon aus erneuerbaren Energien herge-
stellt. Das ist gut, da kann man sich fast auch ein
bisschen zurücklehnen, wenn man 100 Prozent erst
in 40 Jahren haben will. Das ist allerdings erst ein
Viertel der Wahrheit, weil diese 25 Prozent nämlich
nur 25 Prozent von 25 Prozent sind, denn Thürin-
gen importiert 75 Prozent seines Stroms. Das ge-
hört zur ganzen Wahrheit dazu. Wenn wir energie-
autark werden wollen, wenn wir als Thüringer die
Verantwortung übernehmen wollen, unseren Strom
selbst herzustellen, dann müssen wir noch mächtig
zulegen, meine sehr verehrten Damen und Herren.
Ein wichtiges Element, das wichtigste Element
überhaupt, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, ist hierbei die Energieeinsparung und die Ener-
gieeffizienz. Bei aller Wertschätzung, Herr Minister,
ich habe viel in den letzten Jahren über den Aus-
bau der Erneuerbaren gehört, ich habe noch allzu
wenig über Effizienz gehört. Wir sind uns uneinig
über die Frage der Sanierungsquote, da bremst das
Carius-Ministerium, wir sind uns uneinig bei einem
Gebäude-Wärme-Energiegesetz, da bremst das
Carius-Ministerium, und, und, und.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es gibt keine Formen, wie Thüringen die Effizienz
voranbringen will oder eigene Schritte beim Thema
Energieeinsparung gehen kann. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, Herr Minister Machnig,
auch die Frage steht hier im Raum: Sie sagen, Sie
seien bekannt als der Förderer der erneuerbaren
Energien,

(Zwischenruf Machnig, Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Technologie: Das habe ich
nicht gesagt.)

aber die Frage ist, wie viel Zubau an Windkraft ha-
ben wir in dieser Legislatur, seitdem Sie Verantwor-
tung tragen? Wir haben kaum einen Zubau von
Windkraftanlagen, meine sehr verehrten Damen
und Herren, und damit kann die Energiewende so
wie bisher nicht gelingen. Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, der Raumordnungsplan und der
Landesentwicklungsplan aus dem letzten Jahrzehnt
haben dazu geführt, dass es in Thüringen im Prin-
zip in den letzten sechs bis zehn Jahren keinen ver-
nünftigen, bemerkenswerten Zubau an Windkraft
gegeben hat. So wird das nicht gelingen. Da müs-
sen wir dringend heran und ich bin sehr gespannt,
wie man das voranbringen will. Bei all diesen - Sie
haben das sehr markant beschrieben - Herausfor-
derungen, die unsere Landschaft verändern wer-
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den, sind wir GRÜNE nicht bereit, dies ohne Bür-
gerbeteiligung zu tun und dies ohne Transparenz
zu tun und ohne ehrliche Einbindung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dann sind wir nämlich auch wieder bei der 380-kV-
Leitung, sehr geehrter Herr Machnig. Die bringen
Sie vor allen Dingen auch voran, weil sie jetzt ganz
neu - dazu muss man noch einmal gratulieren - der
Vorsitzende des Beirates der Netzagentur gewor-
den sind. Aber wir müssen uns doch auch einmal
kritisch der Situation stellen, dass diese Trasse ge-
plant wurde unter vollkommen anderen Bedingun-
gen und unter Ausschluss der Bevölkerung. Der
wesentliche Punkt in einem Raumordnungsverfah-
ren stellt die Frage, brauchen wir an dieser Stelle
diese Anlage. Das ist nicht in diesem Beteiligungs-
verfahren Raumordnungsverfahren geregelt wor-
den, sondern durch ein diktierendes Gesetz. Durch
ein diktierendes Gesetz, das EnLAG, und zu Recht
gab es da auch kritische Stimmen aus der SPD,
dieses EnLAG so nicht passieren zu lassen, weil es
nämlich die Bürgerbeteiligung ausschaltet. Das ist
das, was Sie jetzt ernten. Sie haben die Bürger
nicht beteiligt, Sie haben sie nicht mal in einer Kor-
ridorentwicklung beteiligt.

Das wird uns im Übrigen auch auf die Füße fallen
beim Pumpspeicherwerk. Wenn das Pumpspei-
cherwerk nicht mit den Bürgern vor Ort in der ge-
samten Region zusammen entwickelt wird, dann
wird es genau diesen gleichen Weg gehen. Wir
GRÜNE sagen Ihnen ganz klar: Wir sind bereit, die-
se unangenehmen Diskussionen zu führen, wir füh-
ren sie in unserer Partei schon, wir führen sie mit
den Leuten vor Ort, aber wir schaffen das nicht,
wenn Sie die Bürger da draußen vor lassen und
wenn Sie sagen, im Landkreis Gotha mit denen
müssen wir reden, mit der direkt betroffenen Ge-
meinde mit der müssen wir reden, aber schon mit
Schmalkalden-Meiningen reden wir nicht mehr,
dann sind Sie auf dem Holzweg und nicht mehr auf
dem Rennsteig.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese
große Verantwortung, die wir hier übernehmen
müssen, gelingt nur mit großer Bürgerbeteiligung
und auch hierfür hat die Thüringer Landesregierung
noch keine Vorschläge gemacht. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Uns stehen jetzt noch 1 Minute 30 zur
Verfügung. Ich habe zwei Wortmeldungen in der
Reihenfolge Herr Frank Weber von der SPD-Frak-
tion und Herr Abgeordneter Barth von der FDP-
Fraktion. Herr Minister Machnig hatte sich noch mal
gemeldet. Möchten Sie erst die 1:30 von Herrn We-
ber hören und dann schauen wir mal, wie viel dann
noch für den Abgeordneten Barth herauskommt.

Herr Abgeordneter Barth, ich wollte den Abgeord-
neten Adams nicht unterbrechen, aber ich habe
sehr deutlich gehört, wie Sie gesagt haben: „wie
dumm Sie sind.“ Dafür rüge ich Sie.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wer nun zuerst, Abgeordneter? Der Herr Minister.
Gut, dann wissen wir, wie viel Redezeit wir insge-
samt noch haben.

Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Technologie:

Ja, vielen Dank. Frau Präsidentin, ich will auf zwei,
drei Dinge des Kollegen von den GRÜNEN einge-
hen. Herr Adams, die Zahlen, die Sie vorgetragen
haben, sind schlicht falsch. Ich will sagen, was die
Wahrheit ist. 24 und ein bisschen Prozent ist der in
Thüringen produzierte Strom am Gesamtverbrauch
in Thüringen, weil der Anteil ansonsten deutlich hö-
her wäre. Im Übrigen, das ist mal statistisch hier so
gehandhabt worden, wir haben das mal runterge-
rechnet und die Wahrheit ist, 24 Prozent selbst pro-
duzierten Strom am Gesamtverbrauch, das ist die
Realität. Jetzt will ich was sagen, Herr Adams, da
müssen Sie mir schon mal zuhören. Ich will auch
sagen, die Anwürfe an den Kollegen Carius weise
ich hier zurück, weil sie nicht wahr sind. Er hat ein
Gebäudeprogramm mit KfW-Mitteln auf den Weg
gebracht. Wir kämpfen gemeinsam in Thüringen,
der gesamte Teil …

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Aber wie wirkt es?)

Jetzt hören Sie doch mal zu. Die gesamte Regie-
rung kämpft dafür, dass wir im Vermittlungsaus-
schuss des Bundestages und des Bundesrates zu
einer vernünftigen Lösung beim Gebäudesanie-
rungsprogramm kommen. Natürlich wollen wir eine
höhere Sanierungsquote, die muss deutlich über
1 Prozent liegen. Da sind sich auch alle einig. Wir
brauchen nur einen Finanzierungskanal. Und dann
sage ich mal offen, wenn Sie mehr Geld fordern,
dann müssen Sie einen Vorschlag hier im Parla-
ment machen, wie, mit welchen Mitteln denn zu-
sätzliche Investitionen in den Bereich kommen. Wir
haben gesagt, wir wollen das Bundesprogramm so
aufstocken, dass eine höhere Sanierungsquote
möglich bleibt und dabei bleibe ich.

Im Übrigen, es ist auch nicht wahr, was Sie be-
hauptet haben, wir seien beim Thema Wind nicht
vorangekommen. Nur auch da, Herr Adams, gilt ei-
nes: Die Landesentwicklungspläne sind älteren Da-
tums und wir haben Regionalpläne und diese Re-
gionalpläne sind gerade angepasst worden. Selbst
unter dem obwaltenden Landesplanungsgesetz und
dem obwaltenden Landesentwicklungsplan ist die
Zahl zum Beispiel der Vorranggebiete gestiegen.
Nicht in dem Maße, wie ich mir das wünsche, ich
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sage das ganz offen, aber in vielen Regionen ist
dort Bewegung hineingekommen und das wird sich
auch fortsetzen. Eines ist doch klar, der Kollege
Carius macht ein Landesplanungsgesetz und einen
Landesentwicklungsplan für die Zeit ab 2013. Das
wird dann eine rechtliche Grundlage dafür schaffen,
dass wir im Ausbau der erneuerbaren Energien
auch im Windbereich vorankommen. Ohne eine
solche gesetzliche Grundlage wird das am Ende
des Tages eben nicht gehen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Aber wie wirkt es?)

Ja, das geht nicht, weil Sie bestehende Gesetze
haben und das Anpassungsverfahren sehr komplex
ist. Es gibt allein beim Landesentwicklungsplan
4.000 Bemerkungen aus dem Parlament und von
anderer Stelle. Das ist konkrete Beteiligung und die
muss jetzt abgearbeitet werden.

(Zwischenruf Abg. Schubert, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Die Vorlage ist doch schon
schlecht.)

Ach, reden Sie doch nicht so einen Unfug daher.
Das ist doch ganz normal, dass es dort Einwendun-
gen gibt in so hochkomplexen Verfahren, und die
müssen jetzt abgearbeitet werden. Das zeigt, dass
da die Landesregierung, auch der Kollege Carius,
jetzt bereit ist, auf die Argumente dort einzugehen.

Jetzt zum Thema Bürgerbeteiligung bei der 380-kV-
Leitung: Das ärgert mich auch. Ich will noch mal an
eines erinnern, Herr Adams. Ich habe zusammen
mit den Koalitionsfraktionen vorgeschlagen, dass
wir noch mal eine Anhörung machen im Landtag.
Ich habe mit der Bürgerinitiative vor Ort gespro-
chen. Wir haben noch mal die Gutachten bewertet,
all das ist geschehen. Aber irgendwann muss ent-
schieden werden. Weil das Prinzip von Bürgerbetei-
ligung nicht sein kann, reden wir so lange, bis
nichts mehr stattfindet - das kann nicht das Prinzip
von Bürgerbeteiligung sein, sondern wir müssen ir-
gendwann mal entscheiden.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Das ist die Wahrheit, das ist die schlichte Wahrheit.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Am Anfang.)

Nicht am Anfang. Beim Pumpspeicher - Herr
Adams, hören Sie mal zu - will ich Ihnen auch sa-
gen, was haben wir denn getan? Trianel - auf das
Anraten auch meines Ministeriums - hat Folgendes
getan. Die haben gesagt, wir legen nicht ein Ober-
becken fest, sondern wir schlagen drei unterschied-
liche vor. Wir wollen jetzt im Raumordnungs- und
im Planfeststellungsverfahren den besten Standort
für ein Oberbecken festlegen, das unter betriebs-
wirtschaftlichen, naturschutzfachlichen und unter
Akzeptanzgesichtspunkten dasjenige ist, das am
Ende des Tages auch von allen mitgetragen wird.

Mehr Beteiligung geht doch nicht. Manche - das
meine ich jetzt nicht an Sie - sagen Bürgerbeteili-
gung, aber sie meinen am Ende, wir wollen Dinge
verhindern. Das ist unredlich und so werden wir die
Energiewende nicht voranbringen. Ich bin für Bür-
gerbeteiligung, habe das in meiner Zeit auch in Ber-
lin immer verteidigt, wenn es dort Hinweise gab.
Aber ich sage auch, wir können uns Planungs-
zeiträume beim Thema Netzausbau von 121 Mona-
ten - das heißt 10 Jahre - in Deutschland nicht er-
lauben.

(Beifall FDP)

Wer das glaubt, der wird eines erleben, das mit der
Energiewende geht schief. Das kann sich ein Land
wie Thüringen, das kann sich ein Land wie
Deutschland nicht erlauben. Deswegen Bürgerbe-
teiligung ja, aber auch Entscheidungen, wenn sie
reif sind. Entscheidungen müssen getroffen wer-
den, das ist die Grundlage dafür, dass wir als In-
dustrieland in den nächsten Jahren auch noch ent-
wicklungsfähig sind. Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, FDP)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Jetzt die Wortmeldung von Herrn Ab-
geordneten Frank Weber von der SPD-Fraktion.
Bitte schön.

Abgeordneter Weber, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen, ich kann mich dem Minister an der
Stelle nur anschließen. Herr Adams, wissen Sie,
wenn Sie so tun, als würde diese Landesregierung
keine Bürgerbeteiligung zulassen und nicht versu-
chen, transparente Verfahren zu ermöglichen, das
ist völlig widersinnig. Aber der Punkt ist, gerade
über die Frage Leitungsausbau können wir lange
diskutieren. Am Anfang der Diskussion und der De-
batte stand die finale Aussage, wir brauchen die
Leitung nicht. Dann gab es die Diskussion, die Er-
örterung, es gab Gutachten, es gab ein Gegengut-
achten. Das hat gesagt, theoretisch könnte unter
bestimmten Umständen vielleicht die Leitung bis
2015 noch tragen - da wird sie noch nicht mal fertig
sein im Übrigen, wenn sie schon wieder überholt
wäre nach Jarass. Und die Antwort derjenigen, die
beteiligt werden sollten, war: Nein, wir brauchen die
Leitung nicht. Wir haben die Diskussion geführt, wir
haben 30 Prozent des Leitungsverlaufs noch mal
verändert. Ich habe mit vielen Bürgerinitiativen
auch gesprochen vor Ort, da gab es durchaus Leu-
te, die vernünftig waren und in der Diskussion ge-
sagt haben, wir sehen ja ein, dass wir die Leitungen
brauchen, aber warum mit dieser Trassenführung,
warum könnt ihr das nicht ein bisschen anders ma-
chen. Das ist alles berücksichtigt worden. Viele wa-
ren auch der Meinung, jetzt ist es verträglicher. Die
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Antwort von Ihnen und von der Kollegin Enders
war, nein, wir brauchen die Leitung nicht. Wissen
Sie, das ist kein Dialog, das ist ein postulierendes
Feststellen einer Position, die sich trotz Bürgerbe-
teiligung, trotz Transparenz und trotz langer Diskus-
sion niemals ändern wird, bis das politische Ziel der
Person erreicht ist. Ja, das ist doch so, da müssen
wir uns doch nichts vormachen. Das hat doch ein
Ziel, das hat doch einen Zweck, weil man nicht be-
reit ist, den Menschen vor Ort auch die Wahrheit zu
sagen. Es ist halt nicht so, wie sich das der eine
oder andere wünscht.

Der weitere Punkt ist - wenn man mal subsumiert,
was dann passiert ist -, Sie streiten jetzt gemein-
sam mit einigen bei den LINKEN, nicht allen, ich
weiß das sehr gut, zehn Jahre um 90 Kilometer Lei-
tung. Wir brauchen, der Minister hat es eben ge-
sagt, 4.500.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Wir
streiten darum? Nein, die Bürger streiten.)

Wir streiten mit den Bürgern, wir streiten mit den
Netzbetreibern, wir streiten mit Vattenfall, wir strei-
ten mit 50Hertz Transmission. Sie wissen doch, mit
wem wir alles streiten, Kollege Ramelow.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE:
Aber Frau Enders hat Alternativen vorgelegt.)

Ganz viele, eine einzige Alternative, die bis 2015
trägt, Kollege Ramelow. Wir können nachher noch
einmal das Jarass-Gutachten durchschauen. Aber
das haben wir schon so oft gemacht hier. 10 Jahre
für 90 Kilometer, 4.500 brauchen wir. Das ist der
Fakt. Das ist im Übrigen Wasser auf die Mühlen der
Gegner der Energiewende, denn Sie müssen sich
mal die Lastströme anschauen, warum

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Ja,
die Bürger wollten die Lastströme wissen und
haben sie nicht bekommen.)

teilweise tatsächlich Strom aus Frankreich impor-
tiert wird. Warum ist das denn so? Weil es eine Lei-
tungslücke gibt zwischen dem Norden und dem Sü-
den der Republik, das ist so. Das ist ein Fakt.

(Unruhe DIE LINKE)

Deswegen kommt der produzierte Strom vom Nor-
den nicht weg. Wissen Sie, eine …

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Wo
sind die Lastströme? Das nennt ihr Bürger-
beteiligung.)

Präsidentin Diezel:

Herr Abgeordneter Ramelow, wir haben noch ein
bisschen Redezeit, wenn Sie dann sprechen möch-
ten. Ich bitte jetzt um Aufmerksamkeit für den Ab-
geordneten.

Abgeordneter Weber, SPD:

Ich will noch einen Satz einfügen. Wissen Sie, es
wäre natürlich schön, wenn die Intention zum Wind-
kraftausbau auch in Eisenach ankommen würde,
wo man massiv darum streitet, um ein Vorrangge-
biet zu verhindern vonseiten der GRÜNEN, das
ging jetzt gar nicht in Richtung LINKE, ausnahms-
weise.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, DIE LINKE: Mit
Herrn Köckert gemeinsam oder wie?)

Dann will ich noch einen Satz sagen; ich weiß nicht,
das ist vorhin von Ihnen falsch aufgenommen wor-
den. Ich habe gesagt - und das ist auch ein Fakt -,
die Menschen sind schon immer dahin gezogen,
wo Energie produziert wird. Industrie hat sich schon
immer da angesiedelt, wo günstig Energie zur Ver-
fügung stand. Da sind Boom-Regionen entstanden,
Regionen mit großer Wirtschaftskraft in Deutsch-
land, Nordrhein-Westfalen, Bayern, Baden-Würt-
temberg. Es hat Gründe, warum dort so viel Indus-
trie, so viele Arbeitsplätze, auch so viel Wohlstand
entstanden ist, weil da Energie vorhanden war, weil
da Energie produziert wurde, weil da Energie be-
zahlbar war. Wir haben die Chance, Thüringen zum
Land zu machen, in dem Energie produziert wird,
wo Energie bezahlbar wird und wo Energie zu-
kunftsfähig zur Verfügung steht. Wenn wir diese
Chance nicht nutzen, dann sind wir schlecht bera-
ten und verraten auch die Bürgerinnen und Bürger.
Danke.

(Beifall SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Für die FDP-Fraktion hat das Wort der
Abgeordnete Uwe Barth. Er zieht zurück. Ich sehe
keine Redemeldungen weiter. Dann schließe ich
den ersten Teil des Tagesordnungspunkts und rufe
auf den zweiten Teil

b) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion der CDU zum The-
ma: „Anerkennung von Erzie-
hungsleistungen in der Rente
verbessern“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 5/4182 -

Als Erster hat das Wort der Abgeordnete Henry
Worm von der CDU-Fraktion.

Abgeordneter Worm, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, nicht nur wenn es um die jährliche Anpas-
sung der Rente geht, und das möchte ich gleich
hier vorwegnehmen, spielt dieses Thema auch eine
entsprechende Rolle bei uns hier im Landtag. Wir
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haben bekanntermaßen hier im Haus vielfach über
dieses Thema mit all seinen Facetten diskutiert,
insbesondere zum Beispiel was die Problematik der
zu DDR-Zeiten geschiedenen Frauen betrifft, wobei
es, und das möchte ich auch deutlich hier sagen,
über die Fraktionen hinweg Einigkeit gibt, dass es
in dieser Frage einer unbürokratischen und umsetz-
baren Lösung bedarf.

Damit komme ich zu einem weiteren Punkt, der uns
als Fraktion gemeinsam mit den Frauen aus der
Frauen Union und den Kolleginnen und Kollegen
der sächsischen CDU-Fraktion am Herzen liegt und
für den wir uns einsetzen. Ich rede hier von der An-
erkennung von Kindererziehungszeiten in der ge-
setzlichen Rentenversicherung. Um das gleich vor-
wegzunehmen, es geht uns nicht um die Frage der
Anrechnungszeiten für die nach 1992 geborenen
Kinder. Ich denke, diese sind durchaus zufrieden-
stellend geregelt und es ist hier gerade auch der
CDU zuzuschreiben, dass Familienleistungen, be-
ginnend ab 1986, in der Rentenversicherung aner-
kannt und schrittweise entsprechend ausgebaut
wurden. Uns geht es an dieser Stelle um die gleich-
wertige Anrechnung und Anerkennung der Erzie-
hungsleistungen für die vor 1992 geborenen Kinder
für die Frauen, die künftig in Rente gehen werden.
Konkret setzen wir uns dafür ein, dass auch Erzie-
hende, die künftig in Rente gehen, und deren Kin-
der vor 1992 geboren wurden, insgesamt 3 Entgelt-
punkte in der gesetzlichen Rentenversicherung an-
erkannt bekommen, also 2 mehr als jetzt. Derzeit
ist die Regelung so, dass es für die vor 1992 gebo-
renen Kinder einen Entgeltpunkt gibt und für da-
nach Geborene durchschnittlich 3, aber unter be-
stimmten Voraussetzungen auch bis zu 5,3 Entgelt-
punkte erworben werden können.

Das ist eine deutliche Diskrepanz in der Frage, wie
Erziehungsleistung letztendlich rententechnisch be-
wertet wird. Ich will an dieser Stelle gar nicht auf die
Frage der Gerechtigkeit im Verhältnis zu Kinderlo-
sen einerseits und zwischen älteren und jüngeren
Müttern andererseits eingehen, auch nicht auf die
Tatsache, dass derjenige, der Kinder erzieht, einen
unverzichtbaren Beitrag für unsere Gesellschaft
leistet. Aber was ich ansprechen will, ist, dass viele
Frauen zugunsten ihrer Kinder und Familie auf Kar-
riere und Geld verzichten und verzichtet haben und
sich das nicht nur unmittelbar auf das Haushaltsein-
kommen auswirkt, sondern natürlich auch später
auf die finanzielle Absicherung im Rentenalter.

Gerade ältere Frauen haben dadurch lange fami-
lienbedingte Lücken im Erwerbsverlauf und verbun-
den sind damit im weiteren Erwerbsleben vielfach
langjährige Teilzeitarbeit und geringere Auf-
stiegschancen im Beruf. Das bedeutet letztendlich
ein geringeres Erwerbseinkommen, verbunden mit
einer geringeren Rentenanwartschaft, da die Rente
in Deutschland stark an die vorherigen Erwerbsein-
kommen anknüpft.

Mit der schrittweisen Anhebung der Regelalters-
grenze auf 67 Jahre wird außerdem das Siche-
rungsniveau der gesetzlichen Rente weiter sinken,
da die Versicherten entsprechend länger arbeiten
müssen, um ihre Rente beziehen zu können.

Fakt ist auch, dass gerade Frauen ihre Renten-
lücken kaum aus eigener Kraft schließen können.
Wir treten dafür ein, diese Lücke zielgerichtet zu
schließen, denn Frauen sollen im Alter genauso ab-
gesichert sein wie Männer. Letztendlich geht es
hierbei auch ein Stück weit um Gerechtigkeit für äl-
tere Mütter. Wir wissen hierbei die Frauen Union
und die Kollegen von der CDU-Fraktion in Sachsen
an unserer Seite und würden uns freuen, wenn es
auch aus den anderen Parteien Unterstützung in
dieser Sache gibt. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Für die Fraktion
der FDP spricht Herr Abgeordneter Marian Koppe.

Abgeordneter Koppe, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Herr Worm, es war ja jetzt nicht ganz
eindeutig, in welche Richtung Sie mit Ihrer Aktuel-
len Stunde gehen wollten, weil es hätte ja auch sein
können, dass das ein generelles Anliegen ist, die
Erziehungsleistungen anders zu vergüten über das
Rentenrecht, als es heute besteht. Aber Sie haben
jetzt deutlich gemacht, dass es Ihnen um die Mütter
geht, die vor 1992 ihre Kinder zu Hause erzogen
haben und dementsprechend ja kein Einkommen in
dem Sinne haben.

Tatsächlich gebe ich Ihnen recht, das ist eine un-
gleiche Behandlung, darüber muss schon nachge-
dacht werden, wie man das macht. Ich habe zwar
Zweifel, ob man das wirklich über die Rentenpunkte
machen kann. Wenn ich mich so an die Zusatzren-
te erinnere, die zu DDR-Zeiten ja auch der eine
oder andere bezahlt hat, auch da sind wir ja noch
nicht da, wo wir eigentlich hinwollen oder wo es zu-
mindest gerecht wäre.

(Beifall FDP)

Dass die ungerechte Rentenhöhe angegangen wer-
den muss, das ist auch klar. Es gibt ja jetzt, soweit
ich weiß - das wissen Sie bestimmt auch, Herr
Worm -, in Berlin einen Regierungsdialog Rente,
der sich nicht nur mit dem Thema, aber auch damit
beschäftigt. Ich habe zumindest gehört, dass das
Thema dort diskutiert wird. Ich würde schon vor-
schlagen, dass wir vielleicht so lange warten, bis es
dort auch ein Konzept gibt. Das Anliegen kann ich
schon unterstützen,

(Beifall FDP)
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aber jetzt als Bundesland Thüringen ins Blaue zu
schießen, würde ich erstens für verfrüht halten und
zweitens auch für nicht zielgerichtet. Von daher bin
ich schon der Meinung, dass wir, wenn wir das Er-
gebnis vorliegen haben, dann schauen, was wirk-
lich im Konzept steht, auch schauen, was das für
die Mütter aus den neuen Bundesländern, denn die
betrifft es ja vorrangig, bedeutet, und dann können
wir schauen, was wir damit machen.

Ganz zum Schluss, lieber Kollege Worm, wäre es
vielleicht ganz gut, wenn sich zu dem Thema die
zuständige Ministerin mit dem verantwortlichen
Bundesfinanzminister darüber unterhält, denn zum
Schluss geht es auch da wieder um Geld. Keine
Frage, man muss überlegen, was einem das Wert
ist, und wenn man es nur aus Steuermitteln finan-
ziert, die man bereitstellt für die Rentensicherung,
wie es bis heute ist, dann kostet das automatisch
mehr Geld, es sei denn, Sie wollen das über private
Vorsorge arrangieren, dann müssen Sie es aber
hier sagen. Ansonsten, wie gesagt, wäre es viel-
leicht auch interessant, dass Sie mal gesagt hätten,
was die zuständige Familienministerin und die zu-
ständige Arbeitsministerin mit dem zuständigen
Bundesfinanzminister, die alle drei aus Ihrer Partei
kommen, da bereits besprochen haben. Das wäre
für uns auch interessant, vielleicht hätten wir da ein
paar konkrete Punkte, über die wir hier auch reden
können. Vielen Dank.

(Beifall FDP)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Für die Fraktion DIE LINKE hat das
Wort der Abgeordnete Matthias Bärwolff.

Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wenn
man junge Leute heute fragt, was sie für eine Rente
erwarten, dann sagen die meisten, ich bekomme
doch ohnehin keine Rente mehr. In der Tat, die
künftige Alterssicherung junger Leute steht auf sehr
dünnem Eis. Menschen, die heute 20, 30 oder 40
Jahre sind, werden künftig keine Rente mehr erhal-
ten, die ihren Lebensstandard sichert. Junge Leute
werden künftig mit Armutsrenten abgespeist. Die
Rentenformel hat mit den Realitäten der heutigen
jungen Generation nichts mehr zu tun. Zu schlimm,
zu krass waren die Kürzungen der Rentenansprü-
che in den letzten Jahren, vor allem, seit Rot-Grün
im Bund regierte. Da hilft es auch nichts, Kollege
Worm, wenn die CDU heute wahrscheinlich zum In-
ternationalen Frauentag fordert, dass die Erzie-
hungszeiten bei den Rentenansprüchen stärker be-
rücksichtigt werden müssen. Sie haben vergessen,
was Sie mit der Rentenformel gemacht haben. In
blindem Wahn, getrieben vom neoliberalen Glau-
benssatz, dass privat allemal besser sei als der
Staat und nichts wichtiger sei als die Beitragsstabili-

tät, haben Sie die staatliche Rente entkernt. Die so-
ziale Absicherung im Alter wurde über Bord gewor-
fen. Wurden bisher rund 76 Prozent des letzten
Einkommens als Rente veranschlagt, senkte man
diesen Betrag für die heutigen jungen Menschen
auf lächerliche 43 Prozent. Ausbildungszeiten, Stu-
dium, Praktika und andere Qualifizierungen, wie sie
mit dem lebenslangen Lernen einhergehen, bleiben
bei den Anwartschaften gänzlich unberücksichtigt.
Auch die Zeiten der Arbeitslosigkeit schlagen bei
den heute jungen Menschen stärker ins Kontor.

Mit dem letzten Sparpaket der Bundesregierung
wurden selbst die 2,19 € Rentenansprüche für die
Hartz-IV-Betroffenen weggekürzt. In Zeiten zuneh-
mender Flexibilisierung und dem Umgreifen prekä-
rer Beschäftigung, wo Niedriglohn, unbezahlte
Praktika, Selbstständigkeit, Ausbildung, zeitweise
Arbeitslosigkeit und befristete Beschäftigung die
Regel und nicht die Ausnahme sind, brauchen wir
eine starke Rente, die von der gesamten Gesell-
schaft getragen wird.

(Beifall DIE LINKE)

Sie aber, meine Damen und Herren der ganz
großen neoliberalen Koalition, fahren die Alterssi-
cherung mit Vollgas gegen die Wand. Private Vor-
sorge, kapitalgedeckt - hat uns die große Krise des
Kapitalismus nicht gezeigt, dass es so nicht geht?
Carsten Maschmeyer und seine AWD sind doch
nicht ohne Grund so unpopulär. Sie haben bewie-
sen, dass die private Altersvorsorge nichts Verläss-
liches ist. Sie haben gezeigt, dass sich einige Weni-
ge damit eine goldene Nase verdienen und die Be-
troffenen im Alter auf dem Trockenen sitzen.

(Zwischenruf Abg. Barth, FDP: Es geht doch
nichts über ein gepflegtes Feindbild.)

Und weil das mit der privaten Altersvorsorge schon
so gut geklappt hat, wollen Sie nun auch noch die
Pflegeversicherung ebenfalls vor die Wand fahren.
DIE LINKE leistet dagegen Widerstand.

(Beifall DIE LINKE)

Wir brauchen eine Rente, in die alle einzahlen, An-
gestellte, Arbeiter, Beamte und Selbstständige und
auch wir Abgeordneten. Wir brauchen eine Rente,
in der alle Einkommen berücksichtigt werden,

(Beifall DIE LINKE)

Löhne und Gehälter ebenso wie Spekulationsge-
winne, Mieten, Pachten, Zinsen. Wir brauchen eine
Rente, die verhindert, dass sich Besserverdienende
ausklinken und weil sie mehr Geld verdienen als
andere, sich auch noch preiswerter privat versi-
chern können. Lassen Sie die Finger weg von wei-
teren Privatisierungen der Arbeitsrisiken! Mehr als
9 Mrd. € sind bislang in die unsichere und hoch ris-
kante private Alterssicherung geflossen; 9 Mrd. €,
die der gesetzlichen Rentenversicherung fehlen.
DIE LINKE tritt für eine Stärkung der umlagefinan-
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zierten Rente ein. Die demographische Lüge hat
nur einen Zweck, die gesetzliche Rentenversiche-
rung auszuhöhlen und eine Drohkulisse aufzubau-
en. Umlagefinanzierung heißt doch, das, was heute
erwirtschaftet wird, wird an die heutigen Rentner
verteilt. Glauben Sie denn wirklich, dass in 20, 30
oder 40 Jahren nichts mehr erwirtschaftet wird,
dass dann nicht mehr umverteilt werden kann?
Freilich, dann gibt es mehr Alte als Junge, aber es
findet doch nur eine Umkehr statt zwischen den zu
versorgenden Alten, die mehr werden, und den zu
versorgenden Kindern, die weniger werden. Die
Steigerung der Produktivität kommt da noch hinzu.
Die Schweiz, nicht gerade ein sozialistischer Vor-
zeigestaat, hat genau diese umlagefinanzierte Ren-
te ausgebaut und gestärkt. Es ist übrigens nicht be-
kannt, dass der demographische Wandel an der
Schweiz vorüberging.

Meine Damen und Herren, wir brauchen eine starke
Rente, die gerecht ist, die alle einbezieht und Armut
verhindert, das heißt auch, Ausbildungszeiten, Ar-
beitslosigkeit und auch die Erziehung von Kindern
anzuerkennen. Um Altersarmut zu verhindern und
ein Altern in Würde zu ermöglichen, kämpft DIE
LINKE für den Mindestlohn, für die Mindestsiche-
rung und für die Mindestrente. Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Für die SPD-Fraktion spricht jetzt Ab-
geordnete Dagmar Künast.

Abgeordnete Künast, SPD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren, die Anerkennung von Erziehungsleistungen
in der Rente verbessern - die Aktualität dieser Aktu-
ellen Stunde sehe ich nicht wirklich. Das Thema
wird von der CDU wohl eher deshalb als aktuell an-
gesehen, damit sich Herr Worm dieses Themas
einmal annehmen kann. Aber, Herr Worm, wäre es
nicht besser, in Berlin dieses Problem einmal anzu-
gehen, denn nur dort ist es möglich. Es hier in der
Aktuellen Stunde zu bereden, finde ich ein bisschen
eigenartig.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Allerdings war es auch interessant, wenn sich Herr
Koppe mit der CDU streitet, wer in Berlin dafür ver-
antwortlich ist. Ich möchte deshalb, bevor ich zum
eigentlichen Thema der Aktuellen Stunde etwas sa-
ge, darauf hinweisen, dass es viele rentenrechtliche
Regelungen gibt, die einer dringenden Lösung be-
dürfen. Besonders die Regelungen, die die neuen
Bundesländer und somit auch Thüringen betreffen.
Die schwarz-gelbe Koalition hat im vergangenen
Jahr angekündigt, zur Mitte der Legislatur ein Kon-
zept zur Angleichung der Renten in Ost und West

vorzulegen. Die Mitte ist, glaube ich, erreicht und
wenn man sich den Zustand der Koalition für einen
Moment anschaut, scheint sie sich bereits dem En-
de zuzuneigen. So viel dazu.

Meine Damen und Herren, feststeht, dass der Ein-
stieg ins Berufsleben, aber auch der Wiedereinstieg
ins Berufsleben mit einem oder gar mehreren Kin-
dern schwierig ist. Besonders Frauen verlieren da-
durch auf der Karriereleiter oft den Anschluss an ih-
re männlichen Kollegen, was auch mit unmittelba-
ren und künftigen finanziellen Einbußen verbunden
ist. Außer Frage steht aber auch, dass die Erzie-
hung von Kindern eine wichtige gesellschaftliche
Aufgabe ist, besonders in Zeiten des demographi-
schen Wandels. Folglich sollte die Erziehung von
Kindern honoriert werden. Dies geschieht renten-
und steuerrechtlich bereits auf vielfältige Weise.
Dass für nach 1992 geborene Kinder drei Renten-
punkte berechnet werden, während für die vor 1992
geborenen Kinder lediglich ein Rentenpunkt in die
Rechnung eingeht, scheint mir in der Tat unge-
recht. Es wäre deshalb zu begrüßen, wenn auch
Frauen, die vor dem Jahr 1992 ein Kind bekommen
haben und künftig in die Rente gehen, drei Renten-
punkte angerechnet bekommen. Es muss uns da-
bei jedoch klar sein, dass diese sehr wünschens-
werte Änderung Milliarden kosten würde. Ich spre-
che mich entschieden dagegen aus, dass diese Mil-
liarden, die dafür benötigt würden, durch Beitrags-
kürzungen für andere Rentengruppen oder Bei-
tragserhöhungen der Einzahler ausgeglichen wür-
den. Wenn eine derartige Regelung kommt, und
das hoffe ich, dann muss sie durch eine Erhöhung
des Bundesanteils am Rententopf finanziert wer-
den. Diese Steuern müssen erwirtschaftet werden,
unter anderem von denjenigen, die vor, und auch
denjenigen, die nach 1992 geboren worden sind.
Ich möchte an dieser Stelle noch mal darauf hinwei-
sen, dass Frauen im Osten Deutschlands aufgrund
des geringen Rentenwertes Ost für ihre Zeit der
Kindererziehung unterm Strich weniger Rente er-
halten als die Mütter im Westen Deutschlands.
Deshalb würde ich gerne das von der schwarz-gel-
ben Bundesregierung in Aussicht gestellte Konzept
zur Angleichung Rente Ost-West sehen, in dem die
vielfältigen Probleme auf dem Gebiet des Renten-
rechts angegangen und vielleicht auch gelöst wür-
den. Danke.

(Beifall SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN spricht Frau Anja Siegesmund.

Abgeordnete Siegesmund, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ja, Herr Worm, jetzt bekommen Sie die
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vierte Gegenrede, und Sie stehen ziemlich alleine,
sowohl mit Ihrer Überschrift für die Aktuelle Stunde
als auch mit dem, was Sie wollen. Wobei ich mich
zwischenzeitlich fragte, ob Sie eigentlich wissen,
was Sie wollen oder ob Sie nicht noch auf Dialog
vor allem mit Ihrem Koalitionspartner in Berlin war-
ten und gehen müssen, damit Sie überhaupt wis-
sen, wovon Sie reden und was Ihr Vorschlag ist.
Deswegen habe ich mit Interesse zur Kenntnis ge-
nommen, dass Sie, vielleicht auch wegen des be-
vorstehenden Equal Pay Days, noch mal deutlich
zeigen wollen, welche Familien- und Frauenpolitik
Sie sich wünschen. Sie haben ja immer den An-
spruch, dass die besonders modern ist. Ich sage Ih-
nen aber, die Ideen, die Sie hier heute präsentiert
haben, oder dieses Fragment von Ideen, zeigt nach
wie vor, dass Sie einfach einem tradierten Rollen-
bild verfallen sind, was überhaupt nicht modern ist,
was überhaupt nicht nachhaltig ist und was zudem
jetzt auch noch so teuer ist - die Zahlen haben Sie
nämlich bewusst nicht genannt -, Sie werden damit
nirgendwo Erfolg haben.

Wenn Sie denn schon dazu Presse machen, Herr
Worm - ich habe ja mit Interesse auch Ihre Presse-
mitteilung gelesen -, dann müssen Sie sich auch
entscheiden, wo Sie das Thema auf Bundesebene
ansiedeln wollen. Sie haben in Ihrer Pressemittei-
lung davon geredet, dass Bundesfamilienministerin
Ursula von der Leyen das Thema für sich erkannt
hat. Wenn ich recht informiert bin, ist Christina
Schröder Bundesfamilienministerin, richtig? Da
müssen Sie sich schon entscheiden. Ich weiß, Frau
Schröder ist nicht besonders wahrnehmbar. Aber
meines Wissens ist Frau von der Leyen Arbeitsmi-
nisterin. Wenn das nicht mal die CDU-Fraktion im
Thüringer Landtag weiß, dann tut es mir leid.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dann sieht es wirklich schwärzer aus in Thüringen
als ich immer dachte, dass es wirklich ist.

Jetzt lassen Sie mich zum Thema reden, eigentlich
ein reines Bundesthema. Das finde ich deswegen
bemerkenswert, weil insbesondere von der CDU
sich immer darüber moniert wird, die Opposition
würde hier Themen in die Aktuellen Stunden ein-
bringen, die vor allem Bundesthema sind. Das ist
ein reines Bundesthema.

Aber lassen Sie uns kurz diskutieren. Sie haben
1992 auf Bundesebene, denn da sind wir, den An-
spruch auf Erziehungsurlaub von damals einem auf
drei Jahre erhöht. Das wurde damals als ganz
großer Fortschritt, insbesondere der damaligen
Frauenministerin Angela Merkel bezeichnet und ge-
feiert. Dass Sie aber damit bis heute insbesondere
in den alten Ländern die inzwischen von der CDU
geforderte Wahlfreiheit bei der Kita-Betreuung fak-
tisch unmöglich gemacht haben, dazu haben Sie
heute nichts gesagt. Und dass es keinen guten
Ausbau von Kitas, insbesondere in den alten Län-

dern, gibt und die jetzt im Nachholprozess sind, das
ist einer der Gründe für Altersarmut und nicht die
Tatsache, die Sie hier vorhin genannt haben. Sie
haben Altersarmut generiert und jetzt versuchen
Sie, fünf vor zwölf da irgendwelche Konzepte sich
zu überlegen. Das, was Sie sich da überlegen, das
kostet viel Geld.

Meine Bundestagsfraktion hat sich mal die Mühe
gemacht, das auszurechnen. Sie sind ja mit der
Zahl nicht rausgerückt. Ich habe für Sie eine Zahl,
die fachkundig auf Bundesebene unsererseits be-
rechnet wurde, würde ich mir gern von Ihnen bestä-
tigen lassen: Bis zu 7 Mrd. € würde dieser Vor-
schlag kosten. Scheinbar von Bundesarbeitsminis-
terin von der Leyen angeschoben. Wie gesagt,
Bundesfamilienministerin ist ja jemand anderes. Da
müssen Sie mal erklären, wo Sie diese 7 Mrd. €
hernehmen wollen. Jedenfalls wird damit Altersar-
mut nicht verhindert, sondern im Gegenteil, die
nächsten Generationen, die Sie ja immer nicht im
Blick haben, die müssen dann draufzahlen und das
ist kein nachhaltiges Konzept, mitnichten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Was wir brauchen, meine sehr geehrten Damen
und Herren, wenn es wirklich darum geht, Altersar-
mut zu bekämpfen, das sind andere Konzepte.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Wel-
che?)

Die nenne ich gerne, Herr Kuschel, ich freue mich,
dass Sie mit Interesse hier von der ganz linken Sei-
te auch mit dabei sind. Ich nenne die gerne, habe
aber leider nur 5 Minuten, deswegen hier die kurze
Nennung. Zum einen fängt es jetzt damit an, dass
wir wirklich eine Kindergrundsicherung brauchen,
damit Familien von Anfang an auskömmlich leben
können. Darum geht es nämlich, dass man auch
wirklich Familie gründen will und sich abgesichert
fühlt - erster Punkt.

Zweiter Punkt: Wir brauchen die bestmögliche insti-
tutionelle frühkindliche Bildung. Das ist das, was die
CDU immer noch nicht erkannt hat. Sie machen ir-
gendwie Politik für Muttis, die meinen, sie müssten
zu Hause bleiben und am Herd stehen - Stichwort
„Herdprämie“ -, kümmern sich aber nicht um früh-
kindliche Bildung.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen - lieber Herr Kuschel, ich führe den
Katalog fort - gute Ganztagsschulen mit qualifizier-
tem pädagogischen Personal, dass Eltern sich
auch darauf verlassen können, dass ihre Kinder gut
betreut und gebildet werden. Wir brauchen in die-
sem Land - dafür können Sie etwas tun, dass wir
auch kulturell da einen Schritt weiterkommen - qua-
lifizierte Arbeitgeberinnen insofern, als dass sie fle-
xible Arbeitszeiten möglich machen, dass sie gute
Löhne ermöglichen, dass sie gute Teilzeitmodelle
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tatsächlich beigeben. Wir brauchen die Grundsiche-
rung im Alter. Das alles sind viele Punkte, über die
kann man diskutieren. Die sorgen dafür, dass Alter-
sarmut sowohl präventiv in gewisser Hinsicht einge-
dämmt als auch nachhaltig vorgebeugt wird. Das ist
der richtige Weg. Alles andere ist der Griff in die
Mottenkiste. Das haben Sie heute wieder gezeigt,
das können Sie. Ihr Vorschlag ist Stückwerk. Den-
ken Sie noch einmal darüber nach und reden Sie
vor allen Dingen auf Bundesebene mit Ihrem Koali-
tionspartner, bevor so halbgare Sachen hier in die
Öffentlichkeit kommen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen von Abgeordneten - Frau Stange? Bitte
schön, Frau Stange.

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren,
ich will noch mal zwei Sätze nachschieben, vor al-
lem zu Herrn Worm.

Herr Worm, Sie wissen, das Thema Rente und
Rentengerechtigkeit hat im Landtag in den letzten
20, 22 Jahren des Öfteren im Mittelpunkt gestan-
den. So haben wir uns als Fraktion auch gefragt,
wie kommen Sie jetzt dazu, eine Idee der Vorsit-
zenden der Frauen Union, Maria Böhmer, aufzu-
greifen - deren Pressemitteilung habe ich mir noch
mal angeschaut -, die eigentlich eine Problematik
aufgreift, die nicht uns hier in den ostdeutschen
Bundesländern betrifft, sondern sie betrifft die Frau-
en in den westdeutschen Bundesländern. In ihrer
Pressemitteilung schreibt Frau Böhmer unter ande-
rem: Die Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf müssen verbessert werden,
weil die Frauen, die jetzt um die 50 sind, also als ih-
re Kinder klein waren, gab es keinen Rechtsan-
spruch auf einen Kindergartenplatz, gab es kein El-
terngeld, keine dreijährige Erziehungszeit mit Rück-
kehrgarantie in den Beruf, keine Hortbetreuung und
keine Ganztagsschulen. An der Stelle sage ich
noch einmal eindeutig, das sind nicht die Probleme
der Frauen hier im Osten, denn wir hatten dies al-
les. Wir konnten nach einem Jahr Erziehungszeit
mit Garantie wieder in den Beruf gehen. Wir hatten
eine durchgehende Hortbetreuung, wo wir arbeiten
gehen konnten, und wir hatten auch gute schuli-
sche Bedingungen für unsere Kinder. Darum würde
ich mich besonders freuen, wenn wir nicht nur die
DDR-Geschiedenen in den Mittelpunkt stellen, wo
es eine rentenrechtliche Klärung geben muss, son-
dern wenn wir auch die anderen Überführungs-
lücken - und hier spreche ich nur mal einige an -,
der Rentenwert Ost und West steht ganz oben auf
der Liste, die Benachteiligung der Balletttänzerin-

nen, die Benachteiligung der mithelfenden Ehefrau-
en aus der Landwirtschaft,

(Beifall DIE LINKE)

die Frauen, die zu DDR-Zeiten Marken geklebt ha-
ben, die nicht angerechnet worden sind, erwähnen.
Ich rede von den Frauen, die zum Beispiel in der
Pflege unterwegs waren und wo auch ihre Renten-
beiträge nicht mitgerechnet worden sind. Ich rede
von den Lücken, die wir haben bei Professoren und
bei Anwartschaften bei Angehörigen der Deutschen
Reichsbahn etc. Es sind mehr als 17 offene Lücken
aus DDR-Zeiten, die noch überführt werden müs-
sen in ein Rentenrecht. Wir fordern, dass genau
diese Punkte geklärt werden. Ich sehe es ähnlich,
wie das die Kollegin der SPD gesagt hat, nicht,
dass die Forderungen, die in der Koalitionsverein-
barung von CDU und FDP im Bund stehen, dass in
dieser Legislatur eine Klärung im Rentenrecht ge-
schehen soll. Ich sehe es nicht. Wir brauchen,
wenn wir uns für Frauen und gegen Altersarmut
aussprechen wollen, eine Forderung, die seit vielen
Jahren im Raum steht. Wir brauchen ein eigenes
Frauenrentenrecht, denn dann können wir aufhören
mit diesen Klein-Klein-Situationen.

(Beifall DIE LINKE)

Somit haben wir dann alle Gruppen von Frauen in
einer altersgerechten existenzsichernden Rente ge-
klärt. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Als Nächster spricht der Abgeordnete Henry Worm
von der CDU-Fraktion.

Abgeordneter Worm, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren, ich möchte schon noch mal auf zwei
Aspekte eingehen. Die Frage stand stets im Mittel-
punkt, wo leitet sich die Aktualität dieser Aktuellen
Stunden her. Es ist das Interessante, dass es ei-
gentlich zwei Fraktionen - SPD und FDP - in ihrer
Rede deutlich gemacht haben, woher diese Aktuali-
tät kommt. Mitte des Jahres wird in Berlin ein Kon-
zept zur Frage „Rente in Deutschland - Zukunft,
Perspektive“ vorgelegt.

(Zwischenruf Abg. Künast, SPD: Soll!)

Da macht das doch Sinn, im Vorfeld auf verschie-
dene Aspekte einzugehen, oder ein Thema in den
Mittelpunkt zu stellen, was breit diskutiert wird und
was von entsprechendem Interesse ist. Das ist ein
Punkt. Das Zweite, Herr Bärwolff, um auf Ihre Rede
noch mal einzugehen, natürlich kann man sich hier
hinstellen und kann jammern, dass in der Vergan-
genheit das Thema Rente ständigen Veränderun-
gen unterworfen war. Das ist richtig. Aber zur
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Wahrheit gehört auch dazu, dass die Rente vor 123
Jahren durch Bismarck, das war, glaube ich, 1889,
eingeführt wurde. Und wenn Sie da mal gucken,
wie die Lebenserwartung der Leute dort war. Die
war nämlich so ungefähr bei 65 Jahren. Die Rente
gab es bei 70 Jahren.

(Unruhe DIE LINKE)

Jetzt haben wir die Situation in Deutschland, dass
es die Rente ab perspektivisch 67 gibt, und die
Frauen eine Lebenserwartung von 82 und die Män-
ner von 77,5 Jahren haben. Das erklärt eigentlich
zum großen Teil schon die Frage.

(Unruhe DIE LINKE)

Dann kam noch die Frage nach den Kosten. Auch
hier möchte ich eine Zahl sagen. Ja, es gibt hier un-
terschiedliche Berechnungen und Aussagen dazu,
dass man sagt, wenn man die morgen einführen
würde, sagen wir mal 2013, würde die 2 Milliarden
kosten; nach Aussage der Bundestagsabgeordne-
ten Antje Tillmann steigert sich das bis 3,8 Milliar-
den. Das sind die Zahlen, die uns vorliegen. Jetzt
könnte ich natürlich auch an dieser Stelle fragen,
wofür haben wir denn in dieser Bundesrepublik
Geld? Wofür geben wir denn teilweise das Geld
aus? Ist es vielleicht in dieser Frage nicht besser
angelegt?

(Beifall CDU)

(Unruhe DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Wir haben noch 1 Minute Redezeit.
Herr Bärwolff.

Abgeordneter Bärwolff, DIE LINKE:

Also, Herr Worm, ich meine, Sie sind ja nicht auf
den Kopf gefallen, natürlich ist die Rente schon
130 Jahre alt. Das bestreitet doch niemand. Aber
die umlagefinanzierte Rente ist doch der beste Ga-
rant dafür, dass wir weiterhin eine solide, armutsfe-
ste Rente bekommen.

(Beifall DIE LINKE)

Das, was Sie doch die ganze Zeit auch im Bundes-
tag verhindert haben, ist, dass wir doch die Bemes-
sungsgrenzen fallen lassen müssen. Das, was Sie
verhindert haben im Bundestag, ist doch der Um-
stand, dass Beamte, Selbstständige und so weiter
und so fort gar nicht in die Rente einzahlen.

(Beifall DIE LINKE)

Wir haben gestritten dafür, dass wir eine ordentli-
che Bürgerversicherung bekommen, dass wir die
Rentenversicherung auf breite Beine stellen, dass
alle Einkommen, Herr Barth, alle Einkommen, also
auch Mieten, Pachten, Zinsen, Spekulationsgewin-
ne mit in die Rente eingezahlt werden. Die Schweiz

ist doch das beste Beispiel dafür. Die haben auch
eine umlagefinanzierte Rente. Sie haben sie ausge-
baut. Sie haben die Rentenbeiträge, die Prozent-
sätze gesenkt, haben aber die Bemessungsgrund-
lagen sehr viel erweitert. Das ist doch ein wesent-
lich sinnvollerer Weg, denn es wird doch immer et-
was erwirtschaftet. Sie haben völlig außer Acht ge-
lassen, dass es Produktivitätsgewinne gibt. Daran
werden Sie nicht vorbeikommen.

(Beifall DIE LINKE)

Präsidentin Diezel:

Danke schön. Die Redezeit ist insgesamt aufge-
braucht. Für die Landesregierung möchte Herr
Staatssekretär Dr. Schubert sprechen. Bitte.

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, die Diskussion zum Thema Rente ist jetzt
schon sehr vielfältig und sehr weit geführt. Da ließe
sich aus Sicht der Landesregierung natürlich auch
eine Menge dazu sagen, ob das Angleichung West-
Ost ist oder die geschiedenen Frauen oder viele,
viele andere Dinge, Personengruppen der ehemali-
gen DDR, die davon betroffen sind. Ich möchte
mich aber in meinen Ausführungen ganz konkret
auf das Thema beschränken, was Inhalt der Aktuel-
len Stunde ist, nämlich die Anerkennung von Erzie-
hungsleistungen der Eltern bei der Rentenversiche-
rung. Es ist ja so, dass die schon in erheblichem
Umfang honoriert werden im heutigen Rentensys-
tem. Maßgeblich dafür ist das sogenannte Trüm-
merfrauenurteil aus dem Jahre 1992, in dem das
Bundesverfassungsgericht gefordert hat, die Be-
nachteiligung der Kindererziehenden in der Alterssi-
cherung mit jedem Rentenreformschritt zu verrin-
gern. Seit diesem Zeitpunkt hat der Gesetzgeber
die Leistungen kontinuierlich erweitert. Zu den fami-
lienbezogenen Leistungen der Rentenversicherung
gehören insbesondere die Anrechnung von Kinder-
erziehungszeiten. Für die Geburten ab 1992 - das
ist schon ausgeführt worden, ich wiederhole es ger-
ne noch einmal - werden drei Jahre für Geburten,
davor ein Jahr rentenbegründend und rentenstei-
gernd angerechnet. Die Beiträge werden in diesem
Fall vom Bund bezahlt und orientieren sich an der
Höhe eines durchschnittlichen Jahresverdienstes
eines Pflichtversicherten. Zusätzlich zu den Kinder-
erziehungszeiten werden Kinderberücksichtigungs-
zeiten angerechnet. Hierbei handelt es sich um Zei-
ten der Erziehung eines Kindes bis zum 10. Le-
bensjahr. Die Berücksichtigungen erhöhen Renten
zwar nicht unmittelbar, wirken sich aber bei Bewer-
tung beitragsfreier und beitragsgemindeter Zeiten
rentensteigernd aus. Die Rentenanwartschaft aus
der Erwerbstätigkeit wird dabei um 50 auf maximal
100 Prozent des Durchschnittsverdienstes aufge-
wertet. Das gilt allerdings alles für Zeiten ab 1992.
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Das ist eigentlich der Punkt, den wir auch so sehen,
dass es ungerecht ist, dass das nur für die Kinder
gilt, die ab 1992 geboren sind. Deshalb sollte man
auf jeden Fall daran arbeiten, hier eine Gleichstel-
lung zu erzielen. Das kann sehr wohl auch bei dem
Thema Altersarmut wirken, denn man muss beden-
ken, dass in Thüringen gerade bei Frauen die Al-
tersrente im Durchschnitt am 31.10. - das ist die
letzte Zahl, die uns vorliegt - bei 695 € liegt. Das
geht aus einer Sonderauswertung der Deutschen
Rentenversicherung hervor und es ist davon auszu-
gehen, dass sich auch in den nächsten Jahren an
dieser Höhe wenig ändern wird, denn bemerkens-
wert ist, dass immerhin 22.187 Frauen in Thüringen
einen sogenannten Auffüllbetrag erhalten. Das
heißt, der wird dann immer weiter abgeschmolzen
mit jeder Rentenerhöhung. Faktisch haben die seit
1992 nie eine Rentenerhöhung gehabt. Das betrifft
immerhin jede 15. Frau in Thüringen. Wenn diese
Regelung, die wir jetzt angesprochen haben, mit
den Erhöhungen um ein bis zwei Jahre für Kinder,
die vor 1992 geboren sind, getroffen werden würde,
würde das auf jeden Fall zu einer Steigerung der
Renten in dem Bereich führen. Aber man muss na-
türlich auch sagen - das hat auch Frau Künast
schon gesagt -, das Ganze wird viel Geld kosten
und das wird nicht aus der Rentenversicherung zu
finanzieren sein, denn diese Leistungen werden
auch heute schon - die ein und drei Jahre, 1992
und davor - aus dem Bundeshaushalt finanziert.
Das heißt, man muss diese Finanzierung dann
auch in dem Falle, wenn man das will, aus dem
Bundeshaushalt vornehmen. Wir werden uns in die-
sem Sinne auch in Diskussionen weiter einbringen
und wir warten ab, wie die weitere Entwicklung der
Diskussion im Laufe des Jahres läuft. Vielen Dank.

(Beifall CDU, SPD)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Ich schließe den zweiten Teil der Ak-
tuellen Stunde und rufe auf den dritten Teil

c) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion der SPD zum The-
ma: „Equal Pay Day - Einkom-
mensunterschiede zwischen
Männern und Frauen in Thürin-
gen überwinden“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 5/4183 -

Als Erste hat das Wort Frau Abgeordnete Pelke von
der SPD-Fraktion.

Abgeordnete Pelke, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, dieses
Thema „Einkommensunterschiede zwischen Män-

nern und Frauen in Thüringen überwinden“ - und
natürlich nicht nur in Thüringen, sondern in
Deutschland - heute zu diskutieren, das ist kein Po-
pulismus, ist nicht, weil uns nichts anderes eingefal-
len ist, sondern weil man es auch immer wieder
neu ansprechen muss, weil sich nämlich an dem
Punkt auch im 101. Jahr des Frauentages immer
noch nichts geändert hat

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

insofern, dass es gleichen Lohn für gleiche Arbeit
gibt.

(Beifall DIE LINKE)

Insofern unterstelle ich Ihnen das selbstverständlich
auch nicht, da Sie noch zum selben Thema einen
Antrag eingebracht haben; dieses an die Kollegen
der LINKEN. Gerade weil man an diesem Equal
Pay Day immer wieder auf die Ungleichheit auf-
merksam macht und weil dieses regelmäßig ge-
schieht, habe ich auch das Gefühl, spricht es sich
mittlerweile bis in die Wirtschaft herum. Meine Kol-
legin Dorle Marx hat mir heute Morgen einen Flyer
in die Hand gedrückt eines bekannten Möbelge-
schäftes - das ist das Möbelgeschäft „Wo du noch
wohnst oder schon lebst“; also viele werden es
auch kennen - und die haben einen Flyer herausge-
geben und da steht drauf „Wusstest du eigentlich,
dass Frauen in Deutschland bei gleicher Leistung
durchschnittlich 23 Prozent weniger verdienen als
ihre männlichen Kollegen?“ Um auf diese Unge-
rechtigkeit aufmerksam zu machen, gibt es seit
2008 auch in Deutschland den Equal Pay Day und
bei diesem Möbelgeschäft in Erfurt gibt es am
23.03. wegen dieses Equal Pay Days viele Lieb-
lingsprodukte von Frauen 23 Prozent günstiger. So,
wenn das der Einstieg ist in die Frage gleicher Lohn
für gleiche Arbeit, finde ich das ein bisschen pein-
lich. Im Übrigen fand ich es auch ganz witzig, dass
ausgerechnet dann auch der Cäsar-Salat, also ein
männlicher Salat, günstiger ist im Angebot für Frau-
en.

Ich hoffe und wünsche, dass dieses Möbelgeschäft
und andere mehr darüber hinaus dieses zum An-
lass nehmen, gutes Geld für gute Arbeit, also die
Frage des Mindestlohns, in Anspruch nehmen und
tatsächlich ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter or-
dentlich entlohnen.

Dass sich weiter etwas bewegt, das hat Frau Leu-
kefeld in der Begründung ihres Antrags vorhin
schon angesprochen, das ist die Bundesratsinitiati-
ve aus Baden-Württemberg, die wir ebenfalls be-
grüßen, wenngleich ich feststellen muss, dass es
zu diesem Thema fast wortgleich zum Thema - Ent-
geltgleichheit zwischen Männern und Frauen ge-
setzlich durchsetzen - bereits im März 2011 einen
Antrag der SPD-Fraktion im Bundestag gegeben
hat, aber das schadet nichts, je mehr dies unter-
stützen, um so besser ist es. Ich will nur auf zwei
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Punkte eingehen, weil es tatsächlich fast wortgleich
ist, ich zitiere aus dem Antrag der SPD-Bundes-
tagsfraktion: Die Unternehmen werden aufgefor-
dert, einer behördlichen Stelle anonymisierte, ge-
schlechtsspezifisch aufgeschlüsselte betriebliche
Entgeltdaten in Form eines betrieblichen Entgeltbe-
richtes in regelmäßigen Abständen vorzulegen. Das
soll dann auch dem Betriebsrat vorgelegt und veröf-
fentlicht werden im Betrieb und letztendlich soll
dann, und ich halte das für eine richtige Regelung,
bei Vorliegen von Entgeltungleichheit der Arbeitge-
ber verpflichtet werden, diese binnen einer im Ge-
setz festgelegten Frist zu beseitigen. Ich sage ganz
deutlich, wenn sich bislang nichts ordentlich bewegt
hat, dann muss es gesetzliche Regelungen geben.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Hinweise vonseiten der Wirtschaft immer, wir
kriegen das alles schon selbst gebacken, funktio-
nieren eben nicht. Das haben wir ja auch bei der
Frage von Quotierung in Aufsichtsräten und in an-
deren Bereichen schon diskutiert. Also die Sache
von Baden-Württemberg und auch die grundsätzli-
chen Anträge könnten die Unterstützung bekom-
men, weil wir wissen, dass die teilweise tatsächlich
gravierenden Lohnunterschiede zwischen Frauen
und Männern insbesondere noch auf bestimmte
Berufsgruppen zurückzuführen sind. Dazu gehören
gerade auch zum Beispiel die Sozialberufe, wo im
Wesentlichen Frauen beschäftigt sind, genauso die
Büroberufe. Selbst wenn man darauf hinweist, dass
im öffentlichen Dienst diese Entgeltungleichheit für
gleiche Arbeit nicht mehr vorhanden ist, so ist aber
doch festzustellen, dass in den Karierebereichen
weniger Frauen beschäftigt sind und natürlich mehr
in den sogenannten einfachen Büroberufen.

Dass das bei den Frauen auch immer noch mit sich
bringt, dass sie Erwerbsunterbrechungen familien-
bedingt auf sich nehmen, dazu hat eben auch Frau
Siegesmund zum anderen Thema schon viel über
die Frage Kinderbetreuung und frühkindliche Bil-
dung gesagt, da muss ich mich hier nicht wiederho-
len. In Thüringen speziell ist der Unterschied zwi-
schen der Entlohnung, 2010 war das, zwischen
Männern und Frauen immer noch bei Frauen
1.794 € im Durchschnitt und bei Männern 2.000 €.
Gerade Thüringen liegt im Vergleich der Ostländer
noch ziemlich weit unten. Ich glaube, es ist letzt-
endlich an der Zeit, hier nicht mehr nur darüber zu
reden, wir sollten gemeinsam überlegen, ob wir uns
einer solchen Bundesratsinitiative anschließen kön-
nen, weil es heutzutage nicht mehr sein kann, dass
im Vergleich zu den Verdiensten von Männern
Frauen weniger für die gleiche Arbeit bekommen,
wo sie auch noch viel im gesellschaftlichen und fa-
miliären Bereich mit übernehmen und trotz neben
ihrer Arbeit dieses auch noch abzuleisten haben.
Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsidentin Diezel:

Vielen Dank. Für die Fraktion DIE LINKE hat das
Wort Frau Abgeordnete Ina Leukefeld.

Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wir
setzen das Thema fort. Frau Pelke, eins will ich
bloß bemerken, von Populismus habe ich wirklich
nicht gesprochen, weil das ist kein Populismus. Ich
denke, wir müssen alle Formen nutzen und dazu
gehört eben auch der Infostand auf der Straße und
die rote Tasche und auch die verschiedenen For-
men der parlamentarischen Arbeit. Ja, wenn man
erwerbstätige Frauen in Thüringen charakterisieren
wollte, müsste man sagen, gut gebildet, flexibel, oft
prekär beschäftigt, meistens unterbezahlt.

Meine Damen und Herren, Frauen haben in
Deutschland im vergangenen Jahr ein Fünftel, min-
destens ein Fünftel weniger Geld bekommen als
Männer; die 23 Prozent stehen. Ich sage Ihnen, das
ist eine Schande für eine Gesellschaft, die sich im-
mer für so emanzipiert hält wie unsere.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das zeigt meines Erachtens auch, dass jede De-
batte über Frauenquoten zuallererst am Portemon-
naie ansetzen muss. Es ist so, dass Männer mehr
verdienen in weniger Zeit. Rechnet man das auf
das Jahr um, haben die Frauen bis zum nächsten
Samstag - am 24. März - ganz umsonst gearbeitet
und verdienen erst danach genauso viel wie die
Männer. Wie das neueste Ergebnis vom Statisti-
schen Bundesamt sagt, bekommen sie im Schnitt
pro Stunde 4,62 € weniger ausgezahlt. Das ist in
den einzelnen Bereichen sehr unterschiedlich. Da
haben wir vielleicht morgen noch Gelegenheit, das
etwas zu vertiefen. Aber ich glaube, es ist schon
wichtig, noch mal zu sagen, dass laut Statistischem
Bundesamt in 2008 in Deutschland 56 Mrd. Arbeits-
zeitstunden bezahlt geleistet wurden und 96 Mrd.
Arbeitszeitstunden - also fast das Doppelte - unbe-
zahlt. Von den unbezahlten, meine Damen und
Herren, sind mindestens zwei Drittel Frauen, die
das leisten. Ich sage nur mal, wenn man heute
sagt, Ehrenamt raustreten in vielen Städten und
Gemeinden, dann kommen als Erstes die Frauen

(Beifall Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

und dann würden viele Leistungen gar nicht mehr
stattfinden, viel Arbeit würde gar nicht mehr geleis-
tet werden, weil sie nicht finanziert wird. Deswegen
bleiben wir dabei, dass wir sagen: Gute Arbeit für
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Frauen und auch für Männer ist an der Tagesord-
nung.

(Beifall DIE LINKE)

43 Prozent aller erwerbstätigen Frauen verdienen
weniger als 8,50 € in Thüringen. Man kann auch
mal daran erinnern, dass 34 Prozent der Erwerbs-
tätigen insgesamt im Niedriglohnsektor sind, bei
den Jugendlichen ist es jeder Zweite, da liegt die
Zahl bei 52 Prozent. Deswegen auch hier noch mal
unsere Forderung: Mindestlohn flächendeckend,
gesetzlich, existenzsichernd und nicht unter 10 €
für jede Frau und für jeden Mann, für jede geleiste-
te Arbeitszeitstunde in Erwerbstätigkeit.

Wir wissen auch, dass natürlich die Frage der Teil-
zeitbeschäftigung eine große Rolle spielt. Man
muss auch ganz klar sagen, natürlich wollen Frau-
en eher auch in Teilzeit arbeiten - das ist auch si-
cherlich ganz individuell verschieden und es muss
auch die Freiheit geben, das zu entscheiden -, aber
viele Frauen, auch Männer wollen mehr arbeiten.
Das ist eben nicht möglich, das wird nicht finanziert.
Deswegen ist die Tatsache, dass es so viele Teil-
zeit-, Mini- und Midijobs gibt, die dann auch noch
ganz schlechte Stundenlöhne, ganz schlechte Be-
zahlung haben, ein absolutes Problem und trägt da-
zu bei.

Bei Frauenarbeit müssen wir sagen, die muss
grundsätzlich besser entlohnt werden. Wenn man
hier sich noch mal die Differenzen ansieht, ist es
so: In unteren und mittleren Gehaltsgruppen sind
es 23 Prozent Differenz, in den höheren Gehalts-
gruppen sind es sogar 27 Prozent Unterschied im
Durchschnitt. Gerade in Pflegeberufen ist es beson-
ders problematisch und das muss mal jemand er-
klären - ich komme zum Schluss -, warum also
leichte Maschinenarbeit besser bezahlt wird als Er-
ziehungsarbeit, als Arbeit in der Pflege, die vorwie-
gend von Frauen geleistet wird. Deswegen brau-
chen wir eine Neubewertung von Arbeit. Ich danke
Ihnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die CDU-Fraktion hat sich Frau Abgeordnete
Holzapfel zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Holzapfel, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Birgit Pelke, die 23 Prozent hat IKEA,
glaube ich, oder darf man es nicht sagen, auch
schon voriges Jahr Preisnachlass zum Equal Pay
Day gegeben.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das macht es aber nicht
besser!)

Das macht die ganze Geschichte nicht besser, das
ist richtig, da stimme ich Ihnen zu. Altersarmut von
Frauen - ein Schreckgespenst geht um. Für Frauen
und Männer, die sich mit diesem Thema fast täglich
beschäftigen, ist dieses Gespenst ein ständiger Be-
gleiter.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, dieser in-
ternationale Aktionstag, der 23. März 2012, macht
das ganze Land darauf aufmerksam. Und hier nützt
es nichts, in Ost oder West zu denken, es ist das
ganze Land. Dass es immer noch gravierende Un-
terschiede der Stundenlöhne von Männern und
Frauen gibt, das sagt die OECD-Studie aus, auf die
ich noch zu sprechen komme. In Deutschland mar-
kiert dieser Tag symbolisch und rechnerisch jenen
Zeitraum, den Frauen über den Jahreswechsel hin-
aus länger arbeiten müssen, um auf das durch-
schnittliche Jahresgehalt von Männern zu kommen.
Dieser Lohnunterschied hat eine wichtige Auswir-
kung auf das Lebenszeiteinkommen und damit auf
die Rentenhöhe der Frauen. Jetzt sind wir wieder
bei dem eingangs genannten Schreckgespenst der
Altersarmut von Frauen. Wir stehen jedes Jahr um
diese Zeit an dieser Stelle und beklagen einen Zu-
stand, der uns allen bekannt ist. Die Gründe hierfür
zeigt die von mir erwähnte OECD-Studie auf, sie
führen vom Berufswahlverhalten von Frauen über
Erwerbsunterbrechungen wegen Kindererziehung
und -pflege, Schwierigkeiten beim beruflichen Wie-
dereinstieg und der Vereinbarkeit von Familie und
Erwerbstätigkeit. Schlechte Aufstiegschancen, feste
Rollenzuschreibungen und Vorurteile tun ihr Übri-
ges.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, jetzt wie-
derhole ich sicher Dinge, die wir hier alle genau
wissen, dazu gehört, dass Frauen sehr oft bessere
Abschlüsse als Männer haben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, FDP, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Es fehlt bei gleicher Tätigkeit und gleicher Qualifi-
kation der klare Indikator der Chancengleichheit
und der Chancengerechtigkeit. Wir müssen dafür
sorgen, dass Menschen, die Verantwortung für Kin-
der oder pflegebedürftige Angehörige übernehmen,
die daraus entstehenden Risiken nicht allein schul-
tern müssen. Um die Schere zwischen den durch-
schnittlichen Einkommen von Männern und Frauen
zu verringern, ist es notwendig, dass Frauen, dort,
wo sie es wollen, Vollzeit arbeiten können. Laut
Böckler-Studie, Böckler-Impuls, sind Tarifbindun-
gen wichtig.

(Beifall Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Frauen profitieren von der Tarifbindung stärker als
Männer. Allerdings arbeiten Frauen nur zu 46 Pro-
zent in tarifgebundenen Betrieben in Deutschland,
Männer zu gut 54 Prozent.
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(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: In Thüringen sind es noch
viel weniger. Wir lesen die gleiche Zeitung!)

Frau Rothe-Beinlich, ich sehe, wir arbeiten mit der
gleichen Literatur.

Alle diese Dinge sind uns bekannt. Tatsächlich ist
die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen am Er-
werbsleben noch lange nicht erreicht. Als Fraktion
stehen wir bei den Frauen unseres Landes. Wir un-
terstützen die Forderung nach Beendigung dieser
Ungerechtigkeit. Für mich persönlich ist es einfach
eine Diskriminierung von Frauen und die muss un-
verzüglich beendet werden. Ob das per Gesetz ge-
regelt werden kann, so wie es hier gefordert wurde,
muss ich bezweifeln. Für mich ist es eine der größ-
ten Herausforderungen für die Tarifpartner Arbeit-
geberverbände, Gewerkschaften und Betriebsräte.
Hier halte ich es mit unserem Bundespräsidenten,
sie müssen Verantwortung übernehmen. Danke
schön.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Wel-
cher Bundespräsident war denn das?)

Wie viele Bundespräsidenten haben Sie denn?

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Wir sind doch in der Aktuellen Stunden zum Equal
Pay Day und da rufe ich auf für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN Frau Abgeordnete Rothe-
Beinlich.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, es ist ja wirklich spannend
zu beobachten, dass wir mal die gleichen Zeitun-
gen oder die gleiche Literatur verwenden, liebe
Frau Holzapfel. Allerdings zeigt das auch sehr deut-
lich, dass wir uns in einer Frage durchaus einig
sind, nämlich dass diese - ich nenne es einfach mal
so - himmelschreiende Ungerechtigkeit, dass Frau-
en für gleichwertige Arbeit unterm Strich 23 Prozent
weniger Lohn bekommen, dass uns diese Unge-
rechtigkeit eigentlich einen muss und dass uns die-
se dazu bringen muss zu sagen, gemeinsam müs-
sen wir dafür streiten, dass sich die Bedingungen
verbessern. Die spannende Frage ist nur: Wie kom-
men wir dazu? Denn wir wissen alle, vor weit über
50 Jahren sind die Römischen Verträge unter-
schrieben worden, auch von der Bundesrepublik,
und in diesen ist bereits das Ziel der Lohngleichheit
fest verankert und trotzdem sind wir davon noch
meilenweit entfernt.

Ich habe sehr wohl zur Kenntnis genommen, Frau
Holzapfel, dass Sie sagten, als Fraktion steht die
CDU bei den Frauen unseres Landes. Sie haben

die Zahlen genannt, wie es Frauen wie Männern
immer noch besser geht, was die gerechte Entloh-
nung anbelangt, wenn wir von tarifgebundenen Un-
ternehmen sprechen. Wir wissen aber auch, wie
niedrig die Rate der tarifgebundenen Unternehmen
in Thüringen ist und insofern sehe ich da schon ein
erstes Problem. Wenn Sie dann sagen, dass Sie
bezweifeln, dass man hier per Gesetz Regelungen
treffen kann, dann sage ich Ihnen, ich bezweifele,
dass wir nach über 50 Jahren, wo sich nichts geän-
dert hat, außer dass die Schere immer wieder wei-
ter auseinandergegangen ist, dass wir Regelungen
finden, die ohne Gesetze auskommen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deswegen sehen wir hier schon die ersten Differen-
zen. Wir sagen beispielsweise, dass es ein Gleich-
stellungsgesetz für die Privatwirtschaft braucht,
dass wir ohne verbindlich festgelegte Quoten nichts
ändern werden, denn das haben wir immer wieder
erleben müssen: Warme Worte und wohlfeile Be-
kundungen oder Selbstverpflichtungserklärungen
helfen mitnichten weiter. Sie beruhigen vielleicht
das Gewissen, aber sie ändern leider überhaupt
nichts an der heutigen Realität.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und, Frau Holzapfel, Sie haben auch noch etwas
Wichtiges angesprochen, nämlich feste Rollenzu-
schreibungen. Diesbezüglich haben wir im Tages-
ordnungspunkt zuvor auch schon einiges live erle-
ben dürfen. Aber feste Rollenzuschreibungen mani-
festieren sich in Deutschland auch knallhart in der
Steuer- und Sozialgesetzgebung, nämlich dahin ge-
hend, dass diese weiterhin ausgeht von einem Al-
leinernährermodell. Ein Alleinernährermodell, wel-
ches im Prinzip unterstützt oder subventioniert,
dass in der Regel der Mann das Einkommen mit
nach Hause bringt, um die Familie zu ernähern,
und die Frau maximal dazuverdient. Dazu sagen
wir: Wir wollen eine eigenständige Existenzsiche-
rung für jedes Individuum, für jede Frau, für jeden
Mann und nicht länger diese abgeleiteten Ansprü-
che,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

die sich dann am meisten wiederfinden in der Steu-
ergesetzgebung, wo sich dann Paare, wo genau
dieser Unterschied der Lohnungerechtigkeit das Le-
ben bestimmt, um die Steuerklassen V und III nicht
streiten, sondern diese nutzen, weil sie auch noch
einen steuerlichen Vorteil dafür bekommen, dass
die Frau nur dazuverdient. Dabei handelt es sich
tatsächlich um eine Tradierung von Rollenzuschrei-
bungen, die gesetzlich so niedergeschrieben sind
und da müssen wir ran. Wir müssen die Steuerklas-
sen III und V abschaffen, wir brauchen eine Indivi-
dualbesteuerung und wir brauchen - das ist auch
ein ganz wichtiger Punkt, das hat die Kollegin Leu-
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kefeld schon angesprochen - bessere Löhne und
eine Aufwertung vieler Berufe insbesondere für
Frauen. Denn wenn Frauen - und wir wissen, dass
es in Thüringen eine ganz große Anzahl von Frau-
en sind - zwar Vollzeit berufstätig sind, aber trotz-
dem aufstockende Leistungen beantragen müssen,
um überhaupt ihre Existenz sichern zu können,
dann ist das ein Armutszeugnis im wahrsten Sinne
des Wortes.

Es ist aber nicht nur so, dass Frauen schlechter be-
zahlt werden, obwohl sie in der Regel die besseren
Schulabschlüsse, obwohl sie die besseren Berufs-
abschlüsse haben, sie werden auch seltener beför-
dert, sie bekommen auch seltener beispielsweise
Weihnachtsgeld oder Urlaubsgeld, sie bekommen
seltener - auch das werden Sie sicherlich alle gele-
sen haben - die Möglichkeit, an Gewinnbeteiligun-
gen beispielsweise von Betrieben zu partizipieren,
und genau daran glaube ich eben nicht länger,
dass es der Markt schon irgendwie richtet, sondern
wir brauchen gesetzliche Regelungen an vielen
Stellen, um Frauen gleichberechtigt teilhaben zu
lassen. Wir brauchen in der Tat auch einen Min-
destlohn, der tatsächlich eine Existenzsicherung
garantiert, und wir müssen weg von diesem Allei-
nernährermodell.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Weil Sie die Problematik auch angesprochen haben
mit der hohen Teilzeitquote: Es ist so, es sind sehr
viel mehr Frauen, die Teilzeit arbeiten, aber sie
können davon nicht leben und sie tun dies oftmals
auch nicht freiwillig. Sie tun dies in der Regel, weil
die Rahmenbedingungen fehlen, nämlich gute Kin-
derbetreuung nicht nur für die Kleinsten, aber auch
eine gute Infrastruktur beispielsweise für die Pflege.

Was wir aber auch brauchen an diesem Tag ist das
Interesse der Männer, Herr Mohring, für dieses
Thema. Wir brauchen auch Ihre Bereitschaft, sich
stark zu machen für Gleichberechtigung, auch was
den Lohn anbelangt, und wir brauchen auch mehr
Verantwortungsübernahme bei der Kindererziehung
und bei der Pflege, denn nur so kann eine gerechte
Gesellschaft auch funktionieren. Vielen herzlichen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete Unter-
mann das Wort.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, liebe
Besucherinnen und Besucher auf der Zuschauertri-

büne, ich bin nun der einzige Mann hier in der Frau-
enrunde.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das macht nichts.)

Ich hoffe, dass mich alle anwesenden Damen hier
im Haus weiterhin so freundlich grüßen, aber ich
will versuchen, hier doch ein bisschen korrekt zu
sein.

(Beifall FDP)

Der sogenannte Equal Pay Day, oder lassen Sie
uns doch vom Internationalen Aktionstag für Ent-
geltgleichheit zwischen Mann und Frau reden, das
ist nämlich in Deutsch und hört sich auch gar nicht
so schlecht an.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dieser Tag wird immer wieder gern dafür genom-
men, um auf die Unterschiede bzw. auf die Lohnun-
terschiede zwischen Mann und Frau hinzuweisen.
Sehr geehrte Damen und Herren, die Forderung
gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit wird von uns
zu 100 Prozent unterstützt, da gibt es keine Frage.

(Beifall FDP)

Bei den Recherchen zu dem Thema bin ich im In-
ternet auf einen Videoclip gestoßen, der ungefähr
so aussieht, das ist der Equal-Pay-Day-Spot von
2012, gleicher Lohn für gleichwerte Arbeit. Hier
spielen Jungen und Mädchen ein Gesellschafts-
spiel, der Junge zieht eine Karte, kommt auf ein
Feld erfolgreicher Projektabschluss, du bekommst
einen Bonus von 1.000 €. Das Mädchen würfelt,
kommt zufälligerweise auch auf dieses Feld, steht
auch drin erfolgreicher Projektabschluss, toll ge-
macht, Bonus - vergiss es. Eine traurige Vorstel-
lung, die aber oft nicht ganz der Realität entspricht,
meine sehr verehrten Damen und Herren. Übertrei-
bung veranschaulicht die Sache, ist aber nicht im-
mer auf dem Boden der Realität. Für mich war die-
ser Kurzfilm das beste Beispiel, um auf eine der
Schwachstellen aufmerksam zu machen. Die Jun-
gen und Mädchen bewegen sich nämlich „auf dem
Spielfeld der Gehaltsverhandlungen“. Ist die Ge-
haltsverhandlung nicht die Sache eines jeden Ein-
zelnen? Wollen wir wirklich, dass der Staat in die
Gehaltsverhandlungen von Unternehmern und Ein-
zelpersonen eingreift?

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Ja.)

Mit uns nicht.

(Beifall FDP)

(Unruhe DIE LINKE)

Auch führen weitere Gegebenheiten dazu, dass der
Equal Pay Day die letzten Jahre im Zeitraum Ende
März angesiedelt ist. Bei diesem emotionalen The-
ma sollten wir uns aber ein wenig abkühlen und
einmal die Fakten betrachten. Frauen und Männer
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sind gleichberechtigt und haben sowohl eine ge-
setzliche als auch eine gesellschaftliche

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Vielleicht sollten wir bei
den Männern 23 Prozent Lohn streichen und
schauen, wie sie darauf reagieren.)

- das ist wirklich eine große Stärke von den GRÜ-
NEN, dass sie immer reinreden - Gleichstellung in
unserem schönen Land. Frau Rothe-Beinlich, ich
habe in meinem Leben schon viele Arbeitskräfte
beschäftigt und ich habe keine unterbezahlt, sie ha-
ben alle ihr Geld bekommen und alle gleich für glei-
che Arbeit 40 Jahre lang. Das möchte ich nur mal
sagen.

(Beifall FDP)

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Statistisch verdienen Frauen weniger als Männer,
Frauen sind in weniger Führungspositionen zu fin-
den als Männer. Auch in der Entgeltstatistik finden
sich immer noch Unterschiede und dafür gibt es
auch teilweise Gründe, meine sehr verehrten Da-
men und Herren. Die Berufswahl von Männern und
Frauen spielt dabei eine große Rolle,

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

beispielsweise werden technische Berufe häufiger
von Männern als von Frauen erlernt. Frauen wäh-
len zum Teil Berufslaufbahnen, bei denen die Be-
zahlung geringer ist als in Berufen, die von Män-
nern erlernt werden.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Frauen sind also selber
Schuld, meinen Sie?)

Also ich bin auch selber Schuld, wenn ich etwas
falsch mache, ich verstehe das nicht, was Sie mei-
nen.

Fakt ist auch, dass Frauen Ihre Berufslaufbahn
häufiger wegen familiärer Planungen unterbrechen,
als das Männer im Regelfall tun. Eine Vielzahl
nimmt im Anschluss an die Elternzeit eine Teilzeit-
beschäftigung aus diversen, vielleicht auch privaten
Gründen auf.

(Beifall FDP)

Im Übrigen kann man sowohl den Frauen als auch
den Männern nichts vorschreiben, das entscheidet
die Familie eigentlich dann immer noch selbst.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Seit mehr Frauen Medizi-
nerinnen werden, sind auch die Gehälter für
Mediziner gesunken. Eigenartig - oder?)

(Beifall FDP)

Wenn Sie aber nun nach direkt vergleichbaren Tä-
tigkeiten schauen und damit meine ich wirklich di-
rekt vergleichbare Tätigkeiten, dann existieren kei-

ne oder nur geringe Unterschiede für gleichwertige
Arbeit.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Es gibt doch gar keine ...)

Sie wollen ja alles vorschreiben wie früher, von der
Wiege bis zur Bahre Formulare, das haben wir frü-
her mal gesagt, aber das trifft hundertprozentig zu.

(Beifall FDP)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Wir wollen Gerechtigkeit.)

Ja, ja, Herr Oberlehrer, kommen Sie dann vor und
reden Sie dann, wenn ich fertig bin.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Wir sind in der Aktuellen Stunde, da hat der Redner
das Recht, 5 Minuten an diesem Pult zu sprechen.
Zwischenfragen und Ähnliches sind nicht gestattet.
Wir ziehen jetzt mal 10 Sekunden ab, die ich ge-
sprochen habe. Herr Untermann, Sie haben wieder
das Wort.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Danke schön.

(Beifall FDP)

Einen Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin auf-
grund des Geschlechts zu bevorzugen oder zu be-
nachteiligen, das können sich Unternehmen gar
nicht leisten.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Es
gilt das gesprochene freie Wort und nicht das
vorgelesene.)

Ich kann lesen, ich weiß nicht, ob Sie es lesen kön-
nen, Herr Kuschel.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Wir
sind aber in der Aktuellen Stunde und nicht in
der Vorlesestunde.)

Bekomme ich dann noch 10 Sekunden dazu jetzt
oder was?

(Heiterkeit DIE LINKE)

Es ist doch wichtig, was hier rauskommt - oder?

Das können sich Unternehmen auf der Suche nach
Fachkräften aus ihrem ureigenen Interesse heraus
einfach nicht leisten.

Lassen Sie mich zum Ende kommen. Die wahre
Herausforderung für eine gleichberechtigte Bil-
dungs-, Familien- und Arbeitsmarktpolitik liegt dar-
in, den Eltern in Thüringen mit flexiblen, bedarfsori-
entierten Betreuungsmöglichkeiten die Vereinbar-
keit von Kind und Karriere zu erleichtern bzw. zu er-
möglichen. Dies könnte ein wichtiger Baustein für
Thüringen sein, den sogenannten Equal Pay Day
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im kommenden Jahr in Richtung Jahresanfang zu
rücken, meine sehr verehrten Damen und Herren.
Nur so können wir erreichen, dass alle Bürgerinnen
und Bürger des Freistaats gleichgestellt sind.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Wissen Sie die Prozentzahl von Thüringen? Das
sind keine 23 Prozent. Da sage ich Ihnen aber mor-
gen etwas dazu.

Nur so können sie einer ihrer Qualifikation ange-
messenen Tätigkeit nachgehen, die auch gerecht
entlohnt wird.

(Unruhe DIE LINKE)

Fairerweise muss man hier aber auch darauf hin-
weisen, dass Politik nur die Rahmenbedingungen
setzt. Selbstbewusstsein, Verhandlungsgeschick
und die Fähigkeiten, sich verkaufen zu können, das
obliegt einem jeden selbst. Beim Setzen der richti-
gen Rahmenbedingungen erfordert dieses Thema
künftig keine Aktuelle Stunde mehr. Übrigens be-
kommen unsere Beschäftigten in der Fraktion, ob
Frau oder Mann, für die gleiche Arbeit mindestens
den gleichen Lohn. Das können Sie gerne nachprü-
fen. Danke.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt noch eine Redemeldung. Für die FDP-Frak-
tion hat sich der Abgeordnete Barth zu Wort gemel-
det. 4 Minuten und 10 Sekunden, wird mir gesagt,
sind noch in der Aktuellen Stunde übrig.

Abgeordneter Barth, FDP:

Die werde ich nicht brauchen, liebe Frau Präsiden-
tin. Herzlichen Dank, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

Ich will nur eines sagen, nicht dass er das nötig hät-
te, dass ich mich hier vor ihn stelle, aber, lieber
Herr Kollege Kuschel, ich weiß nicht, wann Sie das
letzte Mal gearbeitet haben, und bei manchem an-
deren hier will ich das jetzt auch gar nicht nachfra-
gen, aber wenn sich hier vorne jemand hinstellt, der
sein Leben lang gearbeitet hat und jetzt im Landtag
ist und vielleicht nicht so geschliffen reden kann wie
der eine oder andere das hier drauf hat, dafür aber
Lebenserfahrung hat, über die viele hier genauso
wenig verfügen, dann ist es einfach unanständig,
wenn Sie sich hier lustig machen und wenn Sie sol-
che Zwischenfragen stellen. Vielen Dank.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung Minister Machnig bitte.

Machnig, Minister für Wirtschaft, Arbeit und
Technologie:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, es kommt ja nicht häufig vor, dass ich mit
dem Kollegen Barth einer Meinung bin. Ich stimme
ausdrücklich zu, und zwar aus einem Grunde:

(Beifall FDP)

Jeder Mensch hat unterschiedliche Talente. Die
Menschen sind unterschiedlich und ich bin sehr
froh, dass wir in Deutschland ein parlamentarisches
System haben, in dem sehr unterschiedliche Bega-
bungen und unterschiedliche berufliche Hintergrün-
de eine Rolle spielen. Aus meiner Partei haben in
vielen Parlamenten auch Leute gesessen, die ha-
ben einen Großteil ihres Lebens an der Werkbank
gearbeitet und die konnten manchmal auch nicht so
reden, wie das der eine oder andere kann. Auch die
haben unseren Respekt verdient. Das, denke ich,
sollten wir hier auch deutlich machen.

(Beifall CDU, SPD, FDP)

Jetzt komme ich zum Thema: Das Thema ist aus
meiner Sicht eines der großen Themen, mit dem
wir in den nächsten Jahren und Jahrzehnten be-
schäftigt sein werden, denn es geht um einen tief-
greifenden kulturellen Wandel und um einen tief-
greifenden beschäftigungspolitischen Wandel. Oder
ich bringe es auf folgende Formel: Frauen wussten
das schon immer, Männer müssen das lernen: Oh-
ne Frauen in der Arbeitswelt geht in den nächsten
Jahren nichts mehr, denn wir stehen vor einem tief-
greifenden demographischen Wandel. Wir stehen
vor einem tiefgreifenden beschäftigungspolitischen
Wandel und ohne eine hohe Frauenerwerbsquote
wird das in den nächsten Jahren nicht gehen, we-
der in Thüringen noch deutschlandweit.

(Beifall CDU, SPD)

Das ist die Aufgabe, vor der wir stehen und dazu
brauchen wir Rahmenbedingungen, Betreuung und
Ähnliches, aber wir brauchen auch das ganz klare
Signal: Wir wollen endlich im 21. Jahrhundert an-
kommen. Und das heißt, Frauen müssen die glei-
chen Verdienstmöglichkeiten haben und die glei-
chen Verdienste haben wie Männer.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Untermann, ich glaube Ihnen sogar, dass Sie
das in Ihrer Praxis so praktiziert haben, Männer und
Frauen, vielleicht nicht so unterschiedlich zu bezah-
len. Nur Statistik sagt etwas anderes, und zwar ei-
nerseits, dass es nach wie vor eine gewaltige Diffe-
renz gibt bei den Lohnhöhen von Männern und
Frauen. Ich will Ihnen mal sagen, in Deutschland
verdient eine Frau im Schnitt 2.312 €, ein Mann
2.932 €. Das ist diese berühmte Differenz von
22 Prozent. In Thüringen - und das ist das Bedenk-
liche - haben wir für Frauen - und Frau Pelke hat
die Zahl vorhin genannt - 1.794 €. Wir liegen damit
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unter dem Bundesschnitt 518 €, das ist eine Menge
Geld, 518 € unter dem Bundesschnitt. Wenn man
nur den Schnitt der ostdeutschen Bundesländer be-
trachtet, liegt Thüringen um 224 € hinter dem
Schnitt der ostdeutschen Länder. Ich finde, das
geht nicht, sondern wir müssen uns dafür einsetzen
auch angesichts des demographischen Wandels,
dass sich daran etwas ändert. Es muss sich auch
etwas daran ändern, dass Frauen in viel höherem
Maße in Teilzeit, Leiharbeit und im Niedriglohnjob
beschäftigt sind. Das sind 40 Prozent der Arbeit-
nehmerinnen in Thüringen, 40 Prozent. Die Zahl
43 Prozent ist genannt worden, das ist wahr, unter
8,50 €. Aber 40 Prozent sind in prekären oder Nied-
riglohnbeschäftigungsverhältnis. Obwohl, und das
ist jetzt wieder die gute Nachricht, Thüringen eine
hohe Frauenerwerbsquote hat, höher als in ande-
ren Ländern. Man könnte das jetzt auf folgende
Formel bringen. Der Preis, der beschäftigungspoliti-
sche Erfolg, ist zulasten der Lohnentwicklung ge-
gangen, und zwar massiv. Das müssen wir in Über-
einstimmung bringen, das ist die Aufgabe, weil
sonst eines passiert, und das passiert gerade Tag
für Tag nach wie vor in Thüringen: Wir verlieren vie-
le Frauen, die gehen, und gerade die gut qualifizier-
ten Frauen gehen. Das ist nicht nur ein Problem für
die Männer und für die Reproduktionsquote im Lan-
de, sondern ist auch für den Arbeits- und Beschäfti-
gungssektor ein riesiges Problem. Deswegen, glau-
be ich, sollten wir alle ein gemeinsames Interesse
haben. Wir müssen in der Lohnpolitik vorankom-
men und die Tarifpartner müssen dort zunächst mal
ihren Job machen. Erstens muss das Lohnniveau in
Thüringen insgesamt steigen und die Lohndifferen-
zierung zwischen Männern und Frauen muss rück-
läufig sein. Zweitens müssen wir auch bei den
Frauen für eines werben, das sage ich auch mit
großem Nachdruck, dass Frauen sich nicht immer
abdrängen lassen in die klassischen Frauenberufe.
Auch das ist ein Problem.

(Beifall SPD, FDP)

Wir müssen Frauen dafür gewinnen, in den soge-
nannten MINT-Berufen auch Karrierechancen zu
sehen, ich sage das ausdrücklich, im Ingenieurbe-
reich, im mathematischen, im naturwissenschaftli-
chen Sektor und eben nicht in den klassischen
Frauenbereichen und nicht als Zuverdienstpartner-
schaft, wie Frau Rothe-Beinlich es richtigerweise
gesagt hat. Im Übrigen ist das Beste, was wir ma-
chen können, dass wir endlich steuerlich auch ent-
gegenwirken. Das Ehegattensplitting

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Habe ich doch gesagt.)

- das sage ich ja, unterstütze ich ja auch - in der
heutigen Form für einen Zopf von vorvorgestern,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

der nämlich die alte Rollenteilung zementiert und
ich finde, da sollten wir etwas tun.

(Beifall SPD)

Last, but not least, wir sollten doch ehrlich sein im
Parlament, weil, selbst wenn wir einen Mindestlohn
in Deutschland hätten, noch keine Probleme gelöst
sind. Um das auch klar zu sagen, ist noch kein Pro-
blem gelöst für Frauen, sondern wir haben das Ni-
veau ein wenig nach oben gefahren, das strukturel-
le Problem bleibt.

(Beifall Abg. Pelke, SPD)

Deswegen müssen wir bei den Tarifpartnern wer-
ben. Wir müssen die Voraussetzungen dafür schaf-
fen, dass sich die Lebensbedingungen und auch
die Betreuungssituationen verändern. Wir müssten
es für normal erklären, auch halten und unterstüt-
zen, wenn Frauen Karriere machen.

(Beifall CDU)

Ich will eine kleine Geschichte erzählen aus einer
Partei, die Sie vielleicht kennen. Dort haben gerade
Wahlen zum Landesvorstand stattgefunden. Da hat
sich eine Frau zur Wahl gestellt. Die ist dann ernst-
haft Folgendes gefragt worden: Wie sie denn ihre
vielen Funktionen hinbekommt, sie sei doch voll be-
rufstätig und habe zwei Kinder, wie sie das denn al-
les machen will.

(Zwischenruf Abg. Holzapfel, CDU: Das gibt
es bei uns auch.)

Ich habe dann gesagt, ich war mit 23 zum ersten
Mal Vater, mit 29 zum zweiten Mal Vater, habe da-
mals auch schon voll Politik gemacht. Mir ist diese
Frage nie gestellt worden, weil immer davon ausge-
gangen worden ist, es gibt schon die Frau, die sich
darum kümmert. Deswegen sage ich auch, wir
brauchen auch einen mentalen und kulturellen
Wandel,

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

dass wir alle dann auch für die Familie, für die Part-
nerin, für die Kinder zur Verfügung stehen und uns
gemeinsam dafür einsetzen, dass wir dann auch
Formen schaffen durch Kinderbetreuung und wel-
cher Art auch immer, dass beide beruflichen oder
sonstigen Aktivitäten auch nachgehen können. In-
sofern ist der Equal Pay Day ein wichtiger Tag, der
uns an eines erinnert, es ist gerade mal 100 Jahre
her, dass Frauen wählen dürfen. Seit dem es die
Wahlchancen und die Wahlberechtigung für Frauen
gibt, brauchen wir auch im Arbeitsleben, im Berufs-
leben, was Karriere- und Einkommenssituation an-
geht, endlich den Eintritt ins 21. Jahrhundert. Ich
hoffe, in den nächsten zwei, drei, vier oder fünf Jah-
ren werden wir an einem Equal Pay Day mal fest-
stellen können, es ist gelungen, es würde mich
freuen. Herzlichen Dank.
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(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Mir liegen keine weiteren Redeanmeldungen mehr
vor. Damit schließe ich diesen Teil der Aktuellen
Stunde.

Ich rufe auf den vierten Teil

d) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion DIE LINKE zum
Thema: „Soziale und rechtli-
che Gleichstellung von Flücht-
lingen als Beitrag zum Abbau
rassistischer Einstellungen in
Thüringen durchsetzen!“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 5/4209 -

Ich rufe als Erste für die Fraktion DIE LINKE Frau
Abgeordnete Berninger auf.

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren, ich möchte mit zwei Zitaten beginnen. Ein-
mal mit „Alle Menschen sind frei und gleich an Wür-
de und Rechten geboren“, aus Artikel 1 der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte. Demge-
genüber möchte ich das zweite Zitat stellen, das
den Flüchtlingsalltag in Deutschland beschreibt,
nämlich „Ein Schlafplatz im Mehrbettzimmer, Ge-
meinschaftstoiletten und -duschen, zugeteilte Le-
bensmittel und Hygieneartikel oder Wertgutscheine,
Altkleider aus der Kleiderkammer, ca. 1,30 €
Bargeld pro Tag - ein Lebensstandard weit unter-
halb der Hartz-IV-Grenze ist für viele Flüchtlinge in
Deutschland jahrelange Realität.“ - vorgelesen aus
dem Heft des Interkulturellen Rates und von PRO
ASYL zum Tag gegen Rassismus aus dem vorigen
Jahr. „Menschen wie Menschen behandeln“ steht
da.

Meine Damen und Herren, der 21. März ist ein be-
sonderer Tag, er ist der Gedenktag für die Opfer
des Massakers von Sharpeville in Südafrika. An
diesem Tag haben im Jahr 1960 südafrikanische
Polizisten mit Maschinengewehren in eine friedliche
Demonstration aufgrund ihrer Hautfarbe unter-
drückter und diskriminierter Afrikaner und Afrikane-
rinnen geschossen und 69 Männer, Frauen und
Kinder ermordet. Dieser Tag wurde im Jahr 1966
durch die Vereinten Nationen zum „Internationalen
Tag gegen Rassismus“ erklärt. In diesem Jahr ist
das Motto „Aufstehen, Hingehen, Mitmachen“, zu
dem mehrere Organisationen aufrufen und wo auf-
gefordert ist, mit Politikerinnen über die gemeinsa-
me Verantwortung im Kampf gegen Rassismus zu
sprechen. Das wollen wir jetzt tun in dieser Aktuel-
len Stunde.

Rassismus ist in unserer Gesellschaft nach wie vor
vorhanden. Das wird immer besonders dann deut-
lich, wenn rassistische Einstellungen zu Morden
und gewalttätigen Übergriffen auf Migranten, ver-
meintlich Fremde und angeblich nicht in unsere Ge-
sellschaft passende Menschen geführt haben.
Dann ist die politische Empörung groß und die Soli-
darisierung mit den Opfern auch, sehr zu Recht,
aber es reicht eben nicht, schöne Worte zu finden,
wie wir das am Anfang der heutigen Plenarsitzung
auch gefunden haben. Es liegt in unserer Verant-
wortung, die gesellschaftliche Verbreitung rassisti-
scher Einstellungen in den Fokus zu rücken und
auch auf vorhandene strukturelle Diskriminierungen
hinzuweisen.

Die gesamtgesellschaftliche Dimension wird darin
deutlich, dass gewaltförmiger Rassismus niemals
allein steht, sondern immer in Wechselwirkung mit
einem Einstellungsrassismus, aber auch dem
schon genannten strukturellen Rassismus steht. Ei-
ne Ebene, die beispielsweise im Thüringer Landes-
programm leider völlig ausgeblendet wird. Die Dis-
kriminierung von Flüchtlingen per Gesetz durch nur
für sie geltende Sondergesetze manifestiert die weit
verbreitete ablehnende Haltung gegenüber Men-
schen, die aus Not und Furcht ihr Herkunftsland
verlassen mussten. Die grundsätzliche Verantwor-
tung für die genannten Sondergesetze, deren Ab-
schaffung nicht nur DIE LINKE und DIE GRÜNEN
fordern, mag letztlich in der Verantwortung des
Bundesgesetzgebers liegen. Die Verantwortung
aber, den bestehenden Rahmen dieser Gesetze mit
dem Ziel des Abbaus von Diskriminierungen von
Flüchtlingen zu nutzen, liegt eben auch in Thürin-
gen, liegt hier bei der Landesregierung, bei den
Landkreisen und kreisfreien Städten.

Die Aufhebung der Residenzpflichtbezirke inner-
halb Thüringens und die Ausweitung des erlaubnis-
freien Aufenthalts von Flüchtlingen auf ganz Thürin-
gen wäre ein erster Schritt zum Abbau von Diskri-
minierungen, der gesetzlich zudem auch noch ohne
Weiteres möglich ist,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

aber der bislang durch CDU und SPD hier im Land-
tag abgelehnt wird, obwohl viele andere Bundeslän-
der Ihnen vormachen, wie es gehen kann.

Ähnlich die Gewährung von Bargeldleistungen an
Flüchtlinge. Angesichts der seit 1994 unveränder-
ten Leistungshöhe zur Existenzsicherung für
Flüchtlinge von 35 Prozent unterhalb des gesetzli-
chen Existenzminimums ist die Ausreichung von
Wertgutscheinen mehrfach diskriminierend, weil sie
erstens ein selbstbestimmtes Leben nahezu aus-
schließt, weil sie zweitens Flüchtlinge häufig dazu
zwingt, in teureren Läden einzukaufen, die weit weg
liegen, wo dann noch Fahrtkosten anfallen und weil
dadurch die Leistungshöhe faktisch weiter verrin-
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gert wird. Und sie ist diskriminierend, weil sie drit-
tens zusätzlich Ressentiments und rassistische Ein-
stellungen gegenüber Flüchtlingen durch die Wahr-
nehmung in den Einkaufsmärkten befördert.

Das Asylbewerberleistungsgesetz legt die Entschei-
dung, ob Flüchtlinge Bargeld oder Wertgutscheine
bekommen, eigentlich in die Verantwortung der
Landkreise und kreisfreien Städte, aber als Rechts-
und Fachaufsicht versucht das Thüringer Landes-
verwaltungsamt seit Jahren Kreise und kreisfreie
Städte an der Entscheidung, Bargeldleistungen zu
leisten, zu hindern und droht mit Entzug der finanzi-
ellen Mittel.

Wir müssen uns damit auseinandersetzen und am
Ende dieser Auseinandersetzung mit unseren eige-
nen Rassismen, dem strukturellen Rassismus, zu
der die heutige Aktuelle Stunde beitragen soll,
muss zwangsläufig stehen, die eigenen Handlungs-
möglichkeiten auszunutzen. Dazu möchte ich Sie
auffordern, sehr geehrte Damen und Herren der
Regierungsfraktionen,

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Frau Berninger, Ihre Zeit!

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

- noch zwei Sätze, Frau Präsidentin -

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Nein.

Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

tun Sie das, setzen Sie endlich den Satz aus Ihrer
Koalitionsvereinbarung um, in der bisher nur als
Lückenfüller steht, die Landesregierung ermöglicht
für alle Menschen, die hier dauerhaft wohnen wol-
len, eine gelungene Integration.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Frau Berninger!

(Beifall DIE LINKE)

Ich rufe jetzt für die CDU-Fraktion Frau Abgeordne-
te Holbe auf.

Abgeordnete Holbe, CDU:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren Landtagskollegen, Frau Berninger hat es ja
auch noch mal wiederholt, was unsere Präsidentin
eingangs zur Landtagssitzung gesagt hat; heute -
der Internationale Tag gegen Rassismus. Passend
dazu das Thema „Soziale und rechtliche Gleichstel-
lung von Flüchtlingen als Beitrag zum Abbau rassi-
stischer Einstellungen …“. Gerade in den letzten
Monaten haben wir gesehen, wie menschenverach-

tend die Neonaziszene hier in Deutschland - Thü-
ringen, Sachsen-Anhalt insbesondere - gearbeitet
hat und letztlich auch vor Morden nicht zurück-
schreckte. Rassismus ist ein Thema, das sich nicht
nur im Flüchtlingsbereich, im Asylbereich wiederfin-
det, sondern in Einzelbereichen in der Mitte unserer
Gesellschaft. Hier sind wir alle aufgefordert, schon
frühzeitig in der Erziehung, in der Bildung entspre-
chende Schwerpunkte für die Stärkung der Men-
schenrechte, der Freiheit, der Demokratie und der
Solidarität zu setzen.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: …
und diskriminierende Gesetze abzuschaffen.)

Hierbei denke ich nicht nur an die Schule, sondern
an die Erziehung im Elternhaus. Durch die Auslän-
derbeauftragte Hess wurde kürzlich eine Studie
„Migration, Integration, Herausforderung für Thürin-
gen“ herausgegeben. Wir haben darin nachlesen
können, was wir wissen, dass der Ausländeranteil
hier in Thüringen verhältnismäßig gering ist, und
dennoch ist es notwendig, so im Fazit, besondere
Anstrengungen zum interkulturellen Austauschdia-
log und Zusammenarbeit vor Ort zu fördern und da-
mit Fremdenfeindlichkeit zu bekämpfen.

Nun zum Schwerpunkt der Aktuellen Stunde, die
rechtliche und soziale Gleichstellung - ich fange
mal mit der rechtlichen Betrachtung an. Hier ver-
weise ich auf die Genfer Flüchtlingskonvention
1951 und auf die für Asyl gemachten Gesetze des
Bundes und des Landes, maßgeblich dann ausge-
füllt mit den entsprechenden Rechtsverordnungen.
Hier sind die strikte Achtung und der Schutz der
Würde der Menschenrechte gerade im Zuge der
Asylverfahren, wenn Flüchtlinge zu uns kommen,
vorgegeben und diese werden auch in der Praxis in
Thüringen umgesetzt.

Die Anerkennung von Flüchtlingen orientiert sich
ausschließlich daran, ob sie hauptsächlich politisch
verfolgt werden bzw. von Gewalt, Krieg und Verfol-
gung bedroht sind. Hier haben wir die Einfügung im
Grundgesetz mit dem Artikel 16 a.

Bei der Bewertung der sozialen Gleichstellung von
Flüchtlingen, Asylbewerbern verweise ich bei Letz-
teren auf die Rechtsprechung des Bundessozialge-
richtes. Demnach ist es verfassungsrechtlich nicht
zu beanstanden, dass der Gesetzgeber für Asylbe-
werber ein eigenes Konzept zur Sicherung des Le-
bensbedarfs entwickelt hat. Art und Umfang der So-
zialleistungen sind grundsätzlich von der voraus-
sichtlichen Dauer des Aufenthalts in Deutschland
abhängig gemacht worden. Auch dies wurde nicht
beanstandet. Abweichend von den §§ 3 und 7 Asyl-
bewerberleistungsgesetz trifft das SGB XII zu. Leis-
tungsberechtigte haben Anspruch, wenn sie eine
Dauer von 36 Monaten hier in Deutschland waren

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
48.)
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und Leistungen bezogen haben, so dass sie dann
den Sozialhilfeempfängern gleichgestellt sind, wenn
sie - hier muss man die Einfügung noch hinzutun -
ihren Aufenthalt nicht rechtsmissbräuchlich selbst
beeinflusst haben. Eine weitergehende Gleichstel-
lung zwischen Asylbewerbern und Sozialhilfeemp-
fängern ist ausdrücklich bei der Schaffung dieses
Asylbewerberleistungsgesetzes nicht vorgesehen
worden und aus Sicht der CDU-Fraktion besteht
auch kein Handlungsbedarf für entsprechende Än-
derungen. Danke schön.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: Sie
sind so verlogen, Frau Holbe.)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die FDP-Fraktion hat der Abgeordnete Bergner
das Wort.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, aus meiner Sicht zäumt die
Formulierung des Themas das Pferd von der
falschen Seite auf. Wir können und wir müssen
auch gerne eine Debatte führen, wie sich die recht-
liche und soziale Situation von Flüchtlingen verbes-
sern lässt. Dazu haben wir ja nicht zuletzt mit unse-
ren Vorstößen zur Residenzpflicht uns auch immer
wieder eingebracht. Der Abbau rassistischer und
fremdenfeindlicher Einstellungen jedoch ist weniger
eine Frage von Paragraphen als vielmehr eine Fra-
ge der Geisteshaltung.

(Beifall FDP)

Dort, meine Damen und Herren, müssen wir anset-
zen, wenn wir fremdenfeindliche Einstellungen zu-
rückdrängen wollen. Die Frage der Geisteshaltung
bedeutet zuallererst der Umgang mit Bildung und
Information über andere Kulturen und Bedingungen
in den Herkunftsländern der betroffenen Flüchtlin-
ge.

(Beifall FDP)

Wir müssen uns die Frage stellen, warum kommen
denn Flüchtlinge zu uns, warum fühlen wir uns
denn verpflichtet, Flüchtlinge aufzunehmen und
warum, meine Damen und Herren, sind wir gut be-
raten, diese Verpflichtung auch kommenden Gene-
rationen ans Herz zu legen.

(Beifall FDP)

Die Beschäftigung mit diesen Fragen, die Unterstüt-
zung einer freiheitlichen humanistischen Geistes-
haltung, die andere Kulturen, andere Ethnien, an-
dere Glaubensrichtungen schätzt und anerkennt,
sie ist das Fundament für eine Geisteshaltung, in
der Fremdenfeindlichkeit keine Zukunft hat.

(Beifall FDP)

Allerdings ist Gleichsetzung in dieser Debatte eine
schwierige Vokabel. Wie soll man Menschen sozial
gleichsetzen, die aus einer anderen Sozialisation
kommen, über völlig andere Lebenserfahrungen
und Lebenshintergründe verfügen? Nein, meine
Damen und Herren, wir wollen sie nicht gleichset-
zen, wir wollen, dass sie faire Chancen für ihren
weiteren Lebensweg haben.

(Beifall FDP)

Deshalb, meine Damen und Herren, setzen wir uns
ein für Fragen der Bewegungsfreiheit, für mehr
Freiheit in der Unterbringung, für bessere Möglich-
keiten zur Teilhabe am Arbeitsmarkt und Ausbil-
dung, doch gleichsetzen wird man nicht können
und wollen wir nicht.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Es geht um gleichstellen.)

Und man darf, meine Damen und Herren - auch
das dürfen wir nicht vergessen -, nicht mit wohlfei-
len geschliffenen Formulierungen Einheimische ge-
gen Zuwanderer aufbringen, wo sich manche die-
ser Einheimischen an der unteren Schwelle der so-
zialen Leiter befinden und die durchaus verständli-
che Frage stellen, ob sie nicht als Einzahler in das
soziale System auch höhere Ansprüche haben. So-
zialer Friede ist ein wichtiger Baustein für eine
weltoffene Geisteshaltung in unserer Gesellschaft.
Deswegen, meine Damen und Herren, setzen wir
auf Hilfe zur Selbsthilfe, wir setzen auf mehr Teilha-
bechancen für Flüchtlinge am Arbeitsmarkt, am
Wohnungsmarkt und am Bildungsgeschehen. Die
Förderung der Geisteshaltung, die letztlich auch ei-
ne ganz natürliche menschliche Willkommenskultur
von unten prägt, sie ist mitten unter den Menschen
voranzubringen ohne staatlich verordnet werden zu
können.

Ein Wort zum Schluss, meine Damen und Herren,
das notwendige und richtige Vorgehen gegen
Fremdenfeindlichkeit darf nicht das breite bürger-
schaftliche Engagement für Weltoffenheit und Tole-
ranz vergessen lassen. Diesen Menschen, die sich
mitten in dieser Gesellschaft von unten für Weltof-
fenheit, für die Offenheit gegenüber Flüchtlingen
engagieren, diesen Menschen, meine Damen und
Herren, gilt unser Dankeschön. Ich danke Ihnen.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die SPD-Fraktion hat Frau Abgeordnete Kanis
das Wort.

Abgeordnete Kanis, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren, diese Aktuelle Stunde zeigt, wie auch
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schon viele andere vorher, wie unterschiedlich man
einen einzigen Satz, nämlich soziale und rechtliche
Gleichstellung von Flüchtlingen als Beitrag zum Ab-
bau rassistischer Einstellungen in Thüringen, hier
darstellen kann. Die SPD-Fraktion hat gerade heute
in Anbetracht des besonderen Tages einen Akti-
onsplan zur Bekämpfung des Rechtsextremismus
vorgestellt. Nicht von ungefähr ausgerechnet heute,
sondern weil wir ganz klar sehen, dass - das ist
auch schon ausgeführt worden - der Rassismus
wirklich in unserer Gesellschaft immer noch sehr
stark verankert ist. Bei uns ging es in diesem Akti-
onsplan unter anderem um einen Punkt, nämlich
wie man rechtsextremen Machenschaften und Ras-
sismus entgegenwirken kann. Wir haben vorge-
schlagen, so ähnlich wie wir es schon von der FDP
gehört haben, dies unter anderem an einer Ausbil-
dungsoffensive festzumachen. Eine Ausbildungsof-
fensive für Menschen mit Migrationshintergrund, da
Thüringen Fachkräfte benötigt, und zwar Fachkräf-
te, die sich bewusst für Thüringen entscheiden, um
hier zu leben und zu arbeiten. Aber es geht auch
um eine Fachkräfteoffensive, die wir initiieren
möchten. Dabei sollen ganz bewusst auch unter
Menschen mit noch keinem gesicherten Aufent-
haltsstatus - also auch Flüchtlingen - Fachkräfte für
Thüringen geworben werden, denn wir brauchen
sie hier. Hierzu zählt für uns als SPD aber auch die
Schulung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in
den Ausländer- und Sozialbehörden. In meinen vie-
len Gesprächen habe ich den Eindruck, dass gera-
de Flüchtlingsbiographien mit ihren Folgen, mit ih-
ren Veränderungen, mit ihren gravierenden Details
oftmals nicht genug in den Fokus gerückt werden
und so Vorurteile und persönliche Verletzungen der
Flüchtlinge und ausländischen Mitbürger hätten
vermieden werden können.

Wir haben schon gehört, dass es im sozialen Be-
reich recht schwierig ist, eine Gleichstellung hinzu-
kriegen, denn eine Gleichstellung an sich ist nicht
möglich. Aber wenn ein Gesetz seit 1993 - Frau
Berninger sagte 1994 - nicht verändert wurde - ich
rede vom Asylbewerberleistungsgesetz -, dort die
DM-Beträge immer noch drin sind, obwohl jeder
weiß, dass sich die Lebenshaltungskosten deutlich
verteuert haben, dass für die Flüchtlinge im Prinzip
40 DM für Kinder oder für einen Erwachsenen
80 DM, so, wie es im Gesetz verankert ist, zur per-
sönlichen Verfügung stehen, das heißt also für
Fahrtkosten, für den Friseurbesuch, für die Kinder
Teilnahme an einem Wandertag, ist das einfach zu
gering und nicht in Ordnung. Ich stimme nicht zu,
dass man das nicht verändern sollte.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Frau Kanis macht jetzt Revolution.)

Auch die 360 DM, die für einen Haushaltsvorstand,
oder 220 DM, die für ein Kind bis 7 Jahre an Leis-
tungen veranschlagt sind, halte ich für ausgespro-
chen zu gering und man sollte ganz sicher da ran-

gehen. Das ist zwar in DM-Leistung ausgewiesen,
aber wird leider in Thüringen in den meisten Land-
kreisen wirklich noch mit Warengutscheinen und ei-
nigen wenigen als Sachleistung bei Kleidung durch-
geführt.

Hier fordern wir insbesondere bei der Leistungsge-
währung in Bargeld eine Verbesserung.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Dann machen Sie es mal politisch.)

Und wie schon bei der Einführung der Schulpflicht
und dem Besuch von Kindertagesstätten für die
Kinder eine Verbesserung gelungen ist, wird es
Zeit, dass sich hier etwas tut.

Für uns als SPD-Fraktion steht im Mittelpunkt: Ras-
sismus heißt fehlende Information, heißt Bekannt-
machen mit dem Fremden, die Angst zu nehmen
vor dem, was ich nicht kenne. Deswegen heißt für
uns eine konsequente Fortführung der Zusammen-
arbeit mit allen Organisationen, wie der Diakonie
und den Johannitern, mit den Kirchen, den Verei-
nen vor Ort wie zum Beispiel einem Weltnetzwerk
aus Jena oder Freundeskreis Asyl in Altenburg, den
Netzwerken Integration und den Runden Tischen in
den einzelnen Landkreisen, ja, dem Ausländerbei-
rat in Erfurt und dem Zentrum für Integration und
Migration. Denn diese Zusammenarbeit bringt Infor-
mation und natürlich auch ein verstärktes Verständ-
nis. Für die rechtliche Gleichstellung, sehe ich das
nicht ganz so, weil insbesondere dann, wenn ich
kein deutscher Staatsbürger bin, habe ich schon als
EU-Bürger ein Problem zum Beispiel beim Wahl-
recht, das ich nicht wahrnehmen kann. Ich denke,
das ist im Moment nicht zu verwirklichen.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
sich Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich zu Wort ge-
meldet.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, ich möchte mit einem Zitat
beginnen von Karl Valentin: „Fremd ist der Fremde
nur in der Fremde.“ Passender kann man es, glau-
be ich, kaum formulieren. Weil hier soeben schon
eine Broschüre genannt wurde, gemeint ist die Stu-
die Migration und Integration - Herausforderung für
Thüringen, gestatten Sie mir, dass ich hier von Sei-
te 110 kurz etwas zitiere, Frau Präsidentin, und
zwar steht hier: „Die Perspektive der Bevölkerung
zerfällt in zwei Sichtweisen: die guten und die
schlechten Zuwanderer. Die sagen, ach das sind
die Guten, die studieren, die promovieren oder die
arbeiten hier und mir gefällt die Diskussion nicht.
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Ich kann die Argumente zwar menschlich verste-
hen, wenn man sagt, ach das ist ja der Professor,
das weiß ja jeder Neonazi, dass er in der S-Bahn
nicht jemandem auf die Mütze hauen darf, weil das
ja ein Professor sein könnte. Ja, aber die anderen,
die wollen ja alle nur was vom Kuchen abhaben. Da
braucht es noch andere kommunale Strategien, da
bin ich auch noch am Suchen.“ Das ist ein Zitat aus
einer Studie, in der man zu dem Schluss kommt,
dass wir konstatieren müssen, dass sich die mei-
sten Menschen mit Migrationshintergrund in Thürin-
gen nicht willkommen fühlen, dass Rassismus ganz
offensichtlich sehr unterschiedliche Gesichter hat.
Ich finde es gut, dass wir dieses ernste Thema heu-
te hier diskutieren können, auch im Thüringer Land-
tag.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich sage aber auch, Herr Bergner, wenn Sie hier ar-
gumentieren, dass ein Einzahler in ein System viel-
leicht auch mehr Rechte haben sollte als ein
Mensch, der weniger einzahlt, und somit Menschen
nach Zahlungsfähigkeit beurteilt werden mit Blick
auf ihre Würde und in ihre Rechte, dann vertrete ich
einen dezidiert anderen Standpunkt als Sie.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aus meiner Sicht muss gelten, dass die Würde des
Menschen unantastbar ist. Die Aktuelle Stunde der
Fraktion DIE LINKE redet auch nicht von Gleichset-
zung oder Gleichmacherei, sondern von Gleichstel-
lung. Gleichstellung ist etwas anderes. Gleichstel-
lung geht davon aus, dass allen Menschen, egal
woher sie kommen, egal woran sie glauben, die
gleichen Rechte zugestanden werden, dass sie
gleichgestellt werden. Dass diese Gleichstellung
überfällig ist, zeigt ganz exemplarisch das hier
schon viel zitierte Asylbewerberleistungsgesetz, in
dem nicht nur D-Mark-Beträge festgeschrieben sind
und die gestiegenen Lebenshaltungskosten über-
haupt keine Beachtung finden, sondern mit dem vor
allen Dingen eine, wie ich meine, diskriminierende
und durchaus rassistische Praxis in Gesetzesform
gebracht wurde. Das ist eine Kritik, die wir seit vie-
len Jahren haben. Deswegen machen wir uns auch
auf Bundesebene für die Abschaffung des Asylbe-
werberleistungsgesetzes stark.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sehr geehrte Frau Kanis, wenn Sie hier vorn ste-
hen und sagen, rechtliche Gleichstellung ist im Mo-
ment nicht zu machen, dann sage ich Ihnen: Recht-
liche Gleichstellung ist nur nicht zu machen, weil es
offenkundig die politischen Mehrheiten dafür nicht
gibt, weil Sie und die SPD beispielsweise nicht be-
reit dazu sind, die Gesetze entsprechend zu än-
dern,

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

weil Sie nicht bereit sind, dafür zu sorgen, dass wir
zu einer Gleichstellung kommen. Da helfen im Übri-
gen auch wohlfeile Gedenkminuten wenig, wenn
der Alltag sich rassistisch zeigt, wenn Menschen
Angst davor haben müssen, in Geschäften, auf der
Straße oder auf dem Bahnhof zufällig Kontrollen zu
unterliegen, nur weil sie eine andere Hautfarbe ha-
ben, wenn sie beschimpft werden, wenn sie sich
dafür rechtfertigen müssen, ob sie einen guten Bil-
dungsabschluss haben oder nicht, nur weil sie wie
Menschen wie du und ich behandelt werden möch-
ten. Ich jedenfalls glaube, das ist ihr gutes Recht.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit Blick
auf Ungleichbehandlung gibt es auch ganz viel zu
tun, auch hier in Thüringen. Die Residenzpflicht ist
schon angesprochen worden. Wir haben immer
wieder dafür geworben, dass sie auf das ganze
Land ausgeweitet wird, trotzdem ist es bis heute
nicht passiert. Wir könnten sofort Bargeld an die
Flüchtlinge ausreichen, das wenige Bargeld, was
ihnen zusteht, damit sie mit diesem Geld selbst ent-
scheiden können, was sie machen. Aber nein, wir
reglementieren dies an ganz vielen Orten, indem es
die - wie ich meine - völlig unwürdige Gutscheinpra-
xis gibt. Wir bringen Asylbewerberinnen und Flücht-
linge in lagerähnlichen Unterbringungen unter, ob-
wohl wir ihnen auch dezentrale Wohnungen zur
Verfügung stellen könnten. An all diesen Stellen
könnten wir konkret etwas tun. Wenn wir dann in
dieser Studie, die ich eben schon benannte, nach-
lesen müssen, dass sich Flüchtlinge, dass sich Mi-
grantinnen in Behörden immer wieder fühlen, als ob
sie Bittstellerinnen vierter Klasse wären, wenn sie
Angst haben, ihre Wünsche, ihre Vorstellungen zu
formulieren, dann brauchen wir auch eine Einstel-
lungsänderung. Wir brauchen eine echte Willkom-
menskultur. Wir sollten endlich lernen, dass auch
Thüringen nur zukunftsfähig ist, wenn wir uns öff-
nen für Menschen anderer Kulturen und mit ande-
rer Geschichte. Wenn wir uns öffnen, wenn wir
weltoffen werden im wahrsten Sinne des Wortes,
und wenn wir die Chance in der Vielfalt erkennen.
Ohne Probleme wegreden zu wollen, gilt es zu er-
kennen: Integration ist keine Einbahnstraße. Auch
wir werden uns ändern müssen. Vielen herzlichen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Fraktion DIE LINKE hat sich Frau Abgeord-
nete Berninger zu Wort gemeldet.
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Abgeordnete Berninger, DIE LINKE:

Ich werde dieses Mal die Zeit nicht ausnutzen, Frau
Präsidentin. Ich möchte Angela Merkel zitieren, die
am 23. Januar dieses Jahres bei der Gedenkveran-
staltung für die Opfer rechtsextremer Gewalt gesagt
hat: „Intoleranz und Rassismus äußern sich keines-
wegs erst in Gewalt. Gefährlich sind auch diejeni-
gen, die Vorurteile schüren, die ein Klima der Ver-
achtung erzeugen.“

Meine Damen und Herren, ein Klima der Verach-
tung schürt man eben auch mit dem Festhalten an
diskriminierenden Sondergesetzen.

(Beifall Abg. Kummer, DIE LINKE)

Frau Holbe, es ist schlicht unmöglich, einerseits
glaubhaft für den Abbau von Vorurteilen, rassisti-
schen Stereotypen politisch zu demonstrieren, wie
Sie das gerade am Pult gemacht haben, oder als
Landesregierung Wettbewerbe zur Stärkung der Zi-
vilcourage aufzurufen, um Benachteiligungen und
Diskriminierungen abzubauen und andererseits Be-
nachteiligung, Schlechterstellung und Diskriminie-
rung per Gesetz fortbestehen zu lassen, wie Sie
das tun, indem Sie als Landesregierung und als
CDU an einer diskriminierenden Verwaltungsvor-
schrift festhalten, die auf einer Gesetzeslage ba-
siert, die bereits vor 15 Jahren abgeschafft wurde.
Genau dasselbe gilt für Sie, Frau Kanis. Es ist nicht
glaubhaft, wenn Sie beispielsweise in einer Presse-
konferenz heute Mittag fordern, dass die Residenz-
pflicht auf ganz Thüringen ausgeweitet werden soll,
aber täglich in Ihrer politischen Arbeit hier im Thü-
ringer Landtag entsprechende Anträge ablehnen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ganz zum Schluss, Frau Holbe: Lassen Sie sich
bitte von Ihrem Redeschreiber sachlich korrekte
Dinge aufschreiben, § 2-Leistungen, also Analog-
Leistungen zur Sozialhilfe werden nicht nach 36
Monaten gewährt, sondern erst nach 48.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die FDP-Fraktion hat sich der Abgeordnete
Bergner noch einmal zu Wort gemeldet; die Rede-
zeit beträgt noch 2:30 Minuten.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Frau Präsidentin, die werde ich auch
nicht verbrauchen.

Meine Damen und Herren, ich möchte nur eines
klar- und richtigstellen: Es ist mir hier vorgeworfen
worden von Frau Kollegin Rothe-Beinlich, dass ich
sinngemäß formuliert hätte, Menschenwürde von
Zahlungsfähigkeit abhängig zu machen. Genau
das, meine Damen und Herren, habe ich nicht. Ich

habe aber auf eins aufmerksam gemacht mit einer
Fragestellung, und zwar mit einer Fragestellung,
die einem tagtäglich im normalen Leben begegnet,
wenn man mit einfachen Menschen zu tun hat,
wenn man beispielsweise - Sie wissen, ich bin vom
Bau - mit Menschen vom Bau zu tun hat, die nach
einem langen Arbeitsleben auf einmal in die Situati-
on gekommen sind, dass sie möglicherweise Leis-
tungsempfänger geworden sind. Die haben ein lan-
ges Leben lang eingezahlt und ich sage Ihnen ganz
offen und ehrlich, ich verstehe, wenn dann jemand,
der 20 Jahre seit der deutschen Wiedervereinigung
in unsere Sozialsysteme eingezahlt hat, der hier
gearbeitet hat, der sich hier engagiert hat, wenn der
die Frage stellt, wieso bekomme ich nicht mehr im
Vergleich zu Zuwanderern. Ich will damit ausdrück-
lich nicht die Situation von Zuwanderern, die Situa-
tion von Flüchtlingen in irgendeiner Weise bagatelli-
sieren, das will ich ausdrücklich nicht. Ich habe
auch in meiner Rede gesagt, über die Besserstel-
lung von Flüchtlingen wollen und müssen wir reden.
Aber ich möchte ganz ausdrücklich auch darauf
aufmerksam machen, dass die Frage des sozialen
Friedens ganz, ganz wichtig ist, eben im Sinne die-
ser Geisteshaltung, die für Fremdenfeindlichkeit
keinen Platz hat. Das meine ich, meine Damen und
Herren.

(Beifall FDP)

Deswegen habe ich diese Fragestellung hier ge-
nannt und ich lasse mich hier nicht in eine Ecke
stellen,

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Wo schon Herr Recknagel
steht.)

in die ich nicht gehöre und in der ich zu keinem
Zeitpunkt das Wort geredet habe. Das möchte ich
schlicht und einfach an dieser Stelle hier gerade-
stellen und richtigstellen. Danke schön.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Landesregierung hat Staatssekretär Rieder
das Wort.

Rieder, Staatssekretär:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, Thüringen
hat rund 2,2 Mio. Einwohner, die weit überwiegen-
de Mehrheit unserer Bevölkerung ist weltoffen, tole-
rant und freut sich darüber, dass ausländische
Staatsangehörige in Deutschland und in Thüringen
leben und auch maßgeblich zur kulturellen Vielfalt
unseres Landes beitragen. Wer sich vor Augen
hält, welche Haltung beispielsweise an Thüringer
Universitäten, bei Sportveranstaltungen wie in
Oberhof oder etwa beim Rudolstädter Tanz- und

7586 Thüringer Landtag - 5. Wahlperiode - 80. Sitzung - 21.03.2012



Folkfest zum Ausdruck kommt, dem muss es um
die gesellschaftliche Werteordnung in Thüringen
nicht bange sein.

(Zwischenruf Abg. Siegesmund, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das Leben ist kein Pony-
hof.)

Wir wissen auf der anderen Seite aber auch, dass
es Auswüchse menschenverachtender und rassisti-
scher Gesinnung gab und gibt. So sehr wir auch
darauf aus sein müssen, dieser Gesinnung den Bo-
den zu entziehen, so sehr müssen wir auf eine
sachliche Debatte achten.

Auch im Hinblick auf die von der Fraktion DIE LIN-
KE geforderte soziale und rechtliche Gleichstellung
von Flüchtlingen bedarf es deshalb einer differen-
zierten Betrachtungsweise. Ausländer mit dauerhaf-
tem Bleiberecht erhalten bei Bedarf die gleichen
Leistungen wie deutsche Sozialhilfeempfänger. Sie
können ebenso beruflich tätig sein wie Deutsche.
Bei Ausländern, deren Asylverfahren noch nicht ab-
geschlossen ist oder die lediglich geduldet sind,
stellt sich die Rechtslage anders dar. Dieser Perso-
nenkreis bekommt abgesenkte Leistungen nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz und darf auch
nicht sofort arbeiten. Diese Entscheidung wurde
vom Bundesgesetzgeber bewusst vorgenommen.
Diese Bestimmungen wurden mehrfach gerichtlich
und verfassungsrechtlich geprüft. Sie sind rechtens.

Es wurde eben schon gesagt, dass die abgesenk-
ten Leistungen nur für einen bestimmten Zeitraum
gezahlt werden und danach die Regelleistungen.
Insofern hat Frau Holbe ja die Rechtslage zutref-
fend wiedergegeben.

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE:
Sachlich falsch.)

Es wurde auch schon darauf hingewiesen, dass die
abgesenkten Leistungen der Höhe nach überprüft
werden. Es stellt sich wirklich die Frage, ob sie
noch auskömmlich sind, und deswegen überprüft
die Bundesregierung zurzeit diese Sätze. In diesem
Zusammenhang möchte ich auch darauf aufmerk-
sam machen, dass das Land eine qualifizierte Sozi-
albetreuung der Flüchtlinge gewährleistet, und zwar
über die rechtliche Verpflichtung hinaus. Weiterhin
darf ich darauf hinweisen, dass vielfältige Integrati-
onsprojekte durch das Thüringer Innenministerium
gefördert werden. Im letzten Jahr standen dafür
500.000 € zur Verfügung und dieselbe Summe
steht auch in diesem Jahr wieder bereit.

Im vorigen Jahr wurden 29 Projekte gefördert. Las-
sen Sie mich bitte einige Beispiele anführen. Eine
der geförderten Organisationen ist das Psychoso-
ziale Zentrum in Jena, das Flüchtlingen die erfor-
derliche psychosoziale Betreuung gewährt. Ein an-
deres gefördertes Projekt aus dem Jahr 2011 ist die
Beratung und Integrationshilfe für Flüchtlinge des
evangelischen Kirchenkreises Erfurt. Auch das Pro-

jekt „to arrange“ des Instituts für Berufsbildung und
Sozialmanagement, das Flüchtlinge mit Arbeits-
marktzugang unterstützt, wurde im letzten Jahr
durch das Innenministerium gefördert.

Dennoch, eine vollständige soziale und rechtliche
Gleichstellung von Flüchtlingen, bei denen noch
nicht feststeht, ob sie als Asylbewerber anerkannt
werden oder deren Asylantrag bereits abgelehnt
wurde, mit Ausländern, die über ein Bleiberecht
verfügen, oder mit deutschen Staatsangehörigen ist
vom Bundesgesetzgeber aus gutem Grund nicht
gewollt. Aber das ist kein Ausdruck fehlender Will-
kommenskultur. Wer nach Deutschland flüchtet,
darf auf ein rechtsstaatliches Verfahren vertrauen.
Wer nach Deutschland flieht, darf zumindest bis zur
Klärung seiner Fluchtgründe auf die Absicherung
seiner Existenz vertrauen, und wer nach Deutsch-
land flieht, darf darauf vertrauen, dass auch in Thü-
ringen der weit überwiegende Teil der Bevölkerung
eine Werteordnung trägt, zu der das Asylrecht der
politisch Verfolgten zählt. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt noch eine Wortmeldung von Frau Rothe-
Beinlich. 1 Minute 20 ist noch.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Nur zwei Dinge. Meine sehr geehrten Damen und
Herren, sehr geehrte Frau Präsidentin, muss es
uns nicht zu denken geben, Herr Staatssekretär,
wenn 56 Prozent der Thüringerinnen laut dem Thü-
ringen-Monitor der Meinung sind, Thüringen sei
überfremdet?

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

So viel zur Weltoffenheit.

Und zu Ihnen, Herr Bergner: Wenn zu Ihnen, wie
Sie sagen, die Menschen vom Bau kommen, die ihr
ganzes Leben geschuftet haben, und trotzdem zu
wenig Rentenansprüche haben, dann ist das ein
Skandal für sich. Aber wäre es dann nicht gerade
an Ihnen, dafür zu sorgen, dass kein Sozialneid ge-
schürt wird gegenüber denen, die ihr Land verlas-
sen mussten und nach Deutschland geflohen sind?

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt noch eine Redemeldung von Herrn Staats-
sekretär Rieder dazu.
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Rieder, Staatssekretär:

Ja, vielen Dank, Frau Präsidentin. Nur ein Wort da-
zu: Ich halte nichts davon, unsere Bevölkerung zu
diffamieren. Vielen Dank.

(Zwischenruf Abg. Siegesmund, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das war der Thüringen-
Monitor.)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das waren Ihre Zahlen! Nehmen
Sie das doch zur Kenntnis.)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Mir liegen keine weiteren Redeanmeldungen mehr
vor und ich schließe den vierten Teil der Aktuellen
Stunde und rufe auf den fünften Teil

e) Aktuelle Stunde auf Antrag
der Fraktion der FDP zum The-
ma: „Umweltzone - Ein Modell
für saubere Luft in Thüringer
Kommunen oder Wachstums-
bremse?“
Unterrichtung durch die Präsi-
dentin des Landtags
- Drucksache 5/4210 -

Zunächst hat das Wort der Herr Abgeordnete Un-
termann für die FDP-Fraktion.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, zu-
nächst einmal zur Brisanz und Aktualität des The-
mas. Eine Umweltzone hat massive Auswirkungen
auf die Einwohner und Besucher der Thüringer
Städte und natürlich Auswirkungen auf die Thürin-
ger Wirtschaft. Ende vergangenen Jahres haben
wir eine Kleine Anfrage zum Thema gestellt. Als
Antwort wurde uns mitgeteilt, dass Feinstaub vor-
wiegend in drei Quellbereichen zu finden ist.
50 Prozent stammen hauptsächlich aus dem regio-
nalen Hintergrund, 25 Prozent stammen aus dem
städtischen Hintergrund, dazu zählen Gewerbe, In-
dustrie und Heizungsanlagen, und 25 Prozent wer-
den durch den lokalen Verkehr verursacht. Laut
EU-Vorgabe darf der Tagesmittelwert von 50 Mikro-
gramm pro Kilometer Luft nicht häufiger als an
35 Tagen des Jahres überschritten werden. Fein-
staubmessungen fanden demnach in fünf Thüringer
Städten statt. Dazu zählten die Städte Erfurt, Jena,
Mühlhausen, Gera und Weimar. Laut Angaben der
Landesregierung verringerte sich in Erfurt die An-
zahl der Überschreitungen von ursprünglich 60 Ta-
gen im Jahr 2006 auf 38 Tage im Jahr 2008 ohne
Umweltzone. Im darauf folgenden Jahr stieg die
Anzahl der Überschreitungen nur leicht auf 41 Ta-
ge. In Weimar verringerten sich die Tageszahlen

der Überschreitung in den Jahren 2006 bis 2010
von 89 auf 39 Tage.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, diese Beispiele zeigen,
auch ohne die Einführung einer Umweltzone sind
bereits Verbesserungen ersichtlich. In Mühlhausen
ist eine Steigerung von 36 auf 62 Tage zu verzeich-
nen. Hier macht sich aber auch die fehlende Umge-
hungsstraße bemerkbar. Eine Maßnahme, mit der
Mühlhausen schnell und effektiv von viel Durch-
gangsverkehr entlastet werden würde.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich klarstel-
len, die Reduzierung verkehrsbedingter Schadstof-
fe ist ein Anliegen der FDP, jedoch sehe ich nicht
nur die Lösung in dem Verkehr. Nur eine Bünde-
lung gezielter Maßnahmen und ein gesamtes Kon-
zept sowie Einbeziehung aller maßgeblichen Verur-
sacher werden in der Perspektive langfristige Erfol-
ge zeigen. Dazu zählen Verkehrslenkungsmaßnah-
men wie eben Umgehungsstraßen, Nutzung von
schadstoffarmen und kraftstoffsparenden Fahrzeu-
gen, Verbesserung des ÖPNV und der Einbau von
emmissionsreduzierten Heizungsanlagen. In den
nächsten Jahren wird der technische Fortschritt in
den verschiedenen Branchen einen weiteren Bei-
trag leisten und die Feinstaubbelastung allmählich
sinken lassen. Aber es sollte klar sein, die alleinige
Maßnahme im Verkehrsbereich führte nur zur Ver-
teilung des Feinstaubs bzw. zu einer Verlagerung
dieses Problems.

(Beifall SPD)

Auch die Errichtung von Tempo-30-Zonen dienen
nicht der Reduzierung des Feinstaubaufkommens.
Tempo 30 mindert nur den zügigen Verkehrsfluss in
stark frequentierten Straßen, es wird mehr Treib-
stoff verbraucht, da mit einer höheren Drehzahl ge-
fahren werden muss, demzufolge wird mehr CO2
ausgestoßen. Untersuchungen zeigen, dass damit
sehr oft die Wirkung von Umweltzonen infrage ge-
stellt ist.

(Beifall FDP)

Eine ADAC-Studie stellte bei einem Vergleich zwi-
schen Städten mit und ohne Umweltzone fest, dass
ähnliche Schwankungen bei Zunahme und Abnah-
me der Feinstaubbelastungen vorliegen. Das heißt
im Klartext, dass die erwartete Verbesserung der
Luftqualität durch die Einführung von Umweltzonen
im Vergleich zu belasteten Städten ohne Fahrver-
bot nachweislich nicht eingetreten ist. So zeigt sich
am Beispiel von Berlin, dass seit 2008 die Anzahl
der kritischen Feinstaubtage trotz Einführung einer
Zonenbeschränkung angestiegen ist trotz Umwelt-
zone - 2008 24 Tage, 2010 53 Tage und 2011
47 Tage. Deutlicher wird der AvD, er stellt fest,
dass wetterbedingte Einflüsse wie Jahreszeiten,
Wind oder Sonnenstand zu höherer oder niedriger
Feinstaubkonzentration führen können. Das waren
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einige Argumente, die dafür sprechen, dass die
Einführung von Umweltzonen nach heutigem Stand
sich der gewünschte Erfolg nicht einstellt. Damit
stellt sich die Frage, was mit einer Umweltzone
überhaupt erreicht werden kann. Saubere Luft kann
es nicht sein, wie ich gerade gezeigt habe.

(Beifall FDP)

Schließlich bleibt der Eindruck, die Umweltzone
sollte als Wachstumsbremse für die Wirtschaft
missbraucht werden. Lassen Sie mich das mit eini-
gen kurzen Fakten belegen, nur einige Zahlen zu
den Kosten der Errichtung einer Umweltzone an-
hand der Stadt Erfurt. Für die Beschilderung und
Bearbeitung von Ausnahmegenehmigungen und
Überwachung des ruhenden Verkehrs entstehen
insgesamt bis zum Jahr 2020 ca. 206.000 €, das ist
in Zeiten knapper Kassen eine Menge Geld. Das ist
aber nur die eine Seite der Medaille. Was kostet es
den Autofahrer, den Pendler, den Busunternehmer,
den Transportunternehmer, den Mittelständler und
den kleinen Handwerker? Ich frage Sie, werte Da-
men und Herren, warum müssen hier schon wieder
die Autofahrer zur Kasse gebeten werden, nur da-
mit vielleicht ein grünes Gewissen beruhigt wird?

(Beifall FDP)

Schaue ich mir die Benzin- und Dieselpreise an den
Tankstellen an, ist die Schmerzgrenze doch bei vie-
len bereits erreicht und überschritten. Jeder dieser
Genannten braucht sein Fahrzeug, um täglich zur
Arbeit zu kommen, um sein tägliches Brot zu ver-
dienen. Ich rede hier nicht von den Kosten für die
Plakette, die das Einfahren in die Umweltzone er-
laubt, sondern von den Kosten für das Umrüsten.
Nur wenige Autos, Kleintransporter und Baufahr-
zeuge erfüllen die Norm für eine grüne Plakette.
Das bedeutet Nachrüsten oder Neukauf.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Untermann, die Zeit ist vorbei.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Ja, ich habe es schon gesehen. Ein Satz noch zum
Schluss: Die einfachste Lösung wäre hier, in ganz
Deutschland auf Umweltzonen zu verzichten. Ich
sehe da nur Frankfurt am Main, drei, vier Autobah-
nen gehen durch Frankfurt am Main, da ist keine
Umweltzone und -begrenzung in der Stadt. Da sind
Umweltbegrenzungen vollkommen an der Sache
vorbei. Umweltzonen als Einzelmaßnahmen verfeh-
len unsererseits ihren Zweck. Danke schön.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ja und Sie teilen mir dann mal mit, wie viele Kom-
mata in diesem letzten Satz waren.

(Zwischenruf Abg. Hitzing, FDP: Schachtel-
satz.)

Für die CDU-Fraktion hat sich der Abgeordnete
Wucherpfennig zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Wucherpfennig, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die
FDP wirft mit ihrem Antrag eine Frage auf, die sehr
allgemein gehalten ist, stark polarisiert und auch
provoziert und ein „oder“ aufweist. Kurz zusammen-
gefasst lautet die Fragestellung der Fraktion: Sau-
bere Luft oder Wachstum? Ungeachtet der gängi-
gen umweltrechtlichen Bestimmungen, die selbst-
verständlich Grundlage unseres Handelns sind und
auch sein müssen, könnte wie so häufig die Ant-
wort in der Mitte liegen. Aber diese Antwort wäre zu
einfach, die Antwort lautet deshalb nicht „saubere
Luft oder Wachstum“, sondern „saubere Luft und
Wachstum“, denn wir leben nicht mehr im Zeitalter
der Industrialisierung, wo primär Wachstum im Vor-
dergrund stand. Wir leben im 21. Jahrhundert und
wir leben in Europa, einem hoch technisierten Kon-
tinent mit den höchsten Umweltstandards und das
ist auch gut so. Europa und insbesondere die EU
sollte und muss Vorreiter sein beim Schutz und
dem Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen
Boden, Wasser, Klima, Luft.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wo Deutschland, seine Länder und seine Kommu-
nen im Bereich der realen Umsetzung von EU-Vor-
schriften unter Rankingaspekten liegen, das, denke
ich, dürfte allen hier im Saal klar sein. Doch sollten
wir uns darauf auch nicht ausruhen. Wir haben
auch in Thüringer Städten Probleme mit der
Luftreinhaltung; in Erfurt, Mühlhausen, Gera, Jena,
Weimar und Suhl soll es so sein. Dennoch sollten
wir hier nicht vorschnell urteilen, denn auch hier
sollte das Subsidiaritätsprinzip Anwendung finden
und natürlich die kommunale Selbstverwaltung.

Deshalb, meine Damen, meine Herren, etwas Zu-
rückhaltung mit pauschalen Aussagen. Hierfür wäre
eine fachlich fundierte Einzelbetrachtung der jewei-
ligen Fälle erforderlich. Dieses ist weder Aufgabe
von Parlamentariern noch dürfte hier die entspre-
chende Fachkompetenz vorliegen. Unabhängig da-
von sollte das Motto lauten, ich wiederhole mich,
nicht „saubere Luft oder Wachstum“, sondern „sau-
bere Luft und Wachstum“. Ich ergänze jetzt: Der
Einzelfall und das Abwägungsgebot bezüglich der
jeweilig anzuwendenden Maßnahme sollten im Vor-
dergrund stehen.

Meine Damen, meine Herren, ich habe auch ein
großes Verständnis für die Bürgerinnen und Unter-
nehmen, die von einer Umweltzone betroffen sind.
Die Frage hierbei ist doch, ob auf Ebene der betrof-
fenen Kommunen zum richtigen Zeitpunkt die richti-
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gen Weichen gestellt wurden und ob auch andere
Maßnahmen möglich und umsetzbar gewesen wä-
ren, als die finale Maßnahme schließlich, die Ein-
richtung einer Umweltzone. Denn das Ziel muss es
sein, so früh wie möglich emissionsmindernd tätig
zu werden, nämlich dann könnte es auch sein, dass
Luftreinhaltung und Wirtschaftswachstum kein Ge-
gensatz und Umweltzonen auch nicht erforderlich
sind. Ich kann daher nur alle kommunalpolitisch Ak-
tiven und Verantwortlichen aufrufen, ihre Hausauf-
gaben zu erledigen, rechtzeitig gegenzusteuern
und die Maßnahmen einzufordern, die Bürger und
Unternehmen am wenigsten belasten und die
Luftreinhaltung voranbringt. Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Fraktion DIE LINKE hat Frau Abgeordnete
Dr. Lukin das Wort.

Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, ich hatte mich ein wenig gewun-
dert, warum wir heute eine Aktuelle Stunde zu die-
sem Thema machen. Die europarechtlichen Vorga-
ben zur Verbesserung der Luftqualität gibt es seit
2008. In Deutschland wurde die Umsetzung 2010
im Bundes-Imissionsschutzgesetz und in der
39. Durchführungsverordnung in Kraft gesetzt. Gut,
es kann vielleicht noch eine Reihe von Übergangs-
fristenlösungen geben für Feinstaub bis Juni 2011
oder bei den Grenzwerten für Stickstoffdioxid bis
zum 31.12.2014. Ich denke, es ist allgemein be-
kannt, dass die Kommunen und die Länder ver-
stärkt aufgefordert wurden, Maßnahmen zur Verrin-
gerung des Schadstoffgehaltes der Luft zu ergrei-
fen und damit auch einen Beitrag zur Verbesserung
der Lebensqualität gerade in Ballungszentren zu
leisten. Meine Damen und Herren, Sie stimmen si-
cher zu, dass Gesundheit ein hohes und schüt-
zenswertes Gut ist. Wenn wir gerade eine Vielzahl
von Ballungsgebieten und Großstädten in Deutsch-
land betrachten, so hat sich in den vergangenen
Jahren dort die Luftqualität nicht nur durch Verkehr,
sondern auch durch Industrie nicht gerade verbes-
sert. Gegenwärtig haben wir 48 Umweltzonen in
ganz Deutschland. Sie reichen vom Ruhrgebiet,
das als gesamte Zone mitgenommen wurde, bis hin
zu Städten wie Leipzig, Magdeburg, Berlin, Mün-
chen. Auch in diesen Städten wurden Luftreinhalte-
pläne entwickelt und wurden Umweltzonen dann im
Ergebnis der Nichtwirksamkeit der geplanten Maß-
nahmen eingeführt. In Erfurt gab es seit 2005 Über-
schreitungen des Feinstaubwertes. Seit 2010 gibt
es Probleme und Grenzüberschreitungen beim
Stickstoffdioxidgehalt in der Luft in Jena, Weimar,
Gera und Mühlhausen, das wurde schon erwähnt.
Die Luftreinhaltepläne selber - es wurde auch

schon mitgeteilt - umfassen einen ganzen Komplex
von Maßnahmen auf dem Gebiet des Verkehrs, der
Industrie und des Gewerbes. Die Umweltzone ist
lediglich eine davon. Allerdings - so hat sich her-
ausgestellt - in Erfurt wurde viel versucht, von ei-
nem gemeinsamen Pakt mit der Wirtschaft bis hin
zu Tempo-30-Zonen und zur Umsetzung von
Parkraumkonzepten. Allerdings blieben die Grenz-
wertüberschreitungen. Das heißt, mit der Einfüh-
rung der Umweltzone als örtliches Instrument kom-
munaler Umweltpolitik und kommunalen Umwelt-
schutzes müssen jetzt ab 1. Oktober 2012 be-
stimmte Fahrzeuge vom Befahren der Innenstadt
ausgeschlossen werden. Ich denke, an dieser Stel-
le - und das hat die Diskussion auch ein bisschen
von FDP-Seite gezeigt - existiert die Kritik des Bun-
desgeschäftsführers der Deutschen Umwelthilfe zu
Recht, dass besonders in den ostdeutschen Städ-
ten das Verständnis für Umweltschutz noch zu ge-
ring ausgeprägt ist. So hat die Oberbürgermeisterin
von Halle 10.000 € für ein Gutachten ausgegeben,
das die Unwirksamkeit von Umweltzonen nachwei-
sen sollte. Inzwischen ist sie mit Leipzig daran, sehr
schnell die Umweltzone und ihre Maßnahmen
durchzusetzen.

Thüringen gehört nach Meinung der Deutschen
Umwelthilfe ebenfalls zu den Schlusslichtern beim
Kampf um die Verbesserung der Klima- und Luft-
qualität. Ich denke, Erfurt wird große Anstrengun-
gen unternehmen müssen, damit hier eine sowohl
sozialverträgliche als auch umweltverträgliche Re-
gelung für die Bürgerinnen und Bürger gefunden
wird. Die Frage, warum die Umweltzone eine
Wachstumsbremse ist, habe ich auch nicht so ganz
verstanden. Laut Eurobarometer sind zwei Drittel
der Pkw-Nutzer im europäischen Raum bereit, im
Interesse von Klima- und Umweltschutz Verbesse-
rungen an Fahrzeugen vorzunehmen. Es existiert
die Möglichkeit, Rußpartikelfilter nachzurüsten, den
öffentlichen Nahverkehr zu fördern, den Radver-
kehr zu fördern. Ich denke, das ist zwar eine ande-
re Form von Wirtschaftsförderung, aber eine
durchaus effiziente, die auch positive Folgen für
Umweltpolitik mit einschließt. Wenn wir über E-Mo-
bilität sprechen, auch das wird ein Wirtschaftsfaktor
der Zukunft sein. Sicher werden im Interesse bei-
spielsweise von Busunternehmen oder auch im In-
teresse von Speditionsfirmen, die lebensnotwendi-
ge Güter transportieren, Ausnahmeregelungen ge-
funden werden. Daran ist die Stadt Erfurt im Mo-
ment nicht nur beteiligt, sondern in Arbeit. Lassen
Sie uns, weil Sie vorhin …

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Frau Abgeordnete Lukin, die Zeit ist zu Ende.
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Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE:

Gut, lassen Sie mich noch einen letzten Satz sa-
gen. Wenn die Einführung von Umweltschutzzonen
zur Senkung von Lungenleiden und auch zur Sen-
kung von Erkrankungen führt, dann sollten wir jede
Maßnahme dieser Art unterstützen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Weber
das Wort.

Abgeordneter Weber, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen, die FDP befindet sich im Wahlkampf.
Das merkt man auch am Titel der Aktuellen Stunde.
Es ist ja jetzt der Weg von hier zum Ring nicht so
weit weg. Da kann man nachlesen, wie man das so
sieht und wie man von den Faschingswagen abge-
schrieben hat und dann letztendlich an den Ring
gestellt hat.

(Beifall SPD)

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Debatte zur Umweltzone wird in der gewohnten
Unehrlichkeit geführt. Ganz unabhängig davon, wie
man dazu stehen mag, ich habe dazu eine klare
Position. Die klare Position ist pro Umweltzone.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber unabhängig davon, wie man zu dem Thema
steht, gehört es zur Ehrlichkeit nun mal dazu, dass
man sich der Systematik überhaupt nicht verwei-
gern kann, denn es gibt eine ganz klare Vorgabe
der EU-Kommission. Es gibt ganz klare Feinstaub-
Emissionsgrenzwerte und die werden kontinuierlich
in Thüringer Städten, wie zum Beispiel Erfurt, über-
schritten. Deswegen ist es notwendig, ein Instru-
ment zu schaffen, wie man die Feinstaubemission
herunterkriegt. Das einzige Instrument, was es gibt,
es gibt eine Reihe davon, aber das einzige Instru-
ment, was wirklich Wirkung zeigt, ist die Umweltzo-
ne und ist die Situation, wie man es schafft, Fein-
staubemittenten in Größenordnungen aus der In-
nenstadt herauszuhalten. Das ist nun mal so. Ich
freue mich, dass der Oberbürgermeister hier die-
sem Thema sachgerecht dienlich wird, dass er in
einer offenen und in einer sachlichen Art und Weise
das Thema besetzt und das Thema voranbringt.
Wissen Sie, es ist nun mal so, dass wir über Ge-
sundheitsschutz reden. Wir reden über den Schutz
von Kindern. Wir reden über den Schutz von Älte-
ren, von denjenigen, die massive Gesundheitsbe-
einträchtigungen nachweislich haben durch Fein-
staubemission. Das sollte es uns wert sein, die eine
oder andere Unannehmlichkeit in Kauf zu nehmen

und mit der Umweltzone auf den Weg zu kommen.
Vielleicht noch ein letzter Satz dazu. Wir gehen so-
gar noch weiter. Bei der Bewerbung Thüringens als
Standort der Elektromobilität wird sogar in einem
Pilotprojekt vorgeschlagen, bestimmte Zeiten zu fin-
den, in denen ausschließlich Elektrofahrzeuge in
der Stadt Erfurt unterwegs sein sollen. Das ist in
der Planung, einfach mal zu untersuchen, was es
für Auswirkungen auf die Menschen, auf die Bürger
hat und auf die Feinstaubemission und auf die
Emission in der Innenstadt. Ich glaube, das ist ein
guter Weg. Das wird auch dem Bild Thüringens ge-
recht als grüner Motor Deutschlands. Herzlichen
Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
sich Frau Abgeordnete Schubert zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich
möchte Ihren Generalsekretär, Herrn Kurth, zu Be-
ginn zitieren, der sich über Umweltzonen in einer
Pressemitteilung - nicht nur einer - verbreitete und
sagte: „Ein so massiver Eingriff in bürgerliche Frei-
heiten muss demokratisch legitimiert sein und nicht
bürokratisch angeordnet.“ Wenn man das in Popu-
lismus übersetzt, dann kommt man zu solchen
Wahlplakaten, wie sie Ihr OB-Kandidat in Erfurt pla-
katiert. Die sind an Zynismus nicht zu überbieten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Fragen Sie mal die Menschen, die am Juri-Gagarin-
Ring wohnen und die aufgrund ihrer Einkommens-
situation gar keine andere Möglichkeit haben, dort
zu wohnen, wo die Umweltbelastung durch Lärm
und durch Feinstaub geringer ist.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Fragen Sie mal, was diejenigen von Ihrem Begriff
von bürgerlicher Freiheit halten.

Ich komme zu dem Vorwurf, diese Richtlinie sei de-
mokratisch nicht legitimiert. Geben Sie das bitte an
Ihren Generalsekretär weiter. Da will ich Ihnen eine
kleine Nachhilfestunde geben. Diese Richtlinie ist
demokratisch legitimiert, sie ist nämlich vom ge-
samten EU-Parlament vor fünf Jahren verabschie-
det worden und

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

dort wurde sogar eine Fünfjahresfrist, also eine
Verlängerung beschlossen. Eine Verlängerung, weil
man zu dem Zeitpunkt festgestellt hat, die Kommu-
nen sind noch nicht so weit, diese Feinstaubwerte
einzuhalten, also eine Schonfrist. Der FDP-Europa-
abgeordnete Herr Krahmer war Berichterstatter. Ich
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möchte Ihnen einmal sagen, wie er, nachdem das
ganze Parlament zugestimmt hat, das Ergebnis be-
wertete. Er sprach von einer Balance zwischen ho-
hem Gesundheitsschutz und nötiger Flexibilität. Al-
so alles das, was Sie jetzt vorwerfen, was man als
Gegenargument bei einer Einführung in Erfurt vor-
bringen kann - Planbarkeit, Verlässlichkeit, Be-
standsschutz auch für die PKW, die in den fünf Jah-
ren eben noch nicht gezwungen waren, einen neu-
en Filter einzubauen - all das ist längst erfüllt gewe-
sen. Es war genügend Zeit, sich darauf einzustel-
len. Ich wünschte mir, dass diese Anforderungen,
die Sie fälschlicherweise stellen, z.B. auch für sol-
che Gesetzesvorhaben wie in der Photovoltaik gel-
ten. Dort agieren Sie wie ein Elefant im Porzellanla-
den und da ist von Bestandsschutz und Vertrauen
nicht mehr die Rede.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

So unterschiedlich handeln Sie. Die Bedeutung für
die Gesundheit ist, Herr Weber ist schon darauf
eingegangen, man redet immer von 65.000 vorzeiti-
gen Todesfällen in Deutschland durch die Belas-
tung von Feinstaub. Dass die Umweltzone nichts
bringt, ist schlicht falsch und das hat auch Ihre Par-
tei in Weimar festgestellt. Sie hat dort ein Fachge-
spräch veranstaltet und hat das Ergebnis auch im
Internet dargestellt. Die Bilanz war, die Umweltzone
reicht allein nicht aus. Jetzt muss ich auch Herrn
Untermann noch einmal Folgendes ins Stammbuch
schreiben, weil Sie mit den Grenzwerten argumen-
tiert haben bzw. mit den gemessenen Werten.
Selbst die FAZ hat damals einen Artikel geschrie-
ben vor wenigen Wochen: „Trotz Umweltzonen
mehr Feinstaub“. Solche Artikel gab es wahrschein-
lich in einer Vielzahl. Aber wenn Sie den Artikel le-
sen, dann ist dort eindeutig festgestellt, dass die
Belastung eben noch höher gewesen wäre. Natür-
lich kann es sein, dass trotz Umweltzone die Ge-
samtbelastung durch Einflug aus Polen und wie
auch immer höher ist, aber sie wäre eben noch hö-
her ohne die Umweltzone. Das ist richtig, es ist eine
Maßnahme, die reicht allein nicht aus. Aber Herr
Untermann, wo sind denn Ihre Vorschläge? Wenn
nicht die Umweltzone, wie denn dann oder ist Ihnen
der Gesundheitsschutz egal?

(Zwischenruf Abg. Untermann, FDP: Sie ha-
ben doch gehört, was ich gesagt habe.)

Davon habe ich nichts gehört. Davon habe ich bis
jetzt nichts gehört. Unsere Forderungen liegen auf
dem Tisch. Wir haben auch mehrere Anträge ge-
stellt, wo es um die massive Auswertung des Um-
weltverbundes geht, die entsprechende Förderung
von ÖPNV. Ihre Haltung zu solchen Anträgen war
immer abschlägig, Herr Untermann. Wir sind auch
gegen weitere Holzfeuerungsanlagen, nicht nur auf-
grund der Tatsache, dass sie viel Feinstaub emittie-
ren, sondern wir sind auch bei der Verwendung von
Holz als Energieträger am Ende der Fahnenstange

angelangt. Es ist richtig, Feinstaub aus dem Ver-
kehr ist nur ein Teil. Wir müssen das Ganze ange-
hen und ich bin auf Ihre Vorschläge gespannt. Übri-
gens fordert die FDP in Karlsruhe statt der Umwelt-
zone, dass Baumaschinen in der Innenstadt mit
Rußfiltern ausgestattet werden müssen. Da würde
mich mal interessieren, ob Sie auch über solch eine
Lösung für Erfurt nachdenken, ob das für Sie ein
adäquater Ersatz ist für eine Umweltzone. Meine
sehr verehrten Damen und Herren, ich glaube, wir
sind uns in diesem Hause einig, Herr Wucherpfen-
nig hat es auch noch einmal gesagt. Ich bin ihm
dankbar für seine Rede. Gewisse Einschränkungen
sind hinzunehmen, weil Gesundheit nun mal das
höchste Gut ist, eines der höchsten Güter für den
Menschen und wir haben dieses zu schützen. Vie-
len Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Kuschel, war das noch eine Re-
deanmeldung? Dann für die Fraktion DIE LINKE
Herr Abgeordneter Kuschel.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich möch-
te auf einen weiteren Aspekt in der Debatte um die
Umweltzone eingehen, das ist die grundsätzliche
Frage städtischer Politik, nämlich ob wir künftig
Städte eher für Menschen gestalten wollen oder für
Autos. Wir als LINKE sind für das städtische Zu-
kunftsprojekt für Menschen und wir müssen uns da-
rüber im Klaren sein, wir müssen noch in viel stär-
kerer und konsequenterer Art und Weise den Indivi-
dualverkehr, den motorisierten Individualverkehr
aus den Innenstädten verbannen. Nur dann wird es
gelingen, dieses Modell „Eine Stadt für Menschen“
mit Leben zu erfüllen, und da ist die jetzige Umwelt-
zone ein Einstieg, weil sie auch kommunale Akteu-
re zwingt, über neue Modelle nachzudenken. Ich
finde es sehr mutig und kreativ, wie die LINKE Er-
furt beispielsweise das Projekt „fahrscheinloser öf-
fentlicher Personennahverkehr“ als Alternative

(Beifall Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

für das Parken in Geschäften, weil zum Schluss will
ja die FDP möglichst, dass die Autos bis in die Ge-
schäfte fahren können, weil man sich dadurch eine
Belebung der Innenstädte verspricht, und wir bieten
diese Alternative an. Alle Erfahrungen haben ge-
zeigt, dass eine weitere Erzeugung von Ziel- und
Quellverkehr in den Innenstädten durch Parkmög-
lichkeiten unmittelbar in den Stadtzentren eben
nicht zur Attraktivität beiträgt, übrigens auch nicht
den Handel und die Dienstleistung in den Innen-
städten stärkt. Jeder Versuch, dass die Innenstäd-
te, die dortige Handels- und Dienstleistungsstruktur,
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mit der Handels- und Dienstleistungsstruktur auf
der grünen Wiese konkurriert, muss schiefgehen,
sondern beide haben ihre Stärken und Schwächen.
Es gilt also insbesondere, die Stärken der Innen-
städte zu befördern. Da ist der Individualverkehr mit
motorisierten Fahrzeugen gegenwärtig eines der
Haupthindernisse, um Wohn- und Lebensqualität in
den Innenstädten zu stärken. Insofern ist die Ein-
führung von kommunalen Umweltzonen ein erster
Schritt, aber dabei darf es nicht bleiben. Aber diese
erst wieder infrage zu stellen, wäre ein erheblicher
und nicht zu vertretender Rückschritt und von daher
sollte man an die Umweltzonen keine zu hohen Er-
wartungen haben. Die Effekte sind begrenzt, aber
sie sind ein Einstieg in ein anderes Verständnis von
Stadtpolitik. Danke.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Mir liegen keine weiteren Redemeldungen aus den
Fraktionen vor. Für die Landesregierung Herr
Staatssekretär Richwien. Ich habe die ganze Zeit
überlegt, wer sich wohl zu Wort melden wird.

Richwien, Staatssekretär:

Ich hätte es gern meinem Kollegen überlassen,
aber er wollte nicht.

(Zwischenruf Staschewski, Staatssekretär:
Stimmt nicht, wir können zu allen Themen et-
was sagen.)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Das müssen Sie bitte unter sich klären, das will ich
jetzt hier gar nicht hören.

Richwien, Staatssekretär:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, am 9. Januar dieses Jah-
res ist der Luftreinhalteplan in Erfurt in Form einer
ersten Fortschreibung in Kraft getreten. In diesem
Plan wurden mehrere Maßnahmen zur Senkung
der Luftschadstoffbelastung in der Landeshaupt-
stadt festgeschrieben. Eine aus diesem Maßnah-
mepaket ist die Einrichtung dieser Umweltzone zum
1. Oktober 2012 und deswegen sage ich auch noch
mal in Richtung des Herrn Kuschel, Umweltzone ist
für mich ein Instrumentarium, aber nicht das einzi-
ge. Bekanntermaßen werden Umweltzonen
deutschlandweit seit ihrer erstmaligen Einrichtung
im Jahr 2008 äußerst kontrovers diskutiert, wie wir
auch heute hier im Plenum erleben konnten. Wäh-
rend Befürworter auf die notwendige Reduzierung
der Gesundheitsgefahr von Verkehrsemissionen
verweisen, sehen Gegner insbesondere eine unver-
hältnismäßige Einschränkung der Mobilitätsbedürf-
nisse von Wirtschaft, aber auch von den Bürgern.

Die Entscheidung über die Einrichtung von Umwelt-
zonen obliegt in Thüringen dem Landesverwal-
tungsamt, das für die Aufstellung der Luftreinhalte-
pläne zuständig ist. Diese Entscheidung ist jeweils
im Einvernehmen mit den zuständigen Straßenver-
kehrsbehörden zu treffen.

Meine Damen und Herren, solche Pläne sind immer
dann aufzustellen, wenn Luftqualitätsgrenzwerte
überschritten werden, die europarechtlich verankert
sind. Die Grenzwerte sowie das Verfahren der
Planaufstellung sind im Bundes-Immissionsschutz-
gesetz bzw. der 39. Bundesimmissionsschutzver-
ordnung in nationales Recht umgesetzt. Das heißt,
das Land vollzieht in diesem Bereich lediglich Bun-
desrecht und hat damit nur einen eingeschränkten
Gestaltungsspielraum. Der Festlegung von Minde-
rungsmaßnahmen geht im Rahmen dieses Verwal-
tungsverfahrens eine Analyse der Belastungssitua-
tion voraus. Daraus schlussfolgernd sind bei Grenz-
wertüberschreitungen geeignete und angemessene
Minderungsmaßnahmen festzulegen, die eine Ver-
minderung der Luftverunreinigung und damit die
Einhaltung der Grenzwerte erwarten lassen.

Diese Maßnahmen müssen sich entsprechend ih-
rem Verursacheranteil auf die relevanten Bereiche
erstrecken. Aufgrund des erheblichen Beitrags des
motorisierten Straßenverkehrs - davon haben auch
einige Abgeordnete hier gesprochen - zur Gesamt-
belastung in Gebieten mit Grenzwertüberschreitung
müssen Minderungsmaßnahmen schwerpunktmä-
ßig im Verkehrsbereich angesiedelt werden. Dabei
gilt selbstverständlich auch der Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz.

In Thüringen treten gegenwärtig Grenzwertüber-
schreitungen in den Städten Erfurt, Mühlhausen,
Jena, Gera, Suhl und Weimar auf. Es haben viele
hier schon am Pult davon gesprochen. Da der
Grenzwert für Feinstaub bereits seit 2005 gilt, wur-
de schon zu diesem Zeitpunkt ein Luftreinhalteplan
für den damals ersten Überschreitungsort Erfurt
aufgestellt. Weitere Minderungspläne wurden bis
zum Jahr 2010 für Weimar, Jena, Gera und Mühl-
hausen aufgestellt. Herr Untermann hatte davon
gesprochen, dass Mühlhausen sehr darunter leidet,
dass wir dort den Durchgangsverkehr von der 247
haben. Wenn dann der Umleitungsverkehr bewerk-
stelligt ist, glaube ich, werden sich in Mühlhausen
auch andere Grenzwerte darstellen lassen.

Meine Damen und Herren, in diesen Plänen sind je-
weils Bündel von vielfältigen Minderungsmaßnah-
men festgelegt. Die Frage der Einführung einer
Umweltzone stand zunächst noch nicht im Raum,
da deutschlandweit weder praktizierte Beispiele
noch einschlägige Rechtsprechung vorlagen. Vor
allem aber ließen die festgelegten und für die Bür-
ger wie die Wirtschaft milderen Maßnahmen die
künftige Einhaltung der Grenzwerte erwarten. Wäh-
rend dieses Ziel für Gera und Jena erreicht wurde
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und für Weimar bis Mitte 2011 auf Initiative unseres
Hauses gegenüber der Europäischen Kommission
eine Ausnahme von der Pflicht zur Grenzwerterhal-
tung notifiziert werden konnte, führten die Maßnah-
men in Erfurt zwar vorübergehend zur Grenzwert-
einhaltung, jedoch später witterungsbedingt zu er-
neuten Überschreitungen.

Aufgrund dessen bestand die Notwendigkeit, den
Luftreinhalteplan Erfurt fortzuschreiben. Diese Ar-
beiten begannen bereits im Jahr 2008. Aufgrund
der veränderten Rahmenbedingungen sowie deutli-
cher Ankündigungen vonseiten der Europäischen
Kommission, Mitgliedstaaten mit Verstößen gegen
das EU-Luftqualitätsrecht entsprechend zu sanktio-
nieren, war nun auch die Option „Einrichtung einer
Umweltzone“ durch die zuständige Behörde - wie
ich vorhin gesagt habe Landesverwaltungsamt - zu
prüfen. Zu diesem Zweck wurde ein Gutachten von
einem renommierten Verkehrsplanungsbüro einge-
holt, in dem sowohl die Wirkung einer Umweltzone
als auch noch vorhandene Minderungspotenziale
alternativer Maßnahmen zu untersuchen waren. Im
Ergebnis bietet nur die Einführung einer Umweltzo-
ne die Aussicht auf eine zeitnahe Grenzwerteinhal-
tung.

Die Frage der Belastung der betroffenen Bevölke-
rung und Wirtschaft wurde bei der Entscheidung
über die Aufnahme der Maßnahme in den Planent-
wurf ausführlich diskutiert. Unbestritten können sich
an die Einrichtung einer Umweltzone je nach indivi-
dueller Situation einschneidende Auswirkungen für
diese Gruppen ergeben. Allerdings muss die zu-
ständige Behörde im Rahmen des Verwaltungsver-
fahrens zur Planaufstellung auch und insbesondere
das geltende Recht und die einschlägige Recht-
sprechung beachten.

Meine Damen und Herren, hierzu ist Folgendes
festzustellen:

1. Der nationale Gesetzgeber hat ausdrücklich die
Möglichkeit der Beschränkung oder des Verbots
des Kraftfahrzeugverkehrs für den Fall vorgesehen,
dass Luftreinhaltepläne dies bestimmen, bezie-
hungsweise Immissionsgrenzwerte überschritten
werden, indem die Bundesregierung von ihrer Er-
mächtigung zum Erlass der Kfz-Kennzeichenver-
ordnung Gebrauch gemacht hat und sie unterstri-
chen hat, dass sie Umweltzonen als eine geeignete
Maßnahme zur Minderung der Luftverschmutzung
einstuft. Das Land ist, wie bereits gesagt, nach Arti-
kel 83 Grundgesetz verpflichtet, Bundesgesetze
auszuführen.

2. Die Europäische Kommission fordert von den
Mitgliedstaaten im Rahmen der Berichterstattungs-
pflichten zur Umsetzung europäischen Rechts In-
formationen zur „Einrichtung von Gebieten mit ge-
ringem Emissionsniveau“, das heißt zu Umweltzo-
nen. Damit stuft sie diese Maßnahme praktisch
ebenfalls als grundsätzlich geeignet ein. Nach Ein-

schätzung des Bundesumweltministeriums und
auch des Umweltbundesamtes hat gerade die Ein-
führung von Umweltzonen in Deutschland dazu ge-
führt, dass die Europäische Kommission noch keine
Klage vor dem Europäischen Gerichtshof gegen
Deutschland eingereicht hat. Ein Vertragsverlet-
zungsverfahren läuft jedoch seit geraumer Zeit. Fi-
nanzielle Folgen einer Verurteilung vor dem EuGH
würden gegebenenfalls aufgrund des Lastentei-
lungsgesetzes auch auf den Freistaat Thüringen
zukommen.

3. Inzwischen vorliegende Rechtsprechung zur Kla-
ge gegen Umweltzonen in Deutschland stützt voll-
ständig die Entscheidung zur Einrichtung der Um-
weltzonen. Insbesondere wird auch die Verhältnis-
mäßigkeit der Maßnahme klar bejaht. In dieser Si-
tuation, meine Damen und Herren, kann die zustän-
dige Behörde die Maßnahmeoption Umweltzonen
nur dann verwerfen, wenn andere mildere Maßnah-
men ein gleichwertiges Ergebnis erwarten lassen.

In Mühlhausen, meine Damen und Herren, als wei-
terer Stadt mit Grenzwertüberschreitung bei PM 10
ist das Thüringer Landesverwaltungsamt aufgrund
der bisherigen Analyse zu der Einschätzung ge-
kommen, dass aufgrund der vorhandenen Ver-
kehrsinfrastruktur die Eignung der Maßnahme Um-
weltzone nicht geeignet erschien. Dort wurden an-
dere Maßnahmen im Luftreinhalteplan festgelegt.
Für Mühlhausen sind zudem Ortsumfahrungen, wie
ich vorhin schon gesagt habe, in der Planung.

Lassen Sie mich zum Schluss kommen. Meine Da-
men und Herren, Umweltzonen sind nicht das Mo-
dell für saubere Kommunen, sie sind lediglich ein
Element in der Minderungsstrategie zur Grenzwert-
einhaltung und vor dem dargelegten rechtlichen
Hintergrund im Rahmen eines geordneten Verwal-
tungsverfahrens als Option letztendlich zu prüfen.
Die Frage, ob die Umweltzone eine Wachstums-
bremse darstellt, wie es im Antrag steht, kann an
dieser Stelle nicht abschließend beantwortet wer-
den. Es ist sicherlich differenziert zu betrachten, da
ist auch eine Aktuelle Stunde, Herr Untermann,
nicht unbedingt das richtige Instrumentarium. Einer-
seits müssen betroffene Unternehmen und Bürger
wie auch die Stadtverwaltung Erfurt selbst ihre
Fahrzeuge nachrüsten und ersetzen und damit
Konsum und Investitionen an anderer Stelle zurück-
stellen, andererseits sind natürlich hier positive Ef-
fekte für Automobilhersteller und Kfz-Handwerk zu
erwarten.

Von der im kommenden Jahr anstehenden Revisi-
on der EU-Luftqualitätsrichtlinie erhoffe ich mir per-
sönlich praktikable Änderungen, die es den Län-
dern ermöglichen, die berechtigten Ziele des um-
weltbezogenen Gesundheitsschutzes mit Mitteln zu
erreichen, die bei der Bevölkerung eine breitere Ak-
zeptanz, aber auch bei der Wirtschaft finden kön-
nen. Vielen Dank.
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(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt noch eine Wortmeldung, von der FDP-Frak-
tion Herr Abgeordneter Untermann.

Abgeordneter Untermann, FDP:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich
möchte gleich mal betonen, hier wird das immer
gleich in gut und schlecht betont, wenn man etwas
tut, das muss gut oder schlecht sein. Das kommt
immer speziell bei Ihnen, Frau Schubert, zutage,
ganz speziell wieder mit den Autos jetzt hier. Ich
weiß, dass Herr Kuschel und auch Sie am besten
heute noch als morgen auf die Autos verzichten
würden. Das geht nicht mit mir und mit der FDP.
Das Auto ist und bleibt vorläufig das wichtigste Be-
förderungsmittel, und dafür stehe ich.

(Beifall FDP)

Jeder zweite Arbeitsplatz, das wissen Sie sicher-
lich, hängt irgendwie mit der Autoindustrie zusam-
men. Was wäre, wenn wir da jetzt aufhören wür-
den. Das ist nicht zu begreifen. Ich hatte Ihnen vor-
hin gesagt - Sie hatten gesagt, ich habe eh keine
Alternative, wieso nicht, ich habe es eindeutig ge-
sagt, ich kann es Ihnen noch mal sagen -, das sind
Umgehungsstraßen, das ist vor allen Dingen Nut-
zung von Fahrzeugen, die einen schadstoffarmen
Ausstoß haben, die weniger Sprit brauchen - na ja,
wenn Sie es nicht wissen wollen, dann beschweren
Sie sich nicht jetzt, dass Sie es wieder nicht mitkrie-
gen -, den Einbau von emissionsreduzierten Hei-
zungsanlagen.

(Beifall FDP)

Das wären auch Sachen. Ich bin nicht gegen ÖPV,
ich bin nur dafür, dass der ÖPNV wirtschaftlich
fährt, dafür bin ich. Ich kann nicht mit dem Omnibus
auf ein Dorf fahren und kann dort eine Person ab-
holen. Das geht nicht, das sind auch solche Träu-
me, das kann man nicht machen, weil es sich ein-
fach nicht rechnet. Sonst kommen wir da wieder in
eine Situation, die wir gar nicht wollen.

Also, wie gesagt, das Auto ist momentan zur Mobili-
tät unersetzbar - ich bin einverstanden, wenn man
irgendetwas erfindet, was dann besser ist. Weniger
Kraftstoff und die Mobilität gerade in den Städten.
Herr Weber, mit der Zukunft Elektroautos nur in den
Städten auf Probe - also Leute, da kommen wir ja
schon an die nächste Grenze. Ist das die Zukunft in
30 oder 40 Jahren und außerdem muss Elektro-
energie auch hergestellt werden aus irgendetwas.
Und mit dem Holz, das ist eine andere Seite, Holz
ist für mich auch eine erneuerbare Energie, die Sie
da gescholten haben. Danke.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Es gibt jetzt noch zwei Wortmeldungen: Einmal
Frau Dr. Lukin für die Fraktion DIE LINKE und ein-
mal Frau Schubert für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Es gibt insgesamt noch knapp 3 Minuten Redezeit.

Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE:

Sehr geehrte Damen und Herren, ich hatte in der
Aktuellen Stunde, das möchte ich hier an dieser
Stelle sagen, eigentlich vonseiten der Landesregie-
rung etwas mehr erwartet, als einen Großteil des
Zitierens unseres Protokolls aus der Ausschuss-Sit-
zung vom 5. Oktober 2011. Ich denke, es wäre gut
gewesen, wenn, obwohl sie nicht direkt für Erfurt
bzw. auch für Weimar und die oben genannten
Städte zuständig ist, doch einige Maßnahmen zur
Förderung des ÖPNV oder auch zur Vermeidung
von Stickstoffdioxidbelastungen oder Feinstaubbe-
lastungen in den genannten Städten hätten vortra-
gen können. Ich hätte mich sehr gefreut.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Frau Abgeordnete Schubert, Sie haben jetzt noch
2 Minuten.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Werter Herr Abgeordneter Untermann, ich weise
Sie darauf hin, dass das Auto bei mir zum Umwelt-
verbund dazugehört.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gerade Städte haben aber eher die Option, dass
nicht jeder ein eigenes Auto haben muss, sondern
dass man es teilen kann. Dazu gehört Carsharing,
dazu gehören Taxis, alles das, was im ländlichen
Raum eben noch nicht so einfach ist. Gerade in
diesen Ballungsgebieten, wo wir z.B. in Jena für
100.000 Einwohner 50.000 Kfz haben, ist da noch
viel Potenzial. Genau das müssen wir herausholen,
Herr Untermann, das haben Sie, glaube ich, noch
nicht verstanden.

(Zwischenruf Abg. Untermann, FDP: Das
muss aber jeder für sich selbst entscheiden
können.)

Zweite Bemerkung: Ich stelle Ihnen eine einfache
Frage: Glauben Sie, dass in dem Moment, wo je-
mand seinen Filter austauscht bzw. sein Auto um-
rüstet, dass da Wachstum entsteht oder glauben
Sie, dass Wachstum entsteht, wenn man genau
das nicht macht?

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Das geht
nicht bei jedem Lkw.)
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In dem Moment, nach Ihrem Verständnis von
Wachstum, steigt das BIP. Das ist doch genau das,
was Sie wollen, Herr Untermann.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Mir liegen jetzt keine weiteren Redeanmeldungen
vor. Ich schließe damit den Teil e) der Aktuellen
Stunde und die Aktuelle Stunde insgesamt.

Wir haben heute bei Eintritt in die Tagesordnung
vereinbart, dass wir den Tagesordnungspunkt 3
aufrufen

Fünftes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Landeswahlge-
setzes
Gesetzentwurf der Fraktionen
der CDU und der SPD
- Drucksache 5/4064 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Innenausschusses
- Drucksache 5/4205 -

dazu: Änderungsantrag der Frak-
tion DIE LINKE
- Drucksache 5/4215 -

ZWEITE BERATUNG

Der Abgeordnete Kuschel erhält jetzt die Gelegen-
heit, den Bericht aus dem Innenausschuss zu ge-
ben.

(Beifall DIE LINKE)

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Danke, Frau Präsidentin. Es ist schade, dass Herr
Fiedler nicht da ist, weil er ermöglicht hat, dass ich
nach acht Jahren auch mal Berichterstatter aus
dem Innenausschuss sein darf. Bis dahin haben
das früher CDU in Alleinregierung und jetzt CDU
und SPD für offenbar nicht angemessen gehalten.
Herzlichen Dank, Herr Fiedler, dass ich diese Gele-
genheit habe.

Zum Bericht selbst in der Drucksache 5/4205 legen
die Fraktionen von CDU und SPD einen gemeinsa-
men Gesetzentwurf zur Änderung des Landeswahl-
gesetzes vor. Anlass ist hierfür der von der Landes-
regierung zugeleitete Bericht über die Veränderung
der Bevölkerungszahlen in den einzelnen Wahlkrei-
sen. Daraus ergibt sich - so zumindest die Antrag-
steller CDU und SPD - ein zwingender Handlungs-
bedarf bei der Einteilung der Wahlkreise insbeson-
dere deshalb, weil in zwei Wahlkreisen eine Abwei-
chung der Bevölkerungszahl von der durchschnittli-
chen Bevölkerungszahl in den Wahlkreisen von
über 25 Prozent zu verzeichnen ist. Das gilt für den
Wahlkreis 12, das ist Schmalkalden-Meiningen I,
und für den Wahlkreis 32 Weimar. Darüber hinaus
sollten noch einige redaktionelle und materiell-

rechtliche Änderungen im Wesentlichen infolge ei-
ner Angleichung an das Bundeswahlgesetz im Thü-
ringer Landeswahlgesetz festgeschrieben werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Thü-
ringer Landtag beriet den Gesetzentwurf am
23. Februar im Justiz- und Verfassungsausschuss
sowie federführend im Innenausschuss.

Herr Fiedler, herzlich Willkommen, ich habe mich
ausdrücklich bei Ihnen bedankt, dass Sie es ermög-
licht haben, dass ich hier Berichterstatter sein darf.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ich habe es
gehört.)

(Beifall DIE LINKE)

Gut, das wusste ich nicht. Es gehört zum Anstand,
dass ich das jetzt noch mal persönlich tue und mich
bei Ihnen bedanke.

Die Ausschüsse berieten am 14. sowie am
16. März 2012 zu dem Gesetzentwurf. Eine Anhö-
rung wurde nicht beantragt und fand deshalb auch
nicht statt. Sowohl dem Justiz- und Verfassungs-
ausschuss als auch dem Innenausschuss lagen je-
weils zwei Änderungsanträge vor, einmal ein Ände-
rungsantrag der einbringenden Fraktionen. Dieser
enthielt eine weitere im Wesentlichen redaktionelle
Veränderung, der auch hier in der Beschlussemp-
fehlung der Ausschüsse Aufnahme fand, und zwar
soll in Artikel 1 Nr. 8 Buchstabe a Doppelbuchsta-
be bb das Wort „Erststimme“ durch das Wort
„Wahlkreisstimme“ ersetzt werden. Ein Änderungs-
antrag der Fraktion DIE LINKE wurde in beiden
Ausschüssen abgelehnt. Zum einen beabsichtigte
die Fraktion DIE LINKE zu verhindern, dass Wahl-
kreisgrenzen durch politische Gemeinden hindurch
verlaufen und eine aus ihrer Sicht sachwidrige
Trennung eines ansonsten verwaltungstechnischen
und damit kommunalpolitisch zusammengehören-
den Gebiets vorgenommen wird. Dazu sollte ein
stufenförmiges Verfahren bei der Abweichung von
der durchschnittlichen Bevölkerungszahl vorge-
schlagen werden, wonach bei einer Abweichung
von 25 Prozent eine Kannbestimmung zur Neuord-
nung der Wahlkreise aufgenommen wird und erst
bei einer Abweichung von mehr als 30 Prozent eine
Sollvorschrift für die Neueinteilung vorgesehen ist.
CDU, SPD und die Landesregierung lehnten diesen
Vorschlag der LINKEN ab. Sie äußerten verfas-
sungsrechtliche Bedenken insbesondere mit Bezug
auf die Gleichwertigkeit der Stimme. Diese Beden-
ken hat die Fraktion DIE LINKE in dem Maße nicht
geteilt, weil die Gleichwertigkeit der Stimme bei der
Wahlkreisstimme, also der früheren Erststimme, in-
nerhalb des Wahlkreises gewahrt bleibt.

Zum anderen wollte die Fraktion DIE LINKE durch
die Änderung u.a. in § 34 sicherstellen, dass Men-
schen mit Behinderung möglichst eigenständig und
selbstbestimmt die Wahlhandlungen vornehmen
und ihre Stimme auch ohne Unterstützung von
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Hilfspersonen abgeben können. Da sollten die
Wahllokale mit entsprechenden Hilfsmitteln, insbe-
sondere Wahlschablonen, ausgestattet sein. Auch
dieser Vorschlag wurde in beiden Ausschüssen dis-
kutiert, dessen tatsächliche Notwendigkeit erörtert,
die sich auch aus der UN-Konvention über die
Rechte behinderter Menschen ergeben. Die rechtli-
che Verantwortung zur gesetzlichen Umgestaltung
der Zugangsfreiheit wurde diskutiert. Im Ergebnis
kam jedoch die Ausschussmehrheit in beiden Aus-
schüssen zu der Auffassung, dem Vorschlag der
Fraktion DIE LINKE nicht zu folgen. Der Entwurf
über ein Fünftes Gesetz zur Änderung des Thürin-
ger Landeswahlgesetzes wird dem Landtag mit der
angeführten Änderung durch die Annahme durch
den Innenausschuss mehrheitlich empfohlen. Dan-
ke.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich eröffne dazu die Aussprache und rufe als Ers-
ten für die SPD-Fraktion den Abgeordneten Hey
auf.

Abgeordneter Hey, SPD:

Frau Präsidentin, vielen Dank. Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Herr Kuschel, herzlichen Dank
für die exorbitant gute Berichterstattung.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Im-
mer daran denken, das steht alles im Proto-
koll.)

Nach § 2 des Thüringer Landeswahlgesetzes muss
eine Neueinteilung der Wahlkreise immer dann vor-
genommen werden, wenn die Bevölkerungszahl im
betreffenden Wahlkreis um mehr als ein Viertel von
der durchschnittlichen Bevölkerungszahl aller Wahl-
kreise abweicht. Das ist so die reine Lehre aus dem
Gesetz und bei den vorliegenden beiden Wahlkrei-
sen ist das ja auch der Fall, über die wir uns heute
unterhalten. Die Vorschläge zur Neuschneidung der
Wahlkreise können Sie ja auch diesem Antrag ent-
nehmen. Ich will gleich voranstellen, dass es
durchaus auch andere Varianten gegeben hätte bei
der Neuaufteilung und es hat diesbezüglich auch
Diskussionen zwischen beiden Antragstellern gege-
ben. Letztlich hat man sich zum Verfahren im hier
vorliegenden Antrag verständigt.

Der Antrag der LINKEN, jetzt noch einmal einge-
bracht, den wir bereits im Innenausschuss vorlie-
gen hatten und mit dem wir uns beschäftigt haben,
spricht ja von einer Art, ich nenne das jetzt mal, ge-
stuftem Verfahren, bei 25 Prozent kann eine Neu-
einteilung, bei 30 Prozent muss eine Neuerteilung
der Wahlkreise dann erfolgen. In dieser Form ist
das dann dort so festgelegt. Das mag vielleicht eine
Antwort auf den demographischen Wandel sein, ei-
ne Sinnhaftigkeit dieser Regelung ist dennoch aus

meiner Sicht zu hinterfragen. Was einen weiteren
großen Komplex des Änderungsantrags der Frak-
tion DIE LINKE betrifft, das ist die Erreichbarkeit
der Wahllokale für Menschen mit einem Handicap
oder einer Behinderung. Ich bin schon sehr über-
rascht, dass DIE LINKE mit diesem Antrag jetzt erst
kommt. In gut vier Wochen sind bereits Wahlen. Sie
kennen alle die Abläufe. Wenn es wirklich erhebli-
che Veränderungen in den Wahllokalen, beispiels-
weise auch baulicher Natur, geben sollte, weil man
zum Beispiel bestimmte Rampen anstellt, um die
Erreichbarkeit der Menschen mit Behinderung dort
in irgendeiner Form zu gewährleisten, dann hätte
man aus meiner Sicht das Ganze nicht unbedingt
mit einem Antrag der CDU und SPD verknüpfen
müssen, wenn es um die Neugestaltung der Wahl-
kreise geht, sondern sich generell mal dazu ins Be-
nehmen setzen sollen.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Hey, gestatten Sie eine Anfrage
durch den Abgeordneten Blechschmidt?

Abgeordneter Hey, SPD:

Ja.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Bitte, Herr Blechschmidt.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Danke, Frau Präsidentin. Danke, Herr Kollege Hey.
Könnten Sie mir folgen in dem Satz: „Lieber später
als gar nicht.“, damit man politische Veränderungen
trifft und jetzt auch mit Blick auf die vier Wochen
dennoch eine Veränderung für Menschen mit Han-
dicap und Behinderung vorzunehmen?

Abgeordneter Hey, SPD:

Herr Blechschmidt, ich bin in der Regel immer in
der Lage, Ihren Sätzen zu folgen, aber Sie werden
sicherlich auch mir recht geben, wenn ich sage,
dass gerade bei den Verfahrensabläufen - ich habe
ja eben zum Beispiel über eventuelle bauliche Ver-
änderungen gesprochen oder über bestimmte Ver-
änderungen, die generell in den Wahllokalen vorge-
nommen werden - dann in der Regel auch die kom-
munale Familie mal gefragt werden müsste. Das
gehört zum guten Ton. Wir machen das in der Re-
gel beispielsweise bei Anhörungen mit dem Ge-
meinde- und Städtebund oder dem Landkreistag.
Da werden Sie schon feststellen, wenn wir jetzt in
rund vier Wochen eine Wahl anstehen haben, dass
es ein bisschen spät ist, auf die Idee zu kommen,
jetzt genau mit diesem Antrag die Behindertenrech-
te zu verknüpfen. Da, bin ich der Überzeugung,
sollten wir uns durchaus auch gern nach der Wahl
über diesen Themenkomplex unterhalten, aber das,
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das werden Sie zugeben, ist doch schon sehr kurz-
fristig. Dass ich mich hier öffentlich darüber wunde-
re, steht mir mindestens, denke ich mal, bei diesem
Thema zu.

Die Landtagsverwaltung fiebert dem Beschluss des
Hohen Hauses entgegen. Das hängt zusammen mit

(Beifall SPD)

den Fristen der Veröffentlichung in den entspre-
chenden Gesetzblättern. Zu lange Fiebern ist nicht
gut, deswegen will ich meine Rede an dieser Stelle
auch beenden und einfach für diesen Antrag wer-
ben. Ich bitte also um Zustimmung und um Ableh-
nung des Antrags der LINKEN. Danke schön.

(Beifall CDU, SPD)

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt den Wunsch auf eine Zwischenfrage oder
Nachfrage.

Abgeordneter Hey, SPD:

Entschuldigung, das habe ich nicht gesehen. Ja.

Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE:

Herr Hey, könnten Sie sich nicht vorstellen, dass
bei einer solchen gesetzlichen Neuregelung zur Be-
hindertenfreiheit von Wahllokalen natürlich die Lan-
desregierung als Verordnungsgeber für die bevor-
stehenden Kommunalwahlen Überleitungsbestim-
mungen schaffen kann, aber es trotzdem sehr sinn-
voll ist, irgendwann mal eine gesetzliche Regelung
zu treffen, die dann auch zur Wirkung kommt, und
nicht mit Verweis, weil in vier Wochen Wahlen sind,
können wir das nicht machen. Wenn die Wahlen
vorbei sind, dann stehen wieder Wahlen an und wo
wollen wir denn die Fristen setzen? Also die Frage
ist ja: Sind Sie denn dafür, dass wir das gesetzlich
irgendwann machen?

Abgeordneter Hey, SPD:

Herr Kuschel, wenn Sie mir zugehört haben, das
tun Sie ja in der Regel immer, aber da Sie mir zu-
gehört haben, muss ich das noch mal betonen.
Selbstverständlich verschließen wir uns einer Dis-
kussion zu dieser Thematik nicht. Ich habe nur ein-
fach, und das ist ja legitim, auf die Zeitnähe der
jetzt bevorstehenden Wahlen abgestellt und habe
mich schon gewundert, weswegen Sie einen Antrag
der CDU- und SPD-Fraktion auf Neuschneidung
der Wahlkreise dann so geschickt verknüpfen mit
den Behindertenfragen. Das, finde ich, sollte ge-
trennt durchaus auch noch mal diskutiert werden,
aber wir bekommen es jetzt einfach zeitlich nicht
mehr hin. Mehr habe ich nicht gesagt. Ich denke,
da sind wir ja auch in irgendeiner Form eng beiein-
ander.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Das
ist parlamentarische Kreativität. Das kennen
Sie nicht.)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Abgeordneter. Das Wort hat jetzt der
Abgeordnete Adams von der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, vorweg ein
kleines Stück Verwunderung über die Debatte, die
ich gerade miterleben musste. Meiner Meinung
nach werden die Wahlen in vier Wochen nach dem
Thüringer Kommunalwahlgesetz abgehalten

(Beifall DIE LINKE)

und werden nicht nach dem heute hier zu ändern-
den Gesetz abgehalten, sondern das hier heute zu
ändernde Gesetz würde in vier Wochen maximal
Wirkung entfalten, wenn wir den Thüringer Landtag
heute noch auflösen würden. Aber ich hoffe nicht,
dass jemand auf diese Idee kommt.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ich denke,
Sie wissen das.)

Insofern gehe ich davon aus, dass … Nein, Herr
Kollege Fiedler, ich hoffe nicht, dass heute zu die-
ser späten Stunde der Thüringer Landtag als Hort
der parlamentarischen Debatte noch aufgelöst wird.

Ich glaube, wir brauchen hier noch mal ein Stück
Versachlichung. Wir diskutieren im Augenblick nicht
darüber, etwas zu ändern, was in vier Wochen
Realität werden muss, sondern wir reden heute da-
rüber, die Landtagswahl im Jahr 2014 vorzuberei-
ten. Eine gute Zeit, auch die Barrierefreiheit für
Wahllokale durchgängig herstellen zu können.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieses
Gesetz, das relativ schnell und kurzfristig von den
die Koalition tragenden Fraktionen eingereicht wur-
de, soll die Wahlgleichheit, also die Gleichheit der
Stimmen herstellen. Wir GRÜNE finden das richtig,
dass dies gemacht wird. Aber dieses Gesetz greift
natürlich viel zu kurz. Es ist ein Indiz für den Hand-
lungsbedarf, der sich aufgrund des demographi-
schen Wandels hier in Thüringen ergibt. Oder wäre
es Ihrer Ansicht nach nicht auch eine Ungleichheit,
dass Kommunen, die vor zehn Jahren noch viel
mehr Einwohner hatten, damit auch eine größere
Steuerkraft hatten, heute die gleichen Aufgaben
noch erfüllen müssen wie vor zehn Jahren, aber
weniger Leute weniger Geld zur Verfügung haben
und damit diese Aufgaben nur noch schlechter er-
füllen können. Auch hier ist es dringend geboten,
dass die Koalitionsfraktionen den Weg freigeben,
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um dem demographischen Wandel eine vernünftige
Struktur entgegenzustellen.

Weiterhin wäre es wichtig gewesen, im Zusammen-
hang mit diesem Gesetz einmal zu diskutieren, ob
der Thüringer Landtag so, wie er jetzt besteht in
dieser Größe, auch weiterhin bestehen muss oder
ob es nicht wichtig wäre, eine Angleichung an das
bundesdeutsche Maß zu finden, nämlich mit weni-
ger Abgeordneten je Einwohner klarzukommen, al-
so eine Verkleinerung des Landtags zu bewirken
oder die Debatte zu führen, ob wir nicht einen an-
deren Weg gehen wollen, nämlich das klare Be-
kenntnis dazu, dass wir Macht weiter teilen wollen,
dass wir Transparenz und Mitbestimmung tiefer in
die Bevölkerung hereinbringen wollen, den Landtag
also verdoppeln müssten. Das müsste allerdings
dann auch einhergehen mit einem Feierabendpar-
lament, so wie wir es in Bremen, Hamburg und in
Berlin finden. All diese Debatten wären dringend zu
führen hier im Thüringer Landtag, aber die Kurzfris-
tigkeit des Gesetzentwurfs ließ das nicht zu. Kurz-
fristig nötig ist es, dieses Gesetz zu ändern, weil
nach § 23 des Thüringer Landeswahlgesetzes die
Aufstellung von Parteienbewerbern bzw. in Vertre-
terversammlungen diese Aufstellung von Bewer-
bern 30 Monate nach Beginn der Wahlperiode statt-
finden kann. Dafür müssen wir natürlich Klarheit da-
rüber schaffen, wie der Zuschnitt des Wahlkreises
ist.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

DIE LINKE hat einen Änderungsantrag eingebracht,
für den wir nachher beantragen werden, eine Ein-
zelabstimmung durchzuführen.

(Beifall Abg. Kuschel, DIE LINKE)

Wir sehen große verfassungsrechtliche Bedenken
gegenüber dem Änderungswillen der LINKEN von
25 auf 30 Prozent bei der Abweichung zwischen
Wahlkreisen zu gehen. Das scheint uns nicht ver-
nünftig zu sein. Wir haben aber allerdings große
Sympathie und die volle Zustimmung dafür, die
Barrierefreiheit für jeden hier möglich zu machen,
die Barrierefreiheit herzustellen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Alle Menschen, auch Menschen mit Mobilitäts-
einschränkungen, sollen an der Wahl am Wahl-
sonntag, an diesem demokratischen, gesellschaftli-
chen Handeln teilhaben können. Dazu brauchen wir
natürlich Wahllokale, die barrierefrei sind.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Debatte, die man allerorts hört, sollen wir denn
jetzt unsere wunderbaren historischen Rathäuser,
die nicht barrierefrei sind, abreißen, nur um dieses
Gesetz zu erfüllen,

(Zwischenruf Abg. Hauboldt, DIE LINKE:
Nein.)

ist eine vollkommen fehlgeleitete Debatte. In jeder
Ortschaft werden sie einen barrierefreien Raum,
einen barrierefreien Ort finden, um die Wahl durch-
zuführen. Dahin sollten wir alle Bürgerinnen und
Bürger einladen, barrierefrei miteinander das zu
tun, was eine moderne Gesellschaft im Verfas-
sungsstaat tut, nämlich gemeinsam wählen zu ge-
hen. Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Abgeordneter. Das Wort hat jetzt Ab-
geordneter Fiedler von der CDU-Fraktion.

Abgeordneter Fiedler, CDU:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren, meine Vorredner haben schon einiges dazu
beigetragen. Ich stimme dem Kollegen Hey im
Grundsatz zu. Ich möchte nur noch eine kurze Er-
gänzung dazu geben, dass man natürlich jetzt nicht
in einem Gesetz alles lösen kann, weil es auch
wirklich drängt. Deswegen, Herr Kuschel, Sie ha-
ben ordentlich berichtet - er ist gar nicht da, wo ist
er denn jetzt, ich suche ihn schon mal. Also da lobe
ich ihn einmal hier und das in wie vielen Jahren,
dann ist er nicht da. Es ist doch die Höhe.

Ich will damit nur noch mal darauf hinweisen, dass
wir wohl den Antrag der LINKEN ausgiebig bespro-
chen haben. Wir haben uns wirklich mit den Dingen
befasst und gesagt, das ist nicht praktikabel. Wo
ich recht gebe, was wir, denke ich, durchaus weiter
im Auge behalten müssen, ist die Barrierefreiheit.
Das hat auch die Diskussion gezeigt. Aber es gab
auch in der Diskussion die ganz klare Aussage,
dass dem Landeswahlleiter - und der ist derjenige,
der für alle Beschwerden und Ähnliches zuständig
ist - noch nichts zur Kenntnis gekommen ist, dass
es da Unstimmigkeiten gab. Auch das muss man
einfach mal zur Kenntnis nehmen. Ich sage aber
auch ausdrücklich, man muss die Sache weiter im
Auge behalten. Ich weiß, dass die kommunale
Selbstverwaltung dort sehr kreativ ist und nach al-
len Möglichkeiten auch die Räume nutzt, die
ebenerdig sind, wo man entsprechend ranfahren
kann. Ich denke, das ist eigentlich hier schon ganz
klar.

Dann haben wir natürlich diese Änderung von Erst-
stimme zu Wahlkreisstimme. Ich glaube, das leuch-
tet auch jedem ein. Deswegen, meine Damen und
Herren - ich muss nicht alles dreimal wiederholen -,
bitte ich um Zustimmung zu dem Änderungsantrag
und bitte um Zustimmung zum Gesetz. Danke.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Zustimmung zum Ände-
rungsantrag?)
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(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Na ja, man
kann sich mal versprechen.)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Abgeordneter. Das Wort hat Abgeord-
neter Hauboldt von der Fraktion DIE LINKE.

Abgeordneter Hauboldt, DIE LINKE:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Kollege Fiedler

(Zuruf Abg. Fiedler, CDU: Ich höre.)

- ja, das ist nett -, Sie haben das ja beschrieben
hinsichtlich unserer Vorstellung, dass das alles
nicht praktikabel sei, aber, ich denke, Sie haben
das Gesetz nicht vollkommen verworfen, so habe
ich das Ihrem Redebeitrag hier entnommen. Da will
ich mal ganz bei Ihnen sein, wenn wir es erreicht
haben als Opposition, dass wir einen Anstoß oder
eine Anregung gegeben haben für die Diskussion,
eventuell bei der künftigen Gesetzgebung das alles
zu berücksichtigen, dann haben wir unsere Rolle
als Opposition zumindest heute erfüllt - insofern
gern.

(Beifall DIE LINKE)

Auch bei Herrn Hey habe ich nicht eine grundsätzli-
che Ablehnung zur Kenntnis genommen. Er hat
sich ein bisschen vergaloppiert, deswegen hat Herr
Fiedler bestimmt auch gesagt, er ist nicht ganz bei
Ihnen, was den Inhalt betraf. Der Spagat zum Kom-
munalwahlgesetz oder zur Kommunalwahlordnung
ist ein bisschen dünn. Wenn Sie gesagt hätten, das
Zeitfenster für das Landeswahlgesetz ist nun mal
offen und deshalb müssen wir das in der heutigen
Gesetzgebung beschließen, da kann man mitge-
hen, das wäre ein Argument gewesen, aber die
Kommunalwahl ist dafür ein bisschen untauglich.

Auch die Diskussion, ich habe mir das noch einmal
geben lassen, Herr Adams, als die Frage kam zu
historischen Rathäusern. Ich habe mich heute bei
meinem Wahlleiter in Sömmerda hinsichtlich Barrie-
refreiheit erkundigt. Wir haben die zu fast 95 Pro-
zent gegeben. Es gibt wohl eine Einrichtung, wo
das nicht ganz funktioniert. Aber auch wir haben in
Sömmerda ein historisches Rathaus aus dem Jahr
1539, und auch dort ist die Barrierefreiheit gege-
ben. Insofern ist das kein Argument. Wir müssen
keine alten Rathäuser abreißen, sondern mit ein
bisschen gutem Willen und vielleicht dem einen
oder anderen Euro, den man in die Hand nehmen
müsste, kann man Barrierefreiheit herstellen. Da
sind unsere Bürgermeister auch sehr weise, denke
ich mal.

Meine Damen und Herren, wir befinden uns heute
in der zweiten Lesung der fünften Änderung des
Landeswahlgesetzes. Meine Fraktion hat diesen
Änderungsantrag vorgelegt. Den Inhalt haben wir

nicht nur im Innenausschuss, sondern auch im Jus-
tizausschuss als mitberatendem Ausschuss schon
diskutiert. Der Änderungsantrag knüpft an kritische
Positionen an, die ich bereits hier an dieser Stelle
schon in der ersten Lesung benannt habe. Das sind
Änderungen, die es ermöglichen sollen, dass die
Wahlkreiseinteilung angesichts anstehender Ge-
bietsumstrukturierung durch Gemeindefusionen fle-
xibler zu handhaben ist, damit natürlich auch Ver-
waltungszuordnungen und -gliederungen sowie
Verschiebungen der Wahlkreisgröße auf Wahlen
hin einfach besser zu berücksichtigen sind. Ich den-
ke, diese Argumente bilden den Schwerpunkt unse-
res Änderungsantrags.

Meine Fraktion hält es nicht für zielführend - und
die Diskussion hat es gezeigt und die Zuschriften
haben uns das bewiesen -, wenn über die Köpfe
der Bürger hinweg zukünftig Wahlkreisgrenzen mit-
ten durch Kommunen gehen sollen, wie dies zum
Beispiel in Weimar vorgesehen ist. Dort gab es ja
massive Hinweise nicht nur in unsere Richtung,
sondern auch hier an das Parlament bzw. an die
Landesregierung, dass der Neuzuschnitt ein un-
möglicher Schritt sei. Damit wird nicht nur aus der
Sicht des Ortsteilrats Schöndorf, sondern der Wille
der Bürgerinnen und Bürger ignoriert, dass dort
Strukturen gewachsen sind, was uns immer in der
Diskussion, wenn wir mal die Frage über Gebiets-
strukturen erörtern, dass gewachsene Strukturen
nicht zur Kenntnis genommen werden, Bürgerinter-
essen nicht zur Kenntnis genommen werden und
hier Entscheidungen am grünen Tisch vorgenom-
men werden. Das, denke ich, sollte so nicht Be-
stand haben. Doch hier wächst nicht zusammen -
das sage ich auch ganz deutlich, um bei so einem
gut zitierten Spruch zu bleiben -, was nicht zusam-
mengehört. Die Anregungen, meine Damen und
Herren, die aus dem Ortsteilrat Schöndorf von dem
Ortsteilbürgermeister, von interessierten Bürgerin-
nen und Bürgern gekommen sind, sollten wir ernst
nehmen, sollte die Landesregierung ernst nehmen
und bei künftigen Gesetzesvorhaben durchaus be-
rücksichtigen.

Innerhalb der Gemeindegrenzen, meine Damen
und Herren, soll es ja in größeren Kommunen, wie
zum Beispiel Erfurt, sehr wohl möglich sein, dass
mehrere Wahlkreise gebildet werden. Nun mögen
manche einwenden, dass doch die Abgeordneten
Vertreterinnen und Vertreter der ganzen Bevölke-
rung seien. Aber wenn die Zuordnung bzw. der Be-
zug von Abgeordneten zu ihren Wahlkreisen so ein-
fach mal ohne Bedeutung wäre, muss man natür-
lich die Frage stellen: Warum gibt es dann noch
Wahlkreiskandidaten oder Direktmandate im Land-
tag?

(Beifall Abg. Kuschel, DIE LINKE)

Also, meine Damen und Herren, es ist doch die lo-
kale und regionale Zuordnung, die nicht ohne Be-
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deutung ist. Und wenn dem so ist, dann sollte die
Einteilung eines Wahlkreises zumindest grundle-
gende Verwaltungseinheiten, die Gemeinden re-
spektieren und diese nicht durchschneiden. Dass
wegen des Grundsatzes der Vergleichbarkeit des
Stimmgewichts der Wählerstimmen nicht immer je-
der Landkreis unangetastet bleibt, denke ich, ist der
Notwendigkeit geschuldet, diese beiden Interessen
zum Ausgleich zu bringen. Das Argument der annä-
hernden Spiegelbildlichkeit bzw. Widerspiegelung
von regionalen Zugehörigkeiten bzw. regionalen
Verwaltungszuordnungen ist im Übrigen keine exo-
tische Erfindung von uns, meine Damen und Her-
ren, sondern das gibt es seit Dezember 2011. Da
gibt es den Staatsgerichtshof Baden-Württemberg.
Dort existiert eine Wahlanfechtungsklage, die ist
anhängig. Bei der geht es genau um das anstehen-
de Problem, wie ist durch Trennung von Kommu-
nen durch Wahlkreisgrenzen mit Blick auf Wahl-
rechtsgrundsätze und Verfassung dieses zu bewer-
ten. Zumal die Möglichkeit der Wahlkreisgestaltung
in der Vergangenheit auch in anderen Bundeslän-
dern, die ebenfalls nicht von der Versuchung frei
waren, den einflussreichen bzw. beratenden regie-
renden Parteien günstige Ausgangsbedingungen
zu verschaffen, das ist auch kein Geheimnis. Man
kann also gespannt sein, wie die oben genannte
Wahlanfechtungsklage ausgeht.

Meine Damen und Herren, bei den Gemeindegren-
zen verschärft der Vorschlag und die Vorgaben un-
seres Gesetzes die Systematik. Bei der Abwei-
chung von Hundertzahlen - Herr Hey hat es ja be-
nannt - der Wahlkreisgrößen vom Landesdurch-
schnitt treten unsere Vorschläge für eine gewisse
Flexibilisierung ein, immer mit Blick auf die mög-
lichst zeitnahe Widerspiegelung von Gebietsände-
rungen bei einer Landtagswahl. Hier verlangt das
Gesetz bisher, dass bei einer Abweichung von
mehr als 25 Prozent angepasst werden muss. Un-
ser Vorschlag geht davon aus, aus dem „muss“ ein
„sollen“ zu machen. Sollen heißt eben im Sprach-
gebrauch des Gesetzes, es muss bei solch einer
Abweichung angepasst werden. Eine Ausnahme
besteht nur, wenn ein besonderer Fall vorliegt, in
dem andere schwerwiegende Interessen und
Rechtsgüter es rechtfertigen, keine Anpassung vor-
zunehmen. Die möglichst zeitnahe Widerspiege-
lung von Gebietsänderungen im Wahlkreiszuschnitt
und Wahlprozedere ist nach Ansicht meiner Frak-
tion ein solch schwerwiegendes Argument und
Rechtsinteresse.

Meine Damen und Herren, eine weitere Stell-
schraube zur Verbesserung der Anpassungsmög-
lichkeit ist die Straffung der Zeitschiene. Dazu be-
stimmt der Änderungsantrag meiner Fraktion einen
festen Termin, 45 Monate nach Beginn der Wahlpe-
riode, bis zu dem die Landesregierung den Wahl-
termin öffentlich bekannt geben muss. Danach erst
können die Delegierten zu den Vertreterversamm-

lungen zur Aufstellung der Kandidaten und ab dem
48. Monat die Kandidaten selbst bestimmt werden.
Bis zur Bekanntgabe des Wahltermins werden Ge-
bietsänderungen noch im Wahlkreiszuschnitt be-
rücksichtigt, danach eben nicht mehr. Im bisher gel-
tenden Gesetz ist das Stichdatum der Anfangster-
min der Kandidatenaufstellung. Das erscheint mei-
ner Fraktion folgerichtig und stimmig genug. Nach
derzeitiger Gesetzeslage muss sich aber gleichzei-
tig die Wahlkreiseinteilung in der Zusammenset-
zung der Vertreterversammlung widerspiegeln.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Es muss ….
geben. Das ist doch Quatsch, so etwas.)

Es kann also, meine Damen und Herren, nach der-
zeit geltendem Gesetz passieren, dass im 31. Mo-
nat - Herr Fiedler, Sie wollen ja nicht wieder kandi-
dieren, vielleicht ist es für Sie nicht mehr interes-
sant, deshalb sage ich es Ihnen trotzdem noch ein-
mal - nach Beginn der Wahlperiode eine Vertreter-
versammlung bzw. Delegierte dazu bestimmt wer-
den, dann im 33. Monat nach Beginn der Wahlperi-
ode die Wahlkreiseinteilung geändert wird und
dann ab dem 39. Monat nach Beginn der Wahlperi-
ode aber für den neu eingeteilten Wahlkreis Kandi-
daten aufgestellt werden sollen. Herr Fiedler, eine
komplizierte Materie, gebe ich ja gern zu, ich rege
mich auch nicht auf, schaffen Sie nicht. Mit Blick
auf die Uhr verkürze ich meinen Beitrag, meine Da-
men und Herren. Ich bedaure es aber grundsätz-
lich, dass Sie sich - der Diskussion haben Sie sich
ja nicht verweigert - aber zumindest nicht dazu be-
kannt haben, durchaus hier benannte Unstimmig-
keiten im Gesetz zu verändern. Wir werden mit Si-
cherheit nicht müde werden, zu gegebenem Anlass
auch hier eine Anpassung wieder vorzuschlagen.
Das, was bisher gilt, widerspricht jeglicher Vernunft.
Ich denke, das, was wir vorgeschlagen haben,
müsste bekannte Defizite ausräumen. Interessant
scheint mir auch noch ein Aspekt, der noch nicht
zum Tragen gekommen ist, es betrifft aber auch
das Hohe Haus. Es gibt auch noch einen Vorschlag
des Bundes der Steuerzahler Thüringen e.V. Sie
kennen die Ideen nicht nur hinsichtlich der Neuein-
teilung der Wahlkreise 32 und 12, sondern da gibt
es auch eine Forderung, indem die Abgeordneten-
der Einwohnerzahl angepasst werden soll mit Blick
auf alle Flächenländer. Das hieße nach Vorschlag
des Bundes der Steuerzahler Thüringen e.V. die
Reduzierung der Abgeordneten um die Hälfte hier
in diesem Haus.

(Beifall Abg. Kuschel, DIE LINKE)

Auch darüber wird man mit Sicherheit irgendwann
mal diskutieren dürfen. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE)
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Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Abgeordneter. Das Wort hat jetzt der
Abgeordnete Bergner von der FDP-Fraktion.

Abgeordneter Bergner, FDP:

Vielen Dank, Herr Präsident. Meine sehr geehrten
Damen und Herren, wir beraten heute über die Än-
derungen zum Thüringer Landeswahlgesetz. Die
vorgeschlagenen Änderungen beruhen zum einen
auf den festgestellten Veränderungen der Bevölke-
rungszahlen in den Wahlkreisen. Bei einer Abwei-
chung von 25 Prozent der durchschnittlichen Bevöl-
kerungszahl ist gemäß § 2 Abs. 4 Satz 3 des Thü-
ringer Landeswahlgesetzes eine Neueinteilung der
Wahlkreise vorzunehmen. Diese Abweichungen lie-
gen nach dem Bericht der Landesregierung in den
Wahlkreisen 12, Schmalkalden-Meiningen I und 32,
also Weimar, vor. Weiterhin sollen durch den vorlie-
genden Entwurf Anpassungen bzw. Angleichungen
an das Bundeswahlgesetz vorgenommen werden,
die aus meiner Sicht im Wesentlichen sinnvoll er-
scheinen. Der Gesetzentwurf enthält aber keine Lö-
sung für das Problem des demographischen Wan-
dels. In Zukunft wird es immer häufiger zu Neuein-
teilungen der Wahlkreise kommen müssen. Für die-
se Vorhersage, meine Damen und Herren, muss
man wahrlich kein Hellseher sein.

(Beifall FDP)

Ich vermisse aber hier eine Reaktion oder Überle-
gungen im Gesetzentwurf, um auf diese Herausfor-
derungen entsprechend zu reagieren. In einer Stel-
lungnahme vom Bund der Steuerzahler e.V. wird
die Zusammenlegung von Wahlkreisen und somit
von einer Reduzierung der Abgeordneten angeregt.
Der Stellungnahme ist zu entnehmen, dass Thürin-
gen die drittwenigsten Abgeordneten aller Flächen-
länder in der Bundesrepublik hat. Trotzdem, meine
Damen und Herren, darf die Überlegung kein Tabu
sein.

(Beifall FDP)

Wir müssen uns der Aufgabe des demographi-
schen Wandels und der Haushaltslage in Thüringen
stellen und dazu gehört auch, den Vorschlag des
Bundes der Steuerzahler zu diskutieren.

Zum Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
möchte ich nur kurz Stellung nehmen. Ich finde es
richtig, dass wir es Menschen mit Behinderung, so
weit es möglich ist, ermöglichen, uneingeschränkt
an den Wahlen teilzunehmen.

(Beifall FDP)

Das ist natürlich eine Selbstverständlichkeit, die
auch schon meiner tiefsten liberalen Überzeugung
entspricht. Das Problem ist aber, dass wir nicht et-
was in das Gesetz hineinschreiben können, zu dem
wir gar nicht in der entsprechenden Zeitspanne in
der Lage sind. Ich möchte doch die etwas positiv

gefärbte Darstellung vom Kollegen Hauboldt nicht
ganz mittragen, denn es gibt etliche Wahllokale, die
eben nicht die Bedingungen erfüllen für Barrierefrei-
heit und die auch in der Zeit die Bedingungen für
Barrierefreiheit nicht erfüllen können. Ich möchte
darauf aufmerksam machen,

(Beifall FDP)

dass etliche dieser Wahllokale sich eben nicht un-
mittelbar im Zugriff der Kommunen befinden, son-
dern es handelt sich beispielsweise um Schulen,
wo man eben nicht barrierefrei hineinkommt, wo
Treppen da sind und um weitere Gebäude, die
Wohnungsbaugesellschaften oder wem auch im-
mer gehören, aber eben nicht den Kommunen. Man
muss natürlich auch daran denken, dass es so et-
was wie eine Finanzplanung gibt, nämlich auch ei-
ne Mittelfristige Finanzplanung, in die solche Maß-
nahmen eingeordnet werden müssen, so sie denn
überhaupt technisch möglich sind.

(Beifall FDP)

Da möchte ich gerade auch bei historischen Bauten
darauf aufmerksam machen, dass es etliche Bau-
werke gibt, bei denen diese Barrierefreiheit nicht
umgesetzt werden kann ohne erhebliche Eingriffe
in die Bausubstanz, die so technisch nicht möglich
sind.

Deswegen, meine Damen und Herren, sind wir der
Auffassung, dass man dem Ansinnen auch nach
der heutigen Gesetzeslage natürlich so weit es
möglich ist, Rechnung tragen muss. Der Ände-
rungsantrag der Fraktion DIE LINKE hapert aber
noch an einem verfassungsrechtlichen Problem,
und zwar am Grundsatz der Wahlrechtsgleichheit.
Die Größenunterschiede zwischen Wahlkreisen sol-
len möglichst gering gehalten werden. Eine Erhö-
hung der abweichenden Bevölkerungszahl von 25
auf 30 Prozent auf eine Neueinteilung eines Wahl-
kreises legt aber einen Verstoß gegen das Grund-
gesetz nahe.

Zusammenfassend, meine Damen und Herren, will
ich deshalb sagen, dass wir die Änderungen im Ge-
setzentwurf von CDU und SPD im Wesentlichen als
sinnvoll erachten, es fehlt uns aber an einem Kon-
zept für die Zukunft. Der Änderungsantrag der
Fraktion DIE LINKE bringt durchaus neuen
Schwung in die Diskussion, das begrüßen wir, er ist
aber letztlich so aus unserer Sicht nicht umsetzbar.
Deswegen werden wir uns sowohl bei dem Gesetz-
entwurf als auch bei dem Änderungsantrag enthal-
ten. Ich danke Ihnen.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Herr Abgeordneter. Die Rednerliste der Ab-
geordneten ist abgearbeitet. Ich frage, wünscht die
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Landesregierung noch das Wort? Das ist nicht der
Fall. Wir haben eine weitere Wortmeldung.

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren,
ich denke, die Bemerkungen von Ihnen aus den
Reihen der Koalition, aber auch der Opposition zum
Thema Barrierefreiheit machen es dringend erfor-
derlich, noch ein paar Sätze hier zu sagen. Ich
weiß, es ist höchste Zeit, dass wir barrierefreie
Wahllokale überall herstellen.

(Beifall DIE LINKE)

Herr Fiedler, wir sollten die Barrierefreiheit nicht im
Auge behalten, sondern wir sollten gesetzliche Vor-
schriften endlich formulieren und verabschieden.
Damit würde die Diskussion über Barrierefreiheit in
den Wahllokalen oder über die Nutzung von Hilfs-
materialien für hochgradig Sehbehinderte und blin-
de Bürgerinnen und Bürger endlich der Vergangen-
heit angehören.

Ich weiß - ich werde das jetzt auch noch mal be-
gründen -, dass es richtig ist, unsere Änderungsan-
träge zur Thematik Barrierefreiheit zu den Wahllo-
kalen heute genau hier zu den vorgelegten Ände-
rungen zum Landeswahlgesetz und zur Landes-
wahlordnung aufzurufen, denn DIE LINKE steht für
eine effiziente Arbeit. Darum müssen genau jetzt
diese Änderungen in die vorgelegten Gesetze und
Verordnungen einfließen, damit wir sie in Vorberei-
tung der Landtagswahlen 2014 bereits in Papier ha-
ben und somit rechtskräftig sind.

Herr Bergner, wenn Sie unsere Änderungsanträge
richtig gelesen hätten, dann hätten Sie auch darin
gefunden, dass wir, solange es Rathäuser, histori-
sche Rathäuser gibt, die im Moment noch nicht bar-
rierefrei zugänglich sind, reingeschrieben haben, es
sollen Rampen und ähnliche Hilfsmittel genutzt
werden,

(Zwischenruf Abg. Bergner, FDP: Ich habe
es doch gelesen.)

damit die Nutzung möglich ist. Sie wissen auch,
wenn Sie vor Ort kommunal und als Landtagsabge-
ordneter tätig sind, dass es durchaus möglich ist,
nicht nur kommunale Räume für Landtags- und
Kommunalwahlen zu nutzen, sondern dass auch
Räumlichkeiten von Genossenschaften, von KoWo
oder anderen Institutionen genommen werden kön-
nen, um barrierefreie Wahllokale zu schaffen. Ich
bin als Erfurter Abgeordnete optimistisch, dass wir
das hier in Erfurt auch zu den anstehenden OB-
Wahlen schaffen und natürlich auch bei den Land-
tagswahlen.

Weil Sie so interessiert zu dieser Thematik gerade
hier in Ihren Reihen reden, will ich Ihnen noch mal
zwei Rechtsgrundlagen nennen, die es uns schon
längst oder Ihnen als Vertreter der Landesregierung

hier gegenübersitzen, schon längst ermöglicht hät-
ten, die Grundlagen zu schaffen. Das sind zwei
Stück. Auch wenn Sie es nicht mehr hören können,
werde ich es trotzdem noch einmal sagen. Es ist
auf der einen Seite die UN-Konvention für Men-
schen mit Behinderung, die seit drei Jahren gilt,
und auf der anderen Seite ist es die Thüringer Ver-
fassung sowie das Gleichstellungsgesetz. Beides -
sowohl die UN-Konvention als auch das Thüringer
Gleichstellungsgesetz - hätte diesbezüglich schon
längst durch die Landesregierung geändert werden
müssen oder uns eine Änderung vorgelegt werden
müssen. Leider ist das bisher nicht geschehen.
Darum also hat die Fraktion DIE LINKE in den vor-
gelegten Änderungsanträgen genau diese Thema-
tik noch einmal aufgenommen. Sie wissen, dass wir
dazu verpflichtet sind, genau diese Änderung in Ar-
tikel 29 der UN-Konvention, wo es um die Barriere-
freiheit bei den Wahllokalen geht, umzusetzen.

Ich werde Sie - auch wenn Sie jetzt etwas abge-
schlafft in Ihren Reihen sitzen und sich dieser The-
matik vielleicht nicht mehr wirklich intensiv widmen
wollen - noch einmal mit Artikel 29 der UN-Konven-
tion kurzzeitig inhaltlich auf die Höhe der Zeit brin-
gen,

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Bitte nicht,
bitte nicht.)

damit Sie wissen, dass eine Zustimmung zu unse-
ren Änderungsanträgen - was die Barrierefreiheit
und die Schablonen für sehbehinderte Menschen
betrifft - unbedingt notwendig ist.

(Beifall DIE LINKE)

Denn es ist darin geklärt und zu lesen, dass die
Vertragsstaaten - und dazu zählt natürlich auch
Deutschland und Thüringen - verpflichtet sind ,den
Menschen mit Behinderung die politischen Rechte
sowie die Möglichkeit, dies gleichberechtigt mit den
anderen zu genießen, umzusetzen. Und wir haben
sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderung
gleichberechtigt mit anderen wirksam und umfas-
send am politischen und öffentlichen Leben teilha-
ben können,

(Beifall DIE LINKE)

sei es unmittelbar oder durch frei gewählte Vertre-
ter oder Vertreterinnen, was auch das Recht und
die Möglichkeit einschließt, zu wählen und gewählt
zu werden. Unter anderem heißt das, wir haben si-
cherzustellen, dass die Wahlverfahren, die Einrich-
tung und die Materialien für Menschen mit Behinde-
rung in geeigneter und in leicht zu verstehender
Form dargelegt und sichergestellt werden. Ich den-
ke, wenn wir das umsetzen, haben wir in Thüringen
einen guten Schritt getan, um Barrierefreiheit für al-
le Wahlen und langfristig zu gewähren.

Noch ein Satz zum Schluss: Es geht nicht nur um
Menschen mit Behinderung, das wissen Sie genau,
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es geht auch um Ältere, um Seniorinnen und Senio-
ren, es geht auch um 18- und 20-Jährige, die auf-
grund von einem Handicap, das nicht immer mit ei-
ner körperlichen Behinderung einhergeht, nicht al-
lein in die Wahllokale kommen, aber so könnten wir
dies gewährleisten. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Gentzel:

Danke, Frau Abgeordnete Stange. Frau Rothe-
Beinlich, war das eine Wortmeldung von Ihrer Sei-
te?

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Nein, ich wollte da nur Einzelabstimmung zu den
einzelnen Punkten beantragen für meine Fraktion.
Zum Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE, hat-
te Herr Adams angekündigt, werden wir Einzelab-
stimmung beantragen.

Vizepräsident Gentzel:

Gut, das müssen wir ja konkretisieren. Es ist ja mit-
einander gesprochen worden, das heißt, wir stim-
men zunächst über die Punkte 1 bis 3 ab, dann
stimmen wir ab über den Punkt 4 ohne Punkt II und
dann stimmen wir noch einmal ab über den
Punkt II. Also diese drei Abstimmungen wünschen
Sie. Ich frage: Gibt es Widerspruch gegen die Tei-
lung der Frage? Das ist nicht der Fall. Weitere
Wortmeldungen liegen mir darüber hinaus nicht vor.
So kann ich die Aussprache schließen und wir tre-
ten ein in die Abstimmung. Wir beginnen mit dem
Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE in der
Drucksache 5/4215. Wir gehen so vor, wie eben
miteinander abgestimmt.

Wir stimmen zuerst ab über die Punkte 1 bis 3. Wer
diesen Punkten seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. Das ist Zu-
stimmung von der Fraktion DIE LINKE. Gegenstim-
men? Das sind Gegenstimmen von der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der Fraktion der SPD,
der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP.
Damit sind die Punkte 1 bis 3 abgelehnt.

Wir kommen jetzt zu dem Punkt 4 ohne Ziffer II.
Darüber stimmen wir danach ab. Wer dem Punkt 4
im Antrag der Fraktion DIE LINKE zustimmen
möchte, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen.
Das ist Zustimmung von der Fraktion DIE LINKE
und von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Ich frage nach Gegenstimmen. Gegenstimmen gibt
es von der CDU- und der SPD-Fraktion. Stimment-
haltungen? Stimmenthaltungen gibt es von der
Fraktion der FDP. Damit ist Punkt 4 auch abge-
lehnt.

Wir stimmen jetzt abschließend ab über den
Punkt II. Wer dem Punkt II zustimmen möchte, den
bitte ich jetzt um sein Handzeichen. Das ist Zustim-
mung von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Fraktion DIE LINKE. Wer stimmt dagegen?
Das sind Gegenstimmen von der Fraktion der SPD
und der Fraktion der CDU. Wer enthält sich der
Stimme? Die Fraktion der FDP enthält sich der
Stimme. Damit ist der Änderungsantrag von der
Fraktion DIE LINKE in Gänze abgelehnt.

Wir stimmen jetzt ab über die Beschlussempfeh-
lung des Innenausschusses in der Drucksache 5/
4205 unter Berücksichtigung der Ergebnisse der
Abstimmung des Änderungsantrags in der Drucksa-
che 5/4215. Wer der Beschlussempfehlung unter
der Maßgabe zustimmen möchte, den bitte ich jetzt
um sein Handzeichen. Das ist die Zustimmung von
der Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU.
Wer stimmt dagegen? Die Fraktion DIE LINKE
stimmt dagegen. Wer enthält sich der Stimme?
Stimmenthaltungen von der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und von der FDP. Damit ist die
Beschlussempfehlung angenommen.

Wir stimmen jetzt ab unter Berücksichtigung der
Abstimmungen, die wir bisher hatten, über den Ge-
setzentwurf von den Fraktionen der CDU und SPD
in der Drucksache 5/4064. Wer diesem Gesetzent-
wurf die Zustimmung geben möchte, den bitte ich
jetzt um sein Handzeichen. Das ist Zustimmung
von den Fraktionen von CDU und SPD. Wer lehnt
diesen Gesetzentwurf ab? Das sind die Stimmen
der Fraktion DIE LINKE. Wer enthält sich der Stim-
me? Stimmenthaltungen kommen von der Fraktion
der FDP und von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN. Damit ist der Gesetzentwurf angenom-
men.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer in der
Schlussabstimmung dem Gesetzentwurf zustimmt,
den bitte ich jetzt, sich von den Plätzen zu erheben.
Das ist Zustimmung von der Fraktion der SPD und
von der Fraktion der CDU. Wer stimmt gegen den
Gesetzentwurf? Das ist die Fraktion DIE LINKE.
Wer enthält sich? Enthaltungen gibt es von den
Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP.
Damit ist dieser Gesetzentwurf angenommen.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt und schließe
- wie verabredet - auch die Plenarsitzung. Wir se-
hen uns wieder morgen früh, 9.00 Uhr. Eine schöne
Veranstaltung, einen guten Heimweg und morgen
in aller Frische.

Ende: 18.37 Uhr
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